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Präsident Weber eröffnet die Sitzung um 10.01 Uhr.

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, ich
eröffne die dritte Sitzung der Bürgerschaft (Landtag).

Ich begrüße die anwesenden Damen und Herren
sowie die Zuhörer und die Vertreter der Medien.

Auf der Besuchertribüne begrüße ich recht herz-
lich  „Jedermänner“  des  Turn-  und  Sportvereins
Osterholz-Tenever und Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer der Innova Privat-Akademie. – Seien Sie alle ganz
herzlich willkommen!

(Beifall)

Des Weiteren begrüße ich auf der Besuchertribü-
ne recht herzlich Herrn Oberst Werstler, den Kom-
mandeur des Landeskommandos Bremen der Bun-
deswehr. Auch Sie sind herzlich willkommen!

(Beifall)

Meine Damen und Herren, wir haben in den Druck-
sachen 18/12 bis 18/28 Dringlichkeitsanträge zur Ein-
setzung von 17 Gremien. Die Drucksachen liegen Ih-
nen vor. Es handelt sich um interfraktionelle Anträ-
ge. Ich gehe davon aus, dass Einverständnis besteht,
diese Anträge mit den entsprechenden Wahlen zu ver-
binden.

Ich höre keinen Widerspruch, dann können wir so
verfahren.

Die übrigen Eingänge bitte ich dem verteilten Um-
druck zu entnehmen.

I. Eingang gemäß § 21 der Geschäftsordnung

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Rechts-
verhältnisse der Mitglieder der Bremischen Bürger-
schaft (Bremisches Abgeordnetengesetz)

Antrag der Fraktion DIE LINKE
vom 4. Juli 2011
(Drucksache 18/10)

Diese Angelegenheit kommt auf die Tagesordnung
der August-Sitzung.

II. Sonstiger Eingang

Mitteilung des Senats über den vom Senat be-
schlossenen Beitritt zur Bundesratsinitiative „Ent-
schließung des Bundesrates zur Anpassung der
jährlichen Aufwendungen für Leistungen zur Teil-
habe in der gesetzlichen Rentenversicherung –
Antrag des Landes Mecklenburg-Vorpommern“

Mitteilung des Senats vom 5. Juli 2011
(Drucksache 18/11)

Zur Abwicklung der Tagesordnung wurden inter-
fraktionelle Absprachen getroffen, wie sie dem Um-
druck der Tagesordnung mit Stand von heute, 9.00
Uhr, entnehmen können.

Bevor  wir  nun  in  die  Tagesordnung  eintreten,
möchte ich Sie von einem Schreiben in Kenntnis set-

zen, das mir der Präsident des Senats mit Datum vom
30. Juni 2011 übersandt hat. Er schreibt:

„Sehr geehrter Herr Präsident, der am heutigen
Tage vereidigte Senat hat sich in seiner Sitzung kons-
tituiert und gemäß Artikel 114 der Landesverfassung
Frau Senatorin Linnert zur Bürgermeisterin gewählt.

Weiter hat der Senat Frau Staatsrätin Prof. Dr. Quan-
te-Brandt zur Bevollmächtigen der Freien Hansestadt
Bremen beim Bund und für Europa bestellt.

Als Anlage füge ich die vom Senat beschlossenen
Ressortaufteilungen bei. Mit freundlichen Grüßen Jens
Böhrnsen, Bürgermeister.“

Meine Damen und Herren, des Weiteren möchte
ich Ihnen zur Kenntnis geben, dass Frau Senatorin
außer Dienst Ingelore Rosenkötter von ihrem Recht
aus Artikel 108 Absatz 2 der Landesverfassung be-
ziehungsweise Paragraf 36 Absatz 3 des Wahlgesetzes
Gebrauch gemacht hat, wieder in die Bürgerschaft
einzutreten. Die Feststellung darüber sowie die Fest-
stellung, dass Frau Sanem Erdinc anstelle von Frau
Ingelore Rosenkötter aus der Bürgerschaft ausgeschie-
den ist, habe ich getroffen.

Die Abgeordnete Anja Stahmann ist durch die Wahl
in den Senat ausgeschieden, als Listennachfolger ist
mit Wirkung vom 5. Juli 2011 Herr Carsten Werner
in die Bürgerschaft eingetreten. Der Abgeordnete
Horst Frehe ist durch Verzicht ausgeschieden, als
Listennachfolger ist mit Wirkung vom 5. Juli 2011 Herr
Jan Saffe in die Bürgerschaft eingetreten.

An alle, die ich jetzt aufgerufen habe: Seien Sie ganz
herzlich willkommen! Ich wünsche Ihnen viel Erfolg
bei Ihrer Arbeit!

(Beifall)

Meine Damen und Herren, wir treten nun in die
Tagesordnung ein.

Regierungserklärung des Senats

Dazu als Vertreter des Senats Herr Bürgermeister
Böhrnsen.

Meine Damen und Herren, die Beratung ist eröff-
net.

Als erster Redner hat das Wort Herr Bürgermeis-
ter Böhrnsen.

Bürgermeister Böhrnsen: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Bei der Bürgerschaftswahl am 22.
Mai haben SPD und Grüne großes Vertrauen und eine
große Mehrheit erhalten. Ich will ganz bewusst am
Anfang sagen, dass wir mit dieser großen Mehrheit,
vor allem aber dem großen Vertrauen der Bürgerinnen
und Bürger auch sehr sorgsam umgehen werden. Wir
stehen für eine Politik der Transparenz, des Dialogs
und auch der breiten Bürgerbeteiligung. Wir wollen
die Bürgerinnen und Bürger in Bremen und Bremer-
haven einladen, mit uns gemeinsam Bremen und Bre-
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merhaven zu gestalten: sozial, wirtschaftlich, ökolo-
gisch. Ich wünsche mir, und da geht mein Blick auch
auf die Opposition, dass eine solche politische Kul-
tur der Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger die
nächsten vier Jahre prägen wird als Erwartung, die
ich an uns alle habe.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Meine Damen und Herren, SPD und Grüne, die rot-
grüne Koalition, können bei ihrem Regierungsauf-
trag für die nächsten vier Jahre auf guten Erfolgen
aufbauen. Unsere Wirtschaft floriert, sie boomt. Bre-
men ist ein wirtschaftlich starkes Land. Wir bekom-
men das immer wieder bestätigt durch Standortver-
gleiche, durch Rankings. Wenn Sie nur daran den-
ken, dass wir bei dem, was wir pro Kopf in Bremen
erwirtschaften, unter den deutschen Ländern ganz
vorn stehen, auf Platz zwei, dann ist das ein wichti-
ges Zeichen. Wenn Sie in die bremische Wirtschaft
schauen, dann sehen Sie, die Häfen florieren wieder,
Logistik und maritime Wirtschaft sind unser Aushän-
geschild, im Automobilbau mit unserem Mercedes-
Werk und den vielen Zulieferern in der Stahl- und
Metallindustrie, in der Luft- und Raumfahrt, überall
steht Bremen erstklassig da. In Zukunftsbranchen wie
der  Offshore-Windenergie  finden  mehr  und  mehr
Menschen Arbeit.

Unsere Forschungs- und Wissenschaftslandschaft
ist erstklassig, unsere Städte sind hochattraktiv für
die Menschen aus nah und fern. Wir erleben es täg-
lich. Viele Menschen, die in den vergangenen Jah-
ren und Jahrzehnten vor die Tore der Stadt gezogen
sind, kommen zurück. Die Gästezahlen eilen von Re-
kord zu Rekord in Bremen und in Bremerhaven, und
viele Tausend Menschen finden Arbeit in der Tou-
rismusbranche. Was mich besonders freut bei dieser
Entwicklung, Bremerhaven ist ganz vorneweg dabei.

Meine Damen und Herren, wir spüren in unseren
beiden Städten Bremen und Bremerhaven diese Auf-
bruchstimmung, und diese Koalition, diese Regierung
will diese Aufbruchstimmung verstärken, für ihre Ar-
beit nutzen und vor allen Dingen diese Aufbruchstim-
mung aufnehmen.

Wir werden bei allen positiven Nachrichten aus
Wirtschaft und Wissenschaft nicht den Blick für die
andere Seite der Medaille verlieren. Das heißt, dass
die soziale Spaltung unserer Städte nicht überwun-
den ist. In einigen Stadtteilen können Kinder immer
noch nicht den Bildungs- und Lebensweg einschla-
gen, der der richtige für sie wäre, und zwar aus ei-
nem Grunde, weil das Portemonnaie der Eltern dafür
nicht dick genug ist.

Arbeitslosigkeit und Armut sind leider auch in Bre-
men und Bremerhaven keine Fremdworte. Wer eine
Vollzeitarbeitsstelle hat, ist nicht davor geschützt, sich
am Ende eines Monats auch noch beim Sozialamt an-
stellen zu müssen, weil der Lohn nicht zum Leben

reicht. Mit einer solchen sozialen Situation werden
wir uns nie und nimmer abfinden und alles, was in
unserer Kraft steht, tun, um das zu verhindern.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Mit diesem Blick auf Bremen und Bremerhaven ist
die  zentrale  Herausforderung  der  nächsten  Jahre
beschrieben: Bei allen Bemühungen zur Konsolidie-
rung des Haushalts müssen und wollen wir eine Po-
litik gestalten, die die Menschen und den gesellschaft-
lichen Zusammenhalt in unseren beiden Städten in
den Mittelpunkt stellt.

Wir wollen gleiche Lebenschancen und mehr Le-
bensqualität für alle in Bremen und Bremerhaven. Wir
machen eine Politik, und das sage ich ausdrücklich,
nicht nur für einige wenige, sondern wir machen eine
Politik für alle Teile der Gesellschaft in Bremen und
Bremerhaven.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Deshalb werden wir eine Koalition der starken Wirt-
schaft und der ökologischen Vernunft sein. Deshalb
werden wir eine Koalition für gute Arbeitsplätze und
den sozialen Zusammenhalt sein. Deshalb werden wir
eine Koalition der öffentlichen Verantwortung, eine
Koalition für mehr Demokratie und mehr Bürgerbe-
teiligung sein.

Nicht zuletzt deshalb werden wir eine Koalition der
nachhaltigen Finanzpolitik sein, indem wir die Hand-
lungsfähigkeit der öffentlichen Hand sichern, die Fi-
nanzen des Landes ordnen und uns Schritt für Schritt
aus der Schuldenfalle befreien. Ich füge hinzu: Dies
alles  gehört  untrennbar  zusammen.  Das  eine  geht
nicht ohne das andere. Dass wir diesen Zusammen-
hang kennen, darauf kann man sich in Bremen und
Bremerhaven verlassen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ein klares Bekenntnis zum Wirtschaftsstandort Bre-
men und Bremerhaven steht an der Spitze des Koa-
litionsvertrages, und da bleiben wir in der selbst ge-
zogenen Spur der vergangenen vier Jahre.

Rot-Grün steht für eine starke Wirtschaft, weil es
uns um sichere und ordentlich bezahlte Arbeitsplät-
ze geht. Das ist es, was die Menschen brauchen, und
dafür werden wir uns auch in den nächsten vier Jahren
mit aller Kraft einsetzen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Wir wissen um die große Bedeutung der Industrie
in Bremen. Deshalb wollen wir alles dafür tun, um
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Automobilwirtschaft, Stahlerzeugung, Maschinenbau,
Luft-  und  Raumfahrt  oder  Elektrotechnik  an  den
Standort Bremen zu binden und ihre Entwicklungs-
chancen zu stärken. Wir werden dabei unter ande-
rem weiterhin und verstärkt an einer engen Verzah-
nung von wirtschaftlicher und wissenschaftlicher Kom-
petenz arbeiten. Dies war, ist und bleibt ein Erfolgs-
rezept für Bremen und Bremerhaven.

Wir werden auch in Zukunft ökonomische Vernunft
und ökologische Nachhaltigkeit nicht als Gegensät-
ze, sondern als gleichwertige Triebfedern für wirt-
schaftliche Entwicklung und Wohlstand begreifen.
Gerade wir in Bremen und Bremerhaven können doch
vermutlich besser als andere beweisen, dass Ökolo-
gie und Ökonomie gut zusammenpassen. Wer nach
Bremerhaven schaut oder auch in Bremen in die Über-
seestadt, vor allem auf die Windenergie-Branche, der
sieht doch: Öko ist kein Arbeitsplatzkiller, Öko ist das
Gegenteil. Die erneuerbaren Energien sind ein Job-
motor. Das wissen wir, und darauf wollen wir des-
wegen auch weiter setzen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Bremen wird ganz vorn dabei sein, wenn es um das
bedeutendste Zukunftsprojekt in Deutschland geht.
Ich spreche von der Energiewende. Wir in Bremen,
jedenfalls die rot-grüne Koalition der letzten Legis-
laturperiode, haben den Atomausstieg nicht als Zu-
schauer beobachtet, sondern wir haben ihn aktiv mit-
gestaltet. Ich will noch einmal daran erinnern, dass
wir eine klare Haltung eingenommen haben zu Atom-
transporten  durch  Bremen  und  Bremerhaven,  dass
wir eine klare Haltung eingenommen haben, dass das
AKW  Unterweser  keine  Zukunft  haben  dürfe,  und
dass wir einen deutlichen Akzent gesetzt haben ge-
gen die fatale Laufzeitverlängerung für AKWs durch
die Bundesregierung im vergangenen Herbst, indem
wir das Bundesverfassungsgericht angerufen haben.
Das war richtig, das war notwendig, und es zeigt sich
jetzt mit aller Deutlichkeit, wie richtig es war, einen
konsequenten Kurs in dieser Frage gefahren zu haben.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Der Ausstieg aus der Atomenergie ist das eine, aber
er verlangt gleichzeitig den konsequenten Einstieg
in die erneuerbaren Energien, und auch da werden
wir ganz vorn dabei sein, eine starke Rolle spielen.
Ich will die Gelegenheit nutzen, in diesem Zusam-
menhang darauf hinzuweisen, dass Herr Dr. Loske
einen erheblichen Anteil daran hat, dass wir in die-
sem Feld gut vorbereitet sind, gute Voraussetzungen
haben, und möchte ihm daher von dieser Stelle für
seine Arbeit in Bremen danken und ihm für seinen wei-
teren Berufs- und Lebensweg alles Gute wünschen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Es gibt überhaupt keinen Zweifel, dass die Ener-
giewende für die bremische Wirtschaft große Chan-
cen bietet. Wir sind fest entschlossen, diese Chan-
cen auch zu nutzen. Deshalb ist zum Beispiel die Re-
alisierung des Offshore-Terminals in Bremerhaven
für Bremen und Bremerhaven von so herausragen-
der Bedeutung. Gleiches gilt für die Verbesserung der
internen Hafenerschließung und die Hafenanbindung
in Bremerhaven, für die gesamte maritime Wirtschaft
und Logistik.

Meine Damen und Herren, man muss es noch ein-
mal sagen, weil manche so tun, als wäre es anders:
Der Atomausstieg ist ein Erfolg rot-grüner und nicht
schwarz-gelber Politik!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Da wir in der Vergangenheit schon gebrochene Ver-
sprechen erlebt haben, muss man hinzufügen, der
Atomausstieg muss dieses Mal unumkehrbar sein.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Deshalb werden wir im Bundesrat am Freitag dieser
Woche der Änderung des Atomgesetzes auch zustim-
men.

Wir setzen darauf, dass die Energiewende hin zu
mehr Effizienz und mehr erneuerbaren Energien kon-
sequent umgesetzt wird. Allerdings, das muss man
an dieser Stelle mit Blick auf den Bundesrat auch sa-
gen, reichen die von der Bundesregierung vorgelegten
energiepolitischen Gesetze dafür nicht aus. Sie werden
nicht für die nötige Dynamik beim Ausbau der erneu-
erbaren Energien und der Kraft-Wärme-Kopplung sor-
gen. Wir werden uns deshalb im Bundesrat weiter
konstruktiv einbringen, um die Energiewende im Sin-
ne einer klimafreundlichen, sicheren und einer stärker
dezentralen Energieversorgung voranzubringen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Wir erwarten in diesem Zusammenhang, dass sich
die Energiewende, so wie sie von der Bundesregie-
rung versprochen worden ist, nicht erneut als leeres
Versprechen herausstellt. Das muss dieses Mal ernst
sein und ernst genommen werden, und wir werden
unseren Beitrag dazu leisten, dass es mit der Ener-
giewende ernst ist.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich kann und werde hier keinen 141 Seiten lan-
gen Koalitionsvertrag referieren und werde den An-
spruch  auf  Vollständigkeit  nicht  erheben.  Mir  liegt
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aber  daran,  aus  dem  Bereich  der  wirtschaftlichen
Entwicklung Bremens noch ein paar aus meiner Sicht
bedeutende  Punkte  anzusprechen.  Da  ist  zunächst
der Einzelhandel. Wir wollen uns in Kooperation mit
den Grundstückseigentümern und den Einzelhänd-
lern überall in Bremen und Bremerhaven dafür stark
machen, dass es Einzelhandelsangebote, Einzelhan-
delsflächen und Einzelhandelsgelegenheiten auch in
unseren Stadtteilen gibt, vor allem natürlich aber auch
in unserer Innenstadt. Wir wissen, dass wir dort mehr
Einzelhandelsfläche brauchen und dass wir auf dem
Weg sind, das im Ansgari-Quartier zu schaffen.

Die Bremer Innenstadt hat eine weit über Bremen
hinausgehende Bedeutung für den Einzelhandel, und
wir wollen unsere Innenstadt entsprechend dieser Be-
deutung auch nutzen und sie für die unzweifelhaft
vorhandene Konkurrenz fit machen, auch gegenüber
Einzelhandelstandorten außerhalb unserer Stadtgren-
zen. Das ist ein wichtiges Ziel, und das werden wir
gemeinsam mit den Einzelhändlern und mit den Ins-
titutionen  in  Angriff  nehmen,  meine  Damen  und
Herren!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Menschen nach Bremen zu holen, sie für unsere
Stadt zu begeistern, das gelingt mit unserer Innen-
stadt und mit vielen anderen Plätzen unserer Stadt,
gerade aber auch mit der Überseestadt. Ich habe das
Riesenfest zum Tag der Deutschen Einheit am 3. Ok-
tober im letzten Jahr noch sehr gut in Erinnerung,
wie auch viele Bremerinnen und Bremer diese sich
entwickelnde großartige Überseestadt in Besitz ge-
nommen haben. Darin steckt noch viel Potenzial. Des-
halb bleibt die Überseestadt auch in den kommen-
den Jahren das größte Stadtentwicklungsvorhaben
in Bremen.

Wir wollen den Masterplan quartiersweise entwi-
ckeln, und dabei, das ist mir besonders wichtig, soll
ein lebendiger Stadtteil herauskommen. Ich denke,
wir müssen alle Anstrengungen unternehmen, sofern
wir sie als öffentliche Hand leisten können – natür-
lich aber auch im Schulterschluss mit privaten Inves-
toren –, dass die Überseestadt vielfältig, lebendig und
offen bleibt. Dazu gehört für mich auch, dass es in
der Überseestadt auch bezahlbaren Wohnraum gibt,
dass es ein Stadtteil wird, der für alle Schichten un-
serer Gesellschaft offen und lebendig ist. Daran sollten
wir gemeinsam arbeiten, meine Damen und Herren!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

In der Überseestadt zeigt sich auch die große Be-
deutung der Kreativwirtschaft in Bremen. Eine leben-
dige Kreativwirtschaft ist nicht nur bedeutsam für das
Image unserer beiden Städte als moderne Großstädte,
sondern auch als Wirtschaftszweig mit eigener Wert-

schöpfung. Deswegen werden wir die Potenziale der
Kreativwirtschaft nutzen und unter Einbindung un-
serer Hochschulen die Zusammenarbeit von Unter-
nehmen der Kreativwirtschaft mit Unternehmen der
klassischen Branchen fördern.

Unternehmen in Bremen und Bremerhaven brau-
chen für eine erfolgreiche wirtschaftliche Entwick-
lung ausreichende und vor allem gute Gewerbeflä-
chen. Wir wollen mit dem Gewerbeentwicklungspro-
gramm eine Ausrichtung der Gewerbeflächenpolitik
vornehmen, die sich an dem Bedarf der Unterneh-
men orientiert, der Binnenentwicklung Vorrang ein-
räumt und branchenbezogene Standorte noch stär-
ker profiliert. Ich denke, das ist der richtige Weg.

Mir  ist  wichtig  anzufügen,  dass  wirtschaftliches
Wachstum nicht um jeden Preis gewollt ist. Fortschritt
zeichnet sich nicht dadurch aus, dass sich Zahlen ver-
ändern, sondern Fortschritt bedeutet, dass die Lebens-
qualität der Menschen steigt. Deshalb gibt es wirt-
schaftliches Wachstum für uns nicht zu dem Preis, dass
uns die gute Luft zum Atmen fehlt. Bremen wird daher
weiter konsequent seinen Beitrag zum Klimaschutz
leisten.

Wir wollen durch Energieeinsparung, durch den
konsequenten Ausbau der erneuerbaren Energien
und durch noch effizientere Energienutzung errei-
chen, dass Bremen im Jahr 2050 zu 100 Prozent mit
regenerativen Energien versorgt wird. Wer sagt, das
ist aber weit hin, dem sage ich: Man muss sich ein
Ziel nehmen und muss die Schritte definieren. Wer
gar nicht anfängt, diesen Weg zu gehen, wird das Ziel
verfehlen. Deswegen machen wir uns auf den Weg,
und das konsequent,

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

weil wir wissen, das ist auch ein Element zur Siche-
rung der Lebensqualität und darüber hinaus der At-
traktivität von Städten. Das ist nicht etwas, das ne-
benbei läuft, sondern es wird immer bedeutender für
die Attraktivität von Städten.

Meine Damen und Herren, fast 100 000 Menschen
arbeiten in Bremen und Bremerhaven im Handel, im
Hafen und in der Logistik. Unser Wohlstand hängt
ganz wesentlich von diesen Bereichen ab. Deswegen
ist eine vernünftige Infrastruktur so wichtig, vor al-
len Dingen eine Verkehrsinfrastruktur. Wir werden
der Realisierung der A 281 einschließlich der zügi-
gen Weserquerung, der Sicherstellung der Hafenhin-
terlandanbindung und der seewärtigen Erreichbar-
keit der Häfen weiterhin einen zentralen Stellenwert
beimessen. Beim dringend notwendigen Ausbau der
Cherbourger Straße arbeitet der rot-grüne Senat – das
freut mich an dieser Stelle besonders – in Zukunft
Hand in Hand mit der rot-grünen Koalition in Bre-
merhaven. Das ist doch ein gutes Zeichen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)
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Wichtig ist auch, dass beim Ausbau der verkehrli-
chen Infrastruktur die Belastungen für die Menschen
nicht aus den Augen verloren werden! Wir suchen
nach  Wegen,  Anwohnerinnen  und  Anwohner  zu
schützen. Der Kompromiss im zweiten Bauabschnitt
der A 281 ist hierfür aus meiner Sicht ein gelunge-
nes Beispiel.

Ein  anderes  wichtiges  Thema  in  Bremen  –  wer
sich in den Beiräten umschaut, sieht das genau – ist
der Bahnlärm. Wir wollen prosperierende Eisenbahn-
häfen, wir müssen aber auch erkennen, dass wir eine
ganz besondere Situation in Bremen haben. In Zu-
kunft  wird  nicht  nur  der  Güterverkehr  von  und  zu
zwei Häfen in Bremen-Stadt und Bremerhaven, son-
dern in der Perspektive auch der Güterverkehr zum
JadeWeserPort, durch Bremen, aber das nicht allein,
sondern in erster Linie durch unseren Hauptbahn-
hof, laufen. Das ist eine ziemlich solitäre Situation in
Deutschland. Deswegen müssen wir alle Anstrengun-
gen unternehmen, um in der Perspektive mit einer
großen Lösung und jedenfalls bis dahin mit allen kon-
ventionellen Maßnahmen dafür zu sorgen, dass die
Anwohner der Schienentrassen mit ihren Anliegen
nicht zu kurz kommen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Das ist eine Riesenherausforderung, hier eine wirt-
schaftliche Entwicklung, die alle wollen, mit berech-
tigten Interessen von Bürgerinnen und Bürgern, in
ihrer Wohnqualität auch einen hohen Standard zu
haben, in Einklang zu bringen. Auf Anhieb hat nie-
mand Lösungen, aber die große Aufgabe wird sein,
daran zu arbeiten, sie zu entwickeln.

Zu einer guten Verkehrspolitik, die den Wohn- und
Wirtschaftsstandort Bremen und Bremerhaven stärkt,
gehören für uns ganz wesentlich auch der Ausbau
und die Stärkung des Umweltverbundes. Es ist un-
ser Ziel, die Menschen durch attraktive Angebote dazu
zu bringen, mehr auf den ÖPNV und das Fahrrad
umzusteigen. Wir werden deshalb das Straßenbahn-
netz in Bremen weiter ausbauen und attraktiver ma-
chen, um allen Interessen gerecht werden zu kön-
nen. Es gibt eben viele Verkehrsträger, wir sind nicht
nur Radfahrer, nicht nur Fußgänger, nicht nur Auto-
fahrer und nicht nur ÖPNV-Nutzer, sondern die meis-
ten von uns sind alles gemeinsam.

Wirtschaftsverkehr und Privatverkehr, alles muss
in einem angemessenen Ausgleich zu seinem Recht
kommen. Dann geht es um eine anwohner-, klima-
freundliche, integrative und standortstärkende Ver-
kehrspolitik. Das wollen wir in einem Gesamtver-
kehrskonzept zusammenfügen. Ich denke, das ist der
richtige Weg. Ich lade alle ein, sich an einem solchen
Konzept zu beteiligen und ihre Interessen, Belange
und Vorstellungen einzubringen.

Die Entwicklung Bremens und Bremerhavens ist
untrennbar  mit  der  Entwicklung  im  Nordwesten

Deutschlands verbunden. Deswegen hat die gute und
vertrauensvolle Zusammenarbeit im Kommunalver-
bund, in der Metropolregion Bremen–Oldenburg im
Nordwesten, mit den Ländern Niedersachsen, Ham-
burg und den anderen norddeutschen Ländern eine
so herausragende Bedeutung, denn wir wissen, vie-
le Probleme der Region lassen sich nur gemeinsam
lösen, viele Chancen lassen sich nur gemeinsam er-
greifen. Deshalb treten wir zum Beispiel für eine noch
engere Kooperation der norddeutschen Häfen ein.

Wir wollen im Rahmen eines nationalen Hafenkon-
zepts die Kooperationsmöglichkeiten in der Deutschen
Bucht nutzen, und auch bei der Vertretung unserer
Interessen, zum Beispiel gegenüber dem Bund, wollen
wir noch stärker in Berlin auf der Ebene der nord-
deutschen Länder gemeinsam auftreten. Der Norden
muss in Berlin mit einer Stimme sprechen! Wer sich
die Verteilung zum Beispiel der Verkehrsinfrastruk-
turmittel in Deutschland anschaut – in anderen Be-
reichen gilt aber Ähnliches –, wird eine Schieflage
zulasten des Nordens feststellen. Man muss der Bun-
desregierung gemeinsam sagen, alle fünf Länder, dass
das so nicht geht! Wir brauchen eine Gleichberech-
tigung  der  Entwicklung  im  Süden  und  im  Norden
Deutschlands.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich habe es bereits angesprochen und will es ver-
stärken: Die Wirtschaft muss ihrer Verantwortung für
die Gesellschaft gerecht werden. Bei uns gibt es viel
zu viele Menschen, die trotz Vollzeitarbeit nicht von
ihrem Lohn leben können. Das ist, um es mit einem
Wort zu sagen, würdelos. Deswegen werden wir uns
damit  nicht  abfinden,  wir  wollen  es  verändern.  Im
Übrigen bedeutet es auch für die öffentlichen Kas-
sen hohe Aufwendungen.

Wir kämpfen auf allen Ebenen für faire Löhne und
gute Arbeitsbedingungen. Wir wollen auf Bundese-
bene den flächendeckenden Mindestlohn. Auf Lan-
desebene werden wir bei der Vergabe öffentlicher
Aufträge neben der Tariftreue sicherstellen, dass glei-
che Löhne für Stammbelegschaften und Leiharbeit-
nehmerinnen und Leiharbeitnehmer gelten, und wir
werden die Wirtschaftsförderung verbindlich an Kri-
terien  guter  Arbeit,  wie  zum  Beispiel  Mindestlohn,
Tariftreue,  Leiharbeitsquote  und  ihren  Beitrag  zum
Ressourcen schonenden Wirtschaften koppeln und
sie mit den Instrumenten der Arbeitsförderung eng
verzahnen. Ich sage es ganz deutlich: Für Dumping-
löhne und Arbeitsplatzangst darf es kein Geld aus
bremischen öffentlichen Kassen geben!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich will mit Blick auf eine aktive Arbeitsmarktpo-
litik, die notwendig ist, hinzufügen, dass der finan-
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zielle Rahmen dieser Politik in erster Linie durch den
Bund und durch die Mittel der Strukturförderung
dauerhaft erhalten bleibt. Man muss es ohne Illusi-
on sagen, allein mit bremischen Mitteln kann es nicht
gelingen, über den Weg der Arbeitsförderung mehr
Menschen in Arbeit zu bringen. Deswegen äußere
ich auch von dieser Stelle aus die Erwartung an die
Bundesregierung, dass sie ihrer Verantwortung in der
Arbeitsmarktpolitik gerecht wird. Das ist ganz schlicht
ein  Gebot  der  Sozialstaatlichkeit  der  Bundesrepu-
blik Deutschland. Wer dem widerspricht, hat dieses
Gebot verkannt.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

In der Arbeitswelt zeigt sich leider auch heute noch
besonders deutlich, dass wir von der Gleichberech-
tigung von Mann und Frau noch ein ganzes Stück
weit entfernt sind. Der Senat wird deshalb selbstver-
ständlich weiter an dem Ziel des Equal Pay – ich sage
aber immer lieber gleicher Lohn für gleiche Arbeit –
auch für das Verhältnis von Mann und Frau festhal-
ten. Wir wollen Unternehmen für Pilotprojekte ge-
winnen, um ungerechte Entgelte zu identifizieren und
zu korrigieren.

Wir werden weiter dafür sorgen, dass Frauen den
Aufstieg schaffen können. Das bedeutet einerseits eine
konsequente Unterstützung der Vereinbarkeit von Be-
ruf und Familie. Andererseits werden wir als öffent-
liche  Hand  Vorbildfunktion  leisten.  Da  haben  wir
schon  einiges  geschafft.  Behördenleiterinnen,  Ge-
schäftsführerinnen oder Abteilungsleiterinnen gibt
es mehr, als es sie früher gab. Wir werden weitere
Akzente durch die Besetzung von Aufsichtsratsman-
daten in öffentlichen Betrieben setzen. Langfristig
wollen wir eine 50-Prozent-Quote in Vorständen und
Aufsichtsräten. Der Senat wird Initiativen ergreifen,
um die Übertragbarkeit des Gleichstellungsgesetzes
auf die private Wirtschaft zu erreichen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Mit einem Wort: Wir werden in unseren Anstrengun-
gen für die Gleichberechtigung nicht nachlassen.

Eine zukunftsgerichtete, ökologisch wie sozial ori-
entierte Wohnungsbau- und Stadtentwicklungspolitik
ist von besonderer Bedeutung, weil sie Menschen an
unsere Städte bindet, und jeder weiß, dass damit auch
Steuereinnahmen verbunden sind. Die Attraktivität
einer Stadt für ihre Bewohner entscheidet sich sicher
auch auf dem Marktplatz und in der Sögestraße, vor
allem aber in unseren Stadtteilen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Hier müssen wir verhindern, dass unsere Stadt wei-
ter – und das ist im Moment leider zu konstatieren –

in ärmere und reichere Stadtteile auseinanderfällt.
Das ist eine Entwicklung, die man aus Sicht der ge-
samten Stadt in Bremen – für Bremerhaven gilt Ähn-
liches – nicht wollen kann, niemand, auch diejeni-
gen nicht, die in Stadtteilen leben, in denen es ver-
meintlich oder tatsächlich besser ist als in anderen.

Wir haben als Bürgerinnen und Bürger und nicht
nur als Politiker eine Verantwortung für die gesam-
te Stadt, unabhängig davon, in welchen Stadtteilen
wir leben. Da möchte ich uns alle ermuntern, diese
Verantwortung auch wahrzunehmen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Wir haben in den vergangenen Jahren eine überaus
erfreuliche Entwicklung beobachten können. Ich spre-
che hier von Osterholz-Tenever. Dort hat die Woh-
nungswirtschaft zusammen mit den Anwohnern vor-
bildlich dafür gesorgt, dass die Menschen wieder gern
in Osterholz-Tenever leben. Ich war vor Kurzem zur
Verabschiedung des Quartiermanagers dort und habe
mit Freude gehört, dass man schon Probleme hat, den
Wunsch der Menschen, in Osterholz-Tenever zu woh-
nen, zu befriedigen. Das ist ein wunderbares Zeichen.
Ein wichtiges Instrument war dabei auch das Pro-
gramm „Wohnen in Nachbarschaften“, WiN,

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

das auch in vielen anderen Quartieren wertvolle sta-
bilisierende Arbeit ermöglicht hat.

Wir werden dieses erfolgreiche Programm fortset-
zen und dafür auch unter schwierigen Haushaltsbe-
dingungen weiter Mittel bereitstellen. Dabei gilt auch,
was ich bereits zur Arbeitsmarktpolitik gesagt habe:
Wir müssen darauf drängen, dass der Bund sich nicht
aus seiner Verantwortung zurückzieht. In Berlin ist
es  möglicherweise  nur  ein  Strich  im  öffentlichen
Kassenbuch, aber in den Städten und Gemeinden in
Deutschland kommt dieser Strich als richtige Verschär-
fung von Problemen an. Das muss man denen in Berlin
ganz deutlich sagen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Wir werden auch im Bremer Westen, in dem in den
vergangenen Jahren schon viel an Stabilisierungs-
arbeit geleistet wurde, eine Entwicklungsagentur West
einrichten, um die vorhandenen vielfältigen ressort-
bezogenen Ansätze zu einer ressortübergreifenden
Strategie zu entwickeln. Ähnliches gilt für Bremen-
Nord, das will ich hier nur mit einem Satz ansprechen.
Ich werde dazu in das Rathaus die Akteure aus dem
Bremer Norden, nicht nur aus der Politik, sondern auch
aus Wirtschaft, Kultur und Gesellschaft, zu einer hand-
lungsorientierten  Koordinierungsrunde  einladen, da-
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mit wir die Dinge in Bremen-Nord voranbringen kön-
nen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich habe Osterholz-Tenever und die erfreuliche
Entwicklung angesprochen. Sie ist ein Beispiel dafür,
dass wir für eine soziale Stadtentwicklungspolitik sind.
In Bremerhaven gibt es auch eindrucksvolle Beispiele
dafür, dass wir auf unsere städtischen Wohnungsbau-
gesellschaften  GEWOBA  und  Stäwog  angewiesen
sind und dass wir sie brauchen. Ich habe immer ge-
dacht, man müsse es hier nicht mehr sagen, aber der
Wahlkampf hat mich eines anderen, nicht eines Bes-
seren, sondern eines Schlechteren belehrt. Deswe-
gen sage ich es hier noch einmal ganz ausdrücklich:
Tausende Mieterinnen und Mieter der beiden Woh-
nungsbaugesellschaften können sich auf diese Koa-
lition verlassen. Die Ansprechpartner für ihre Belange
werden nicht in Texas oder irgendwo in der Karibik
sein, sondern weiter hier in Bremen und Bremerha-
ven, dafür steht diese Koalition.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

In diesem Zusammenhang sei erwähnt, dass wir
mit der Wohnungsbaukonzeption das Ziel verfolgen,
bis zum Jahr 2020 14 000 neue Wohnungen in Bre-
men – vor allem in bestehenden Quartieren und durch
Arrondierung – zu schaffen. Das ist nicht nur ökolo-
gisch, das ist auch attraktiv und wirtschaftlich, da durch
die Einbindung in gewachsene Quartiere und entlang
der Verkehrs- und ÖPNV-Achsen Infrastrukturen nicht
erst neu und teuer aufgebaut werden müssen.

Der soziale Zusammenhalt unserer Gesellschaft und
die Chancengleichheit aller Menschen unabhängig
von ihrer Herkunft und ihrem Einkommen stehen für
den Senat wie auch in den vergangenen vier Jahren
weiterhin an oberster Stelle auf der Tagesordnung.
Wir haben uns in Bremen und Bremerhaven immer
mit aller Kraft gegen ungleiche Chancen und Benach-
teiligungen gestemmt, und wir haben dabei auch spür-
bare Erfolge erzielt. Ich erinnere an den Ausbau der
Kindertagesbetreuung gerade in den sogenannten
benachteiligten Quartieren. Wir haben Stadtteilge-
rechtigkeit immer anders definiert als eine formale
Gleichheit. Gerechtigkeit heißt nicht immer das Glei-
che, sondern Gerechtigkeit heißt, dort mehr zu tun,
wo es notwendig ist. Nach dieser Maßgabe haben wir
uns orientiert, und das wird auch weiter so sein.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Wir haben die Betreuung der unter Dreijährigen
ausgebaut. Ich bin richtig zufrieden damit, dass wir
das kostenlose Mittagessen für Kinder aus Familien

mit geringem Einkommen, lang bevor über ein Bil-
dungs- und Teilhabepaket diskutiert worden ist, in
Bremen realisiert haben. Wir haben ein umfassen-
des Programm zur Verbesserung des Kinderschutzes
vorangebracht. Das sind alles wesentliche Baustei-
ne. In diesem Zusammenhang möchte ich mich an
die neue Abgeordnete, meine frühere Kollegin, In-
gelore Rosenkötter wenden und mich herzlich für ihre
großartige, engagierte Arbeit in den vergangenen Jah-
ren bedanken. Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Wir werden weiterhin einen Schwerpunkt darauf
setzen, die notwendigen zusätzlichen Plätze in den
Kitas bedarfsgerecht zu schaffen, einen Betreuungs-
anspruch von sechs Stunden festzuschreiben und mit
den Sprachtests früher zu beginnen. Das ist übrigens
ein wichtiger Punkt, denn wir wissen doch, je früher
wir ansetzen, desto besser ist die Prognose. Daher
wollen wir mit der Sprachförderung in den Kinder-
gärten bedeutend früher ansetzen. Das ist ein wich-
tiger Beitrag zur Chancengleichheit und zur Integra-
tion in unseren Städten.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Wir werden uns – das will ich damit sagen – wei-
ter auf allen Ebenen gegen Armut und Armutsfolgen
und für die Gleichheit von Chancen einsetzen. Wir
werden uns auch auf Bundesebene für eine Politik
stark machen, die nicht ausgrenzt, sondern den Men-
schen, die Hilfe und Unterstützung benötigen, die-
se auch gewährt. Da bin ich bei der Frage, wer die
Hauptlast solcher Aufgaben in Deutschland trägt. Das
sind die Städte und Gemeinden, die Kommunen in
Deutschland, sie tragen die Hauptlast dieser sozia-
len Aufgaben. Die Kommunen wissen auch am bes-
ten, mit welchen Maßnahmen der Sozialhilfe- und der
Arbeitsmarktpolitik vor Ort Armutsfolgen bekämpft
werden können, sie können aber deren Kosten vor
allem in den Großstädten nicht allein schultern. Da
sind wir inmitten einer aktuellen Debatte, die um Steu-
ersenkungen geführt wird. Das sind irrationale Vor-
stellungen.

Im Übrigen habe ich auch noch nie erlebt, dass man
beschließt, Steuersenkungen wird es geben, aber sagt:
Wie, das verschweigen wir noch, das versuchen wir
im Herbst zu erklären, und wann, da suchen wir uns
den Beginn des Wahljahres 2013 aus.

Auf wessen Kosten geht denn eine solche Politik?
Diese Politik geht auf Kosten der Städte und Gemein-
den in Deutschland, die gezwungen sind, soziale und
kulturelle Einrichtungen zu schließen und damit den
Menschen Lasten aufzubürden. Das geht nicht! Ich
bin dafür, dass man kleine und mittlere Einkommen
entlastet, aber bitte nicht dadurch, dass wir die Ein-
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richtungen beseitigen und schließen müssen, die für
die Menschen nötig sind, sondern dann muss man
das so finanzieren, dass die, die breitere und stärke-
re Schultern haben, diese Lasten auch tragen, um das
gegenzufinanzieren. Das ist der einzige Weg, alles
andere ist falsch! Deswegen wird sich Bremen ge-
gen eine solche falsche Steuerpolitik auch zur Wehr
setzen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Eng mit dem verknüpft, was ich soeben angespro-
chen habe, und von großer Bedeutung für die sozi-
ale Entwicklung in unserem Land ist, ist die Gestal-
tung der Gesundheitsversorgung. Auch wenn die we-
sentlichen rechtlichen und konzeptionellen Rahmen-
setzungen auf Bundesebene getroffen werden, wird
Gesundheitspolitik gerade in den Ländern und in den
Kommunen ganz konkret – hier ist Politik ganz kon-
kret –, zum Beispiel wenn es um den Krankenhaus-
bereich geht. Hier wird eine herausragende Aufga-
be der nächsten vier Jahre darin liegen, in der Stadt-
gemeinde Bremen die Sanierung der Gesundheit Nord
mit dem Ziel der Aufrechterhaltung von allen vier
wohnortnahen Krankenhausstandorten unter dem
Dach der GeNo voranzubringen.

Wir wollen medizinische Maximalversorgung nicht
nur für einige besonders Privilegierte, sondern wir
wollen sie für alle Schichten der Bevölkerung ermög-
lichen. Das ist der Kern unserer Gesundheitspolitik.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Neben vielen strukturellen und personellen Maß-
nahmen, die gerade für die Beschäftigten – das wol-
len wir nicht übersehen – eine große Herausforde-
rung bedeuten, sind der Teilersatzneubau im Klini-
kum Bremen-Mitte sowie die Investitionsförderung
an allen anderen Standorten in Bremen und Bremer-
haven die Voraussetzungen für eine erfolgreiche Zu-
kunft  aller  Krankenhäuser.  Daran  zu  arbeiten,  ist
ebenfalls ein wichtiger Beitrag für die Lebensquali-
tät in unseren Städten.

Der kurzfristige Weg aus Armut führt über Arbeits-
plätze, langfristig aber gilt nach wie vor: Bildung ist
der Schlüssel für eine Zukunft in Sicherheit und Wohl-
stand. Deshalb werden wir die Bildungspolitik als
Schwerpunkt unserer bisherigen Arbeit in den nächs-
ten Jahren erfolgreich fortsetzen.

(Beifall bei der SPD)

Mit unseren Investitionen in die Bildung, dem ver-
einbarten Schulkonsens sowie mehr und längerem
gemeinsamen Lernen sind wir auf dem richtigen Weg.
Der weitere Ausbau der Ganztagsangebote bietet al-
len Kindern und Jugendlichen die Chance, nach ih-

ren Fähigkeiten individuell gefördert zu werden. Wir
werden zusätzliche Ganztagsschulen aufbauen und
vorhandene in ihrer Ausstattung verbessern. Wir wer-
den die Kooperation zwischen Schule und Jugend-
hilfe intensivieren und die Angebote in einem Ge-
samtkonzept zusammenführen mit dem Ziel, an al-
len Grundschulen ein Mittagessen und Unterricht am
Nachmittag anzubieten.

Ein  wichtiger  Punkt:  Die  Inklusion  werden  wir
Schritt für Schritt weiter umsetzen. Gestatten Sie mir
noch eine Bemerkung zur Inklusion! Wenn Sie über-
regionale Zeitungen lesen, dann stellen Sie fest, wie
häufig Bremen erwähnt wird. Inklusion! Wir sind vor-
bildlich, nicht weil wir nur gute Menschen sind – das
sind wir auch –, sondern weil wir etwas sehr ernst
nehmen, das man ernst nehmen muss, nämlich eine
Behindertenrechtskonvention,  die  uns  verpflichtet,
das zu tun, was wir tun. Das wollen wir ordentlich
tun, und da werden wir uns in den nächsten Jahren
auch weiter anstrengen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Notwendige Sparbeiträge – ich komme noch da-
rauf –, auch im Bildungsbereich, werden durch struk-
turell wirkende Maßnahmen so erwirtschaftet, dass
die Unterrichtsversorgung nicht verringert und die
Schulreform weiter verlässlich gestaltet wird. Wir ma-
chen dies, damit kein Kind außen vor bleibt, damit
der individuelle Erfolg nicht vom Einkommen der El-
tern abhängt. Wir machen dies, weil wir es uns an-
gesichts des wachsenden Fachkräftebedarfs der Wirt-
schaft schlicht nicht leisten können, Talente ungenutzt
zu lassen. Das ist der Kern unserer Bildungspolitik,
so war er, und so wird er auch in Zukunft sein.

Für die erfolgreiche Gestaltung unseres Bundes-
landes haben die Hochschulen eine herausragende
Bedeutung. 30 000 Studierende in unseren beiden
Städten machen Bremen und Bremerhaven attrak-
tiv, sind ein wesentlicher Wirtschaftsfaktor und sor-
gen für Vielfalt und wissenschaftliche Kompetenz. Die
Gebührenfreiheit des Studiums, auch darauf möch-
te ich an dieser Stelle hinweisen, ist unverzichtbar,
weil wir nicht nur die Kinder reicher Eltern an der
Universität haben wollen und weil wir nicht zurück
wollen in die Fünfziger- oder Sechzigerjahre des letz-
ten Jahrhunderts, als Kinder aus Arbeiterhaushalten
nicht ins Studium gingen, weil sie es sich nicht leis-
ten konnten. Nein, wir wollen unsere Hochschulen
und unsere Universitäten für alle, die es können, auch
offen haben.

(Beifall bei der SPD)

Unsere Hochschulen haben sich in den vergange-
nen Jahren hervorragend entwickelt. In ihrer Vernet-
zung mit Wirtschaft und Gesellschaft durch die Grün-
dung vieler Institute in der und um die Universität
herum wurde die Grundlage für die Stadt der Wis-
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senschaft und für den Erfolg der Bremer Universität
im Exzellenzwettbewerb gelegt. In Feldern wie der
Raumfahrtforschung, der Meeres- und Polarforschung,
der Logistik und den Materialwissenschaften besit-
zen bremische Einrichtungen eine internationale Spit-
zenstellung. Diese wollen wir gemeinsam festigen.

Wir werden die Universität auch weiterhin in ih-
ren Bemühungen, sich erfolgreich in der Exzellenz-
initiative zu positionieren, unterstützen. Wir werden
die zwischen Bund und Ländern vereinbarte Steige-
rung der Ausgaben für die gemeinsamen Forschungs-
einrichtungen erbringen. Zur weiteren Verbesserung
der Lehre werden wir uns am Hochschulpakt II be-
teiligen und das Sonderprogramm „Gute Lehre“ fort-
setzen.

Wir wollen, ich wiederhole es noch einmal, mög-
lichst vielen jungen Menschen die Chance auf ein
gutes Studium in Bremen und Bremerhaven bieten,
darum geht es uns!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Als Kultursenator hätte ich große Lust, viel über
Kultur zu sprechen, das tue ich an anderer Stelle, und
auch über Sport und ähnlich wichtige Dinge, aber den
Punkt der Sicherheit, der inneren Sicherheit, will ich
nicht überspringen, denn zur Lebensqualität der Men-
schen gehört vor allem auch, dass sie sich sicher füh-
len, und zwar in allen Stadtteilen. Sicherheit darf nicht
eine Frage des Wohnquartiers oder gar des Geldbeu-
tels sein. Deshalb werden wir bei allen Konsolidie-
rungsanstrengungen die Personalstärke der Polizei
aufrechterhalten. Mit Instrumenten wie dem Konzept
„Stopp der Jugendgewalt“ sorgen wir dafür, dass alle
beteiligten Stellen gemeinsam daran arbeiten, dass
Jugendliche nicht straffällig werden, dass Straftaten
schnell und konsequent geahndet werden und dass
einmal straffällig gewordene Jugendliche nicht in eine
Gewaltspirale abdriften. Dort, wo sich bestimmte Kri-
minalitätsformen in den Stadtteilen ballen, werden
wir weiter schwerpunktmäßig und frühzeitig Gegen-
maßnahmen ergreifen, damit sich hier keine Struk-
turen verfestigen.

Daneben bedarf es aber auch besonderer Antwor-
ten auf besondere Kriminalitätsphänomene. Wir wer-
den insbesondere das ressortübergreifende Konzept
zum Schutz vor häuslicher Gewalt weiterentwickeln,
weil Gewalt gegen Frauen immer noch ein gravie-
rendes Problem darstellt. Wir werden aber auch ge-
rade  angesichts  des  demografischen  Wandels  die
Gefährdung unserer Bevölkerung durch Straftaten
gegen ältere Menschen in den Fokus nehmen. Wir
werden die Bekämpfung der Rocker- und Clankri-
minalität konsequent fortsetzen. Personalverstärkun-
gen für besondere Bereiche, etwa in der Justiz oder
in der Polizei, werden aufrechterhalten.

Insgesamt werden wir in der Justiz eine Personal-
ausstattung gewährleisten, die nicht nur die Leistungs-

und Funktionsfähigkeit unserer Gerichte und Staats-
anwaltschaften sicherstellt, sondern gerichtliche Ent-
scheidungen zeitnah ermöglicht. Das, auch das, die
zeitnahe Entscheidung, ist ein Gebot des Rechtstaa-
tes, meine Damen und Herren!

Ich habe Bremerhaven wiederholt angesprochen.
Ich will es an dieser Stelle erneut tun, weil die Situ-
ation und Entwicklung in Bremerhaven weiterhin und
mit Überzeugung die besondere Aufmerksamkeit
verlangt. Ohne Zweifel konnten gerade in Bremerha-
ven aufgrund des Engagements der Stadtgemeinde
Bremerhaven und des Landes Bremen herausragende
Erfolge verzeichnet und positive Entwicklungen an-
gestoßen werden. Mit der Tourismuszone um den Al-
ten und Neuen Hafen ist es, wie ich finde, in heraus-
ragender Weise gelungen, den Imagewandel Bremer-
havens voranzutreiben. Neben den touristischen At-
traktionen in Bremen hat die neue Skyline Bremer-
havens an der Weser der Tourismuswirtschaft einen
entscheidenden Aufschwung verschafft. Das macht
Mut. Wir werden weiter konsequent an der Steige-
rung unserer Gästezahlen in Bremen und Bremerha-
ven arbeiten.

Wir wollen Bremerhaven zu einem Zentrum der
europäischen maritimen Wirtschaft und Wissenschaft
und zum Top-Standort für Windenergie ausbauen. Die
Offshore-Wirtschaft wird inzwischen in ihrer natio-
nalen Bedeutung wahrgenommen. Wann immer in
den letzten Wochen und Monaten über die Energie-
wende und den Atomausstieg gesprochen worden ist,
war Bremerhaven immer sofort als Stichwort dabei,
weil hier Potenziale liegen, die man deutschlandweit
sieht, wahrnimmt und die wir nutzen wollen.

Wir werden Bremerhaven beim Landesprogramm
im Bildungsbereich angemessen beteiligen, insbeson-
dere beim Ausbau der Ganztagsschulen. Auch in der
Seestadt wollen wir zusammen mit Bremerhaven den
Anspruch der ein- bis dreijährigen Kinder auf Betreu-
ung  erfüllen.  Das  ist  uns  eine  selbstverständliche
Pflicht, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich habe es mit meinen Eingangsbemerkungen ge-
sagt, ich wünsche mir eine politische Kultur der Be-
teiligung. Das bedeutet, dass wir auch und gerade
in unseren Stadtteilen auf die Mitarbeit und die Be-
teiligung vor Ort bauen müssen und wollen, um
zu gemeinsam akzeptierten Lösungen zu kommen.
Deswegen wird zum Beispiel der Senat noch stärker
als bisher den Dialog und den Rat der Menschen in
Bremen und Bremerhaven suchen. Eine bedeuten-
de Rolle dabei spielen in der Stadt Bremen die Bei-
räte. Sie bringen zum Beispiel über die Planungskon-
ferenzen, die, wie ich glaube, ein richtig gutes Instru-
ment sind, das wir mit dem neuen Beirätegesetz ein-
geführt haben, schon früh örtlichen Sachverstand in
alle Planungen und Vorhaben für den Stadtteil ein.



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 18. Wahlperiode – 3. Sitzung am 06. 07. 1160

(A) (C)

(B) (D)

Wir werden die Beiräte dabei unterstützen, Bür-
gerbeteiligung in den Stadtteilen zu organisieren. Die
Globalmittel der Beiräte werden weiterhin wichtige
Impulse in den Stadtteilen setzen können, und, mit
einem Wort gesagt, die Beiräte in Bremen können sich
der Unterstützung durch den Senat sicher sein, meine
Damen und Herren!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Heute bei der Zeitungslektüre ist mir in einem In-
terview ein Satz begegnet, dass sinkende Wahlbe-
teiligung und politisches Desinteresse angeblich in
den Hintergrund geraten seien. Ich widerspreche dem
ausdrücklich und sage für mich – und, ich bin sicher,
für beide Koalitionsfraktionen –, das treibt uns um und
wird uns in den nächsten Jahren bewegen, weil wir
uns nicht damit abfinden wollen, dass die Legitima-
tionsbasis für demokratische Entscheidungen, jeden-
falls bei der Wahl zur Bürgerschaft, zu den Beiräten
und zur Stadtverordnetenversammlung, kleiner wird,
sondern wir wollen in den nächsten Jahren dafür sor-
gen, dass wir 2015 mehr Menschen davon überzeu-
gen, dass man mitmacht, dass die Demokratie kei-
ne Zuschauerstaatsform ist und dass wir deswegen
über neue Beteiligungsmöglichkeiten Menschen für
Politik und für das Mitmachen beteiligen. Denn das
ist das Erste: Das Mitmachen mag ja auch eine de-
mokratische Pflicht sein, aber in erster Linie muss es
auch eine Freude sein, sich für seine Stadt und für
seinen Stadtteil zu engagieren. Wir wollen daran ar-
beiten, dass das gelingt, meine Damen und Herren!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Übrigens hat es auch viel mit dem Stil von politi-
scher Auseinandersetzung zu tun, ob das einladend
oder abschreckend ist. Ich möchte in diesem Zusam-
menhang mit Blick auf die Opposition sagen, ich hoffe,
dass wir in der Auseinandersetzung über die richti-
gen Lösungen zwar in der Sache und über den bes-
ten Weg streiten, aber dass wir das immer mit dem
nötigen Respekt für das Gegenüber verbinden. Mir
scheint das eine Grundvoraussetzung dafür zu sein,
dass Menschen es als einladend empfinden, sich an
dieser politischen Auseinandersetzung zu beteiligen.

Wenn ich in meinen bisherigen Ausführungen am
Rande, aber doch immer mitschwingend schon das
Thema Finanzen und Haushaltskonsolidierung ange-
sprochen habe, so will ich es an dieser Stelle noch
einmal ausdrücklich tun. Durch die Vereinbarungen
zur Schuldenbremse bis zum Jahr 2020 in Verbindung
mit den Bremen zugesprochenen Konsolidierungs-
hilfen in Höhe von 300 Millionen Euro als jährliche
finanzielle Unterstützung von der bundesstaatlichen
Gemeinschaft hat die Notwendigkeit zur Konsolidie-
rung des Haushaltes eine neue, eine zusätzliche Di-

mension erhalten. Eine derartige historische Situa-
tion hat es in Bremen noch nicht gegeben.

Bislang hatten wir eher freiwillige Selbstverpflich-
tungen, etwas zu tun, ein Ziel zu erreichen. Wir ha-
ben auch einmal ein Sanierungssicherstellungsgesetz
gemacht. Ich will jetzt das Gesetz nicht evaluieren,
weil das Ergebnis nicht besonders attraktiv für uns
alle wäre. Eine solche historische Situation, dass wir
an ein Ziel gebunden sind, welches das Grundgesetz
vorgibt, und dieses Ziel nur erreichen können, wenn
wir eigene Anstrengungen unternehmen, die aber
durch 300 Millionen Euro jährlich unterstützt werden
–  neun  mal  300  sind  2,7  Milliarden  bis  zum  Jahre
2019 –, ist eine unvergleichliche Chance für Bremen,
es ist aber auch – das sage ich ganz deutlich – eine
unvergleichliche Herausforderung für uns. Das wird
Auswirkungen  auf  alle  Bereiche  der  öffentlichen
Haushalte haben.

Wir müssen unser strukturelles Defizit Jahr für Jahr
um 120 Millionen Euro abbauen, nur dann erhalten
wir die Unterstützung von 300 Millionen Euro jähr-
lich. Ich habe schon zu anderer Gelegenheit gesagt,
sich vorzuwerfen, Sie sparen zu viel, Sie sparen zu
wenig, ist der falsche Maßstab der Debatte, sondern
der Maßstab ist schwarz auf weiß in unserem Haus-
halt zu finden. Da steht eine Hürde vor uns, jedes Jahr
eine Hürde! Wenn wir die Hürde überspringen, ha-
ben wir das Ziel erreicht. Wenn wir die Hürde nicht
überspringen, wenn wir sie reißen, haben wir ein gro-
ßes Problem.

Lassen Sie uns nicht mehr mit gefühltem – zu viel,
zu wenig –, sondern mit realem Anspruch umgehen!
Der findet sich im Haushalt wieder. Da kann diese
Koalition mit Stolz, mit Selbstbewusstsein sagen, wir
haben für den Haushalt 2011 alles in die Wege ge-
leitet, damit wir die erste Hürde überspringen, aber
wie überall, auch im Sport ist es so, die erste Hürde
ist mitunter noch die leichtere, und die weiteren auf
dem Weg sind anstrengend. Darauf sind wir vorbe-
reitet, darauf müssen wir vorbereitet sein.

Es führt kein Weg daran vorbei, in Zukunft Politik
mit begrenzten Mitteln zu gestalten. Der Weg für die
nächsten Jahre ist durch die beschlossene Finanzpla-
nung umrissen. Die dort festgelegten Haushaltszahlen
und die Entwicklungskorridore müssen gehalten
werden,  und  jeder,  der  sagt,  dass  er  mehr  haben
möchte, muss sagen, woher das Geld kommt.

Mit dem Koalitionsvertrag sind zudem weitere Wei-
chenstellungen getroffen worden, um die Konsolidie-
rungsschritte auch leisten zu können. Ich will einige
Punkte daraus ansprechen. Wir werden in den nächs-
ten vier Jahren im öffentlichen Dienst 800 Stellen ab-
bauen müssen. Das fällt nicht leicht, sondern das fällt
schwer, denn das heißt, dass jede dritte frei werdende
Stelle  nicht  wieder  besetzt  werden  kann.  Durch
Schwerpunktsetzungen bei Bildung und Polizei wer-
den es in anderen Bereichen sogar noch mehr sein.
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Klar ist aber auch, dass Einstellungen vorgenom-
men werden, und die braucht der öffentliche Dienst
auch, nicht für sich, sondern dafür, dass er die von
ihm erwarteten Dienstleistungen für die Bürgerinnen
und Bürger erbringen kann.

Wir werden – auch das ist nicht einfach für die Be-
troffenen – analog dem Vorgehen in anderen Bun-
desländern die allgemeine Altersgrenze für Beamte
und Beamtinnen schrittweise wie in der gesetzlichen
Rentenversicherung auf 67 Jahre erhöhen und die be-
sonderen Altersgrenzen der Vollzugsdienste entspre-
chend der Entwicklung in anderen Ländern schritt-
weise auf 62 Jahre anheben.

Jeder weiß – und Unternehmer wissen es erst recht
–, um Sparvorgaben zu erfüllen, reicht es nicht aus,
einmal hier und dort auf Möglichkeiten zuzugreifen,
sondern wir müssen auf die Strukturen schauen, wir
müssen strukturelle Veränderungen vornehmen und
fragen, wie wir unsere Aufgaben erledigen: Sind die
vorhandenen Strukturen effektiv, sind sie effizient?
Wie können wir Arbeitsabläufe verbessern? Bei diesen
notwendigen Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen fan-
gen wir nicht bei null an, sondern führen die Arbeit
der vergangenen Legislaturperiode fort.

Wir wollen zum Beispiel die Steuerung und Betei-
ligung  der  Gesellschaften,  die  Verwaltung  unserer
Immobilien sowie das Zuwendungscontrolling weiter
verbessern  und  Dienstleistungen  wie  den  Einkauf
bündeln.  Wir  werden  alles  daransetzen,  die  Ver-
waltung  noch  effizienter  zu  gestalten.  Dabei  spielt
der Einsatz moderner Informationstechnologien eine
Schlüsselrolle. Wir setzen auf eine moderne, eine ser-
viceorientierte und effektiv arbeitende Verwaltung.
Wir müssen in Zukunft mit weniger Personal auskom-
men. Um den Ansprüchen einer modernen und bür-
gerfreundlichen  Verwaltung  auch  künftig  gerecht
werden zu können, werden deshalb Strukturen ver-
ändert und mehr Technik eingesetzt.

Wir haben das im Koalitionsvertrag auch untermau-
ert. Zur Gestaltung des Umbauprozesses und zur Mo-
dernisierung von Prozessstrukturen werden wir in den
Jahren 2012 und 2013 einmalig 30 Millionen Euro und
20 Millionen Euro einsetzen. Ziel ist, dass danach die
öffentliche Aufgabenwahrnehmung besser wird, aber
erheblich weniger kostet. Es wird Geld ausgegeben,
um anschließend weniger ausgeben zu müssen, denn
dies ist das Ziel und beschreibt die hohe Erwartung,
die mit dieser Vereinbarung verbunden ist.

Wir  werden  unsere  politischen  Schwerpunkte  –
auch das muss jeder wissen – innerhalb des gesetz-
ten Finanzrahmens setzen. Das bedeutet, dass für die
verabredeten Schwerpunkte wie den weiteren Ausbau
der Kindertagesbetreuung, den früheren Beginn der
Sprachförderung in den Kitas sowie die Umsetzung
von mehr ganztägigem Lernen die Mittel durch eine
Umlage aller Ressorts erbracht werden müssen.

So sehr wir uns darum bemühen werden, die Aus-
gaben begrenzt zu halten, so darf man nicht verges-

sen, dass gerade die negative Entwicklung der Ein-
nahmeseite die öffentlichen Haushalte in den letz-
ten Jahren massiv in Schwierigkeiten gebracht hat,
eine Konsolidierung allein mit der einen oder ande-
ren  Seite  des  Haushalts  ist  unmöglich.  Deswegen
müssen wir beides in den Blick nehmen, und der erste
Schritt auf der Einnahmeseite ist natürlich, auf Bun-
des- und auf Landesebene dafür einzutreten, dass die
finanzielle  Ausstattung  der  öffentlichen  Hand  sich
nicht weiter verschlechtert und dass eine aufgaben-
gerechte Finanzausstattung erreicht wird.

Auf Landesebene werden wir die – zugegebener-
maßen sehr beschränkten – Spielräume für eine Ver-
besserung der Einnahmesituation nutzen. Wir wer-
den die beschlossene Tourismusabgabe umsetzen.
Alle Behörden sind gefordert, die Höhe von Gebüh-
ren und Abgaben zu überprüfen. Wir werden den Ge-
werbesteuerhebesatz anhand der Entwicklung in den
Nachbarkommunen und vergleichbaren Großstäd-
ten überprüfen. Wir wissen, dass das ein sensibler Be-
reich ist, und wir werden das auch mit der nötigen
Sorgfalt tun.

Bezogen auf die Frage der Grunderwerbsteuer wer-
den wir im Laufe der nächsten vier Jahre schauen
müssen, ob eine weitere Anhebung vertretbar ist oder
zu unerwünschten Nebeneffekten führt. Wir haben
die Grunderwerbsteuer zum 1. Januar 2011 angeho-
ben. Andere Länder haben sie stärker angehoben und
die Mehreinnahmen  mit  besonderen  Ausgaben  ver-
knüpft, zum Beispiel im Bildungsbereich.

Die eigenen Handlungsspielräume auf der Einnah-
meseite sind auf Landes- und kommunaler Ebene
begrenzt. Qualitativ und quantitativ bedeutender ist,
dass wir im Schulterschluss von Ländern und Gemein-
den auf Bundesebene dafür eintreten, dass die finan-
ziellen Grundlagen unseres Gemeinwesens erhalten
und verbessert werden und eben nicht durch Steu-
ergeschenke weiter verschlechtert werden.

Warum agieren wir so? Wir tun es deswegen, weil
wir für einen handlungsfähigen Staat eintreten, ei-
nen Staat, der die Menschen nicht bevormundet, der
sich aber um die Menschen kümmert, der gerade die
– –.

(Zuruf von der CDU: Lächerlich!)

Über diese Bemerkung würde ich mit Ihnen gern
noch reden! Sie verstehen nichts davon, das sage ich
Ihnen ganz deutlich!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Das ist genau der Stil, der nicht in Ordnung ist!
Werfen Sie etwas Ordentliches in die Debatte, dann
können wir darüber diskutieren, aber mit solchen
Verbalinjurien werden Sie in mir keinen Gesprächs-
partner finden, das sage ich Ihnen! So ist Opposition
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nicht, die von sich reden machen wird, meine Damen
und Herren!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen – Zuruf von der CDU)

Das musste ich einmal sagen, weil ich Lust auf strei-
tige Diskussionen habe, aber keine Lust, dass man
sich solche Dinge an den Kopf wirft. Das ist absurd!

Ein Staat, der die Menschen nicht bevormundet,
der sich aber um die Menschen kümmert, der gera-
de die, die Hilfe benötigen, nicht im Stich lässt, ein
starker Staat, individuelle Freiheit, gesellschaftliche
Verantwortung und Zusammenhalt sowie soziale Ge-
rechtigkeit sind keine Gegensätze, sie bedingen ein-
ander. Nur wer in materieller und physischer Sicher-
heit lebt, wer verlässliche Perspektiven hat, kann in
individueller Freiheit leben, seine Talente ausschöpfen
und auch für unser Gemeinwesen das Beste leisten.
Um seinen Bürgerinnen und Bürgern dies bieten und
damit die öffentliche Daseinsvorsorge gewährleisten
zu können, braucht die öffentliche Hand, brauchen
Bremen und Bremerhaven neben einer angemesse-
nen  Finanzausstattung  und  einer  leistungsfähigen
Kernverwaltung weitere Instrumente, und so sage ich
noch einmal deutlich: Zu diesen Instrumenten gehören
unsere kommunalen Wohnungsbauunternehmen, un-
sere Kliniken und zum Beispiel unsere Häfen, die wir
deswegen nicht aus der Hand geben werden.

Wir werden aber gemeinsam daran arbeiten, dass
all diese Instrumente noch wirtschaftlicher werden
und zugleich ihren Gemeinwohlauftrag und ihre wich-
tigen stadt- und wirtschaftspolitischen Aufgaben auch
langfristig erfüllen können. Zur Untermauerung dieses
Ansatzes wollen wir in der Landesverfassung fest-
schreiben, dass über die Veräußerung von wesent-
lichen Anteilen der öffentlichen Daseinsvorsorge ein
Volksentscheid durchzuführen ist. Die Bürgerinnen
und Bürger sollen darüber entscheiden, was sie aus
ihrer Sicht als öffentliche Daseinsvorsorge und als
staatliche Aufgabe für wichtig erachten. Ich glaube,
das ist ein wichtiger und für die Zukunft auch bedeut-
samer Schritt, den wir hier gehen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Es geht dabei aber nicht nur um das Halten des-
sen, was noch da ist, wir werden auch dort, wo sich
Chancen bieten, wieder öffentlichen und demokra-
tisch legitimierten Einfluss zu gewinnen, alle Optio-
nen prüfen, beispielsweise im Zuge der Neuausschrei-
bung der Strom-, Gas-, Fernwärme- und Wassernetze
bis Ende 2014 oder auch längerfristig im Bereich der
Abfallentsorgung.

Lassen Sie mich zusammenfassend sagen: Wir wer-
den die Chance nutzen, unser Gemeinwesen, Bre-
men  und  Bremerhaven,  ökologisch,  wirtschaftlich
stark und sozial gerecht zu gestalten. Wir haben in

Bremen  und  Bremerhaven  als  Kommunen  und  als
Land im Vergleich zu anderen Städten und Ländern
mehr und bessere Chancen, wir können direkten Ein-
fluss auf die Politik nehmen, zum Beispiel in Berlin
und in Brüssel. Zugleich können wir als Zwei-Städte-
Staat schneller und direkter als viele Flächenländer
an der Lösung von Problemen und dem Anstoß po-
sitiver Entwicklungen arbeiten.

Ich möchte, dass wir gemeinsam, Regierung, und
ich beziehe die Opposition ein, diese Chancen ergrei-
fen und bei allem Streit in der Sache und dem Wett-
streit um die beste Lösung nie vergessen, für wen wir
hier arbeiten und wer uns in diese Funktionen ge-
bracht hat: Es sind die Bremerinnen und Bremer und
die Bremerhavenerinnen und Bremerhavener. – Ich
danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit!

(Anhaltender Beifall bei der SPD und beim
Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Dr. Mohr-Lüllmann.

Abg. Frau Dr. Mohr-Lüllmann (CDU)*): Sehr ver-
ehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen
und  Herren,  liebe  Kolleginnen  und  Kollegen!  Der
Vorsitzende der SPD-Fraktion – das ist übrigens die
Fraktion, die seit 65 Jahren die Hauptverantwortung
in diesem Land trägt –

(Abg. P o h l m a n n  [SPD]: Und das war
gut so!)

hat in der Debatte zur Wahl des Senats am vergan-
genen Donnerstag den rot-grünen Koalitionsvertrag
als Kursbuch für die nächsten vier Jahre bezeichnet.
Ich möchte dieses Bild heute gern aufgreifen, und ich
frage Sie: Was ist denn eigentlich ein Kursbuch? Ein
Kursbuch ist ein Verzeichnis von Fahrplänen für ein
bestimmtes  Gebiet  für  eine  bestimmte  Zeit.  Herr
Tschöpe hat vier Bereiche, sagen wir vier Fahrpläne,
benannt, um die es der Koalition gehen wird: Wirt-
schaft stärken, Finanzen konsolidieren, den sozialen
Zusammenhalt und ökologischen Umbau voranbrin-
gen.

Ein  Kursbuch  muss  aber  auch  Fahrplanauskunft
sein. Das, sehr verehrter Herr Bürgermeister Böhrn-
sen, hätte heute mit der Regierungserklärung Ihre
Aufgabe als Präsident des Senats sein müssen,

(Beifall bei der CDU)

den Menschen im Land Bremen nämlich Auskunft
über Ihren Fahrplan für Bremen in den nächsten vier
Jahren zu geben. Das haben Sie aber nicht getan und
damit eine weitere Chance vertan, konkrete Antwor-
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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ten auf unsere drängendsten Zukunftsfragen zu ge-
ben.

(Beifall bei der CDU)

Warum haben Sie das nicht getan? Entweder ha-
ben Sie keinen Fahrplan und können deshalb viel-
leicht auch keine Auskunft darüber geben. Ich sage
aber auch, es wäre bitter nötig, nicht nur, weil die
Menschen das zu Recht erwarten, sondern auch, weil
die Herausforderungen, vor denen wir stehen, so un-
glaublich groß sind und Sie als Regierungsparteien
nichts, aber auch wirklich gar nichts dazu vereinbart
haben, was unsere Lage verbessern könnte.

(Beifall bei der CDU)

Bevor ich erläutern möchte, wie wir als CDU zu
diesem Schluss gekommen sind, möchte ich aber auch
ganz deutlich sagen, woran wir Sie, liebe Kollegin-
nen und Kollegen von den Regierungsfraktionen, in
den nächsten vier Jahren messen werden: an der Be-
seitigung der aufgelaufenen Versäumnisse der Par-
tei, die seit Kriegsende die Verantwortung in diesem
Land trägt.

(Beifall bei der CDU)

Wir  haben  eine  Schuldenlast  von  18  Milliarden
Euro, und Sie müssen für Bremen den Länderfinanz-
ausgleich verhandeln. Wir geben jährlich immer noch
eine Milliarde Euro mehr aus, als wir einnehmen, und
Sie müssen jedes Jahr 120 Millionen Euro weniger
Schulden machen. Wir sind verpflichtet, die Schul-
denbremse einzuhalten, und Sie müssen aufzeigen,
wie das gelingen kann. Wir haben die höchste Ar-
beitslosigkeit in Westdeutschland, und Sie müssen
dafür sorgen, dass Bremen am Aufschwung teilhat.
Wir sind immer noch Schlusslicht bei PISA, und Sie
müssen endlich den fachfremden Unterricht abstel-
len. Wir haben jedes Jahr 500 Jugendliche ohne Ab-
schluss, und Sie müssen Leistung in der Schule for-
dern und fördern. Wir haben einen Sanierungsstau
von 145 Millionen Euro in den Häfen, und Sie müs-
sen sich um die Häfen als unsere Lebensader küm-
mern. Wir haben eine der niedrigsten Investitions-
quoten bundesweit, und Sie müssen die Attraktivi-
tät unseres Standortes sichern. Wir haben die meis-
ten Insolvenzen und die höchste Kinderarmut, und
Sie müssen Hilfe zur Selbsthilfe statt Daueralimen-
tation geben.

(Beifall bei der CDU)

Zusammengefasst kann man sagen: Wir haben gro-
ße Probleme im Land Bremen. Davon haben wir heute
Morgen nichts gehört, und Sie, meine Damen und
Herren von der SPD – entschuldigen Sie bitte! –, sind
eines davon. Das merkt man Ihrem Koalitionsvertrag
auch an. Leider haben sich, wie mir scheint, in vie-
len Bereichen auch die Sozialdemokraten durchge-
setzt. Ich sage leider, weil sich die Grünen hier aus

unserer Sicht haben vereinnahmen lassen, und ich
mache das an der Grundhaltung der Denkweise fest,
die diesem Koalitionsvertrag zugrunde liegt. Weil kon-
krete Aussagen und Vorhaben Mangelware sind,
werde ich mich im weiteren Verlauf jetzt darauf kon-
zentrieren, Ihnen mitzuteilen und zu beschreiben, wo-
rin der Unterschied zwischen der CDU und der rot-
grünen Koalition besteht.

Sie, meine Damen und Herren von Rot-Grün, ha-
ben eine alle Lebensbereiche umfassende staatliche
Vollkaskomentalität. Anders als Sie vertrauen wir auf
die Selbstverantwortung der Menschen. Wir als Christ-
demokraten haben ein Menschenbild, das den Ein-
zelnen in den Mittelpunkt stellt.

(Beifall bei der CDU)

Sie wollen umfassende staatliche Zuständigkeit für
einzelne Problemlagen, und wir setzen auf die indi-
viduelle Verantwortung und Freiheit. Sie kümmern
sich um einige wenige mit kostspieligen staatlichen
Programmen, wir haben die Allgemeinheit im Blick.
Wenn ich nun einzelne Punkte herausgreife, steht aber
über allem unsere Aufforderung: Werden Sie end-
lich Ihrem Regierungsauftrag gerecht, wenn schon
nicht in den letzten vier Jahren, dann wenigstens jetzt!

(Beifall bei der CDU)

Sie wollen die Wirtschaft stärken, das ist richtig und
wichtig, aber Sie haben die Weichen dafür falsch ge-
stellt. Bremen hat eine starke Wirtschaft, das haben
Sie gerade auch erwähnt, Herr Bürgermeister. Wir
haben weltweit agierende Unternehmen, einen so-
liden Mittelstand, leistungsfähige Häfen. Wir haben
erstklassige Universitäten, und Spitzenleistungen in
der Forschung tragen dazu bei, dass wir das Bundes-
land mit der zweithöchsten Wirtschaftskraft sind. Da-
rauf können wir stolz sein. Wahr ist aber auch, dass
die wirtschaftliche Dynamik unter Rot-Grün gelitten
hat. Im Aufschwungjahr 2010 blieb nämlich das Wirt-
schaftswachstum in Bremen mit 2,8 Prozent deutlich
unter dem Bundesdurchschnitt von 3,6 Prozent zu-
rück.

(Zuruf von der CDU: Kein Wunder!)

Bremer Kaufleute sind erfolgreich, einige sind sogar
Weltmarktführer. Sie könnten es aber noch viel bes-
ser, wenn die Rahmenbedingungen in Bremen stim-
men würden. Der Aufschwung in Deutschland kommt
übrigens auf dem Bremer Arbeitsmarkt kaum an, oder
wie erklären Sie sich, dass Bremen bundesweit nach
Berlin und Mecklenburg-Vorpommern die dritthöchs-
te Arbeitslosenquote hat? Dieser Widerspruch, star-
ke Wirtschaft und hohe Arbeitslosigkeit, muss Ihnen
doch zu denken geben. Mittlerweile schaffen es sogar
die ostdeutschen Bundesländer besser, neue Jobs zu
schaffen. Der Grund ist, dass es in Bremen nach wie
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vor nicht gelingt, Arbeitslose für freie Stellen in der
Wirtschaft zu qualifizieren.

Herr Günthner, ich fordere Sie als neuen Arbeits-
senator auf, die Qualifizierungsmaßnahmen künftig
am Arbeitsmarkt auszurichten. Stellen Sie die Belange
der Betroffenen in den Mittelpunkt und nicht die der
Beschäftigungsträger!

(Beifall bei der CDU)

Wir brauchen einen anpassungsfähigen Arbeits-
markt, und Sie müssen dafür die Rahmenbedingun-
gen treffen, und zwar für alle Betroffenen, für die
Unternehmen und die Arbeitslosen, und zwar nicht
nur durch neue und höhere soziale Transfers, son-
dern durch passgenaue Wirtschaftspolitik. Finanzieren
Sie nicht die Arbeitslosigkeit, sondern die Arbeit! Es
bleibt nämlich wahr: Wer schafft denn die Arbeits-
plätze? Es sind immer noch die Unternehmen und
nicht der Staat.

Wir wissen, dass Sie ein gestörtes Verhältnis zu In-
vestitionen haben.

(Unruhe bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Wenn aber Bremen mittlerweile die drittniedrigste
Investitionsquote aller Bundesländer hat, dann be-
trifft uns das alle. Schaffen Sie aber vor allem keine
neuen Hürden! Wir erteilen als CDU Ihrer Absicht,
einen Volksentscheid bei Veräußerungen in die Lan-
desverfassung aufzunehmen, eine klare Absage,

(Abg. Frau G a r l i n g  [SPD]: Alles klar!
– Zuruf des Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bünd-

nis 90/Die Grünen])

weil sich Ihr Vorschlag nicht an der Sache, sondern
an Ideologie orientiert.

(Beifall bei der CDU)

Wenn Sie nämlich konsequent wären, dann müssten
Sie auch bei der Verstaatlichung einen Volksentscheid
einführen.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Allerdings!)

Sie wollen die Finanzen konsolidieren, das ist auch
richtig und wichtig, aber Sie haben die Weichen dafür
falsch gestellt. Sie wollen sparen – das ist dieser le-
gendäre Satz unseres Bürgermeisters –, ohne dass es
jemand merkt. In welcher Welt leben Sie eigentlich?

(Beifall bei der CDU)

Wir müssen die Neuverschuldung bis zum Jahr 2019
– das haben Sie gerade ausgeführt – jedes Jahr um

120 Millionen Euro senken. Ich möchte an dieser Stelle
auch noch einmal wirklich betonen: Hören Sie auf,
immer die Verantwortung auf andere abzuschieben!
Bremen muss selbst etwas tun, wenn es die Schul-
denbremse einhalten will.

(Beifall bei der CDU)

Ich  bin  froh,  dass  auf  beharrliches  Drängen  der
Union die Schuldenbremse im Grundgesetz veran-
kert wurde. Die CDU-Bürgerschaftsfraktion hat eine
solche Regelung auch für die Bremische Landesver-
fassung immer wieder gefordert, aber wir sind immer
an Ihnen gescheitert. Ihren plötzlichen Sinneswan-
del in der Frage kann ich nur damit erklären, dass
Sie es vielleicht nicht ernst nehmen, das wissen wir
noch nicht, aber auf jeden Fall, dass Sie Angst davor
haben, denn vermutlich erwarten und fürchten Sie
eine Niederlage vor dem Staatsgerichtshof und be-
treiben deshalb jetzt Schadensbegrenzung. Jetzt wol-
len Sie die Schuldenbremse in die Landesverfassung
aufnehmen und mit einer Einnahmesicherungsklausel
verbinden, aber wahrscheinlich meinen Sie eher eine
Einnahmeausfallversicherung gegenüber dem Bund.

Um es ganz klar zu sagen: Auch die CDU-Bürger-
schaftsfraktion spricht sich gegen Steuersenkungen
aus, die nicht solide gegenfinanziert sind. Wenn der
Bund mit seiner Haushaltskonsolidierung schneller
ist und Spielräume für Steuersenkungen sieht, dann
kann er das überlegen, aber bitte nicht zulasten von
Ländern und Kommunen, sondern zugunsten der klei-
nen und mittleren Einkommen.

(Beifall bei der CDU)

Was aber eben auch nicht geht, ist, dass Sie immer
so tun, als sei der Bund für die Haushaltsmisere in
Bremen verantwortlich, das ist nämlich einfach falsch.
Der Bund unterstützt Bremen nach Kräften. Bremen
erhält als kleinstes Bundesland die höchsten Konso-
lidierungshilfen, jährlich 300 Millionen Euro von 2011
bis 2019. Der Bund finanziert die Vertiefung der Au-
ßen- und Unterweser für 50 Millionen Euro und zwei
Drittel der Kosten für die Anpassung der Mittelwe-
ser. Der Bund beteiligt sich am Ausbau des Hafen-
tunnels Cherbourger Straße mit 120 Millionen Euro
und finanziert den Ringschluss der A 281. Der Bund
entlastet Bremen um rund 60 Millionen Euro jährlich
durch die schrittweise Übernahme der Kosten der
Grundsicherung im Alter und um jährlich 1,7 Milli-
onen Euro bei den Kosten der Unterkunft für Hartz-
IV-Empfänger im Zuge des Bildungs- und Teilhabe-
pakets. Was ich bis heute nicht verstehe, ist, dass der
rot-grüne Senat im Bundesrat hier nicht zugestimmt
hat.  Das  passt  aber  eigentlich  auch  ganz  gut  zur
Wirtschaftspolitik frei nach dem Motto: Wasch mir den
Pelz, aber mach mich nicht nass.

(Beifall bei der CDU)
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Ich bin gespannt, wann Sie die Konsolidierungs-
auflagen nicht mehr einhalten können. Frau Linnert,
wenn Sie aber so weitermachen – –.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Na, da freuen Sie sich, was?)

Nein, leider nicht! Ich befürchte es! Wir werden zu
diesem Punkt aber kommen, weil Sie  sich  die  Welt
schönrechnen  und  täuschen  und tricksen, wo es eben
nur geht. Im neuen Jahresbericht des Rechnungshofs
können Sie das schwarz auf weiß nachlesen. Das ist
nicht aus meiner Feder geflossen, sondern aus dem
Bericht des Rechnungshofs.

(Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Was steht da?)

Weil der Haushalt 2010 die Basis für die Konsolidie-
rung bildet, haben Sie ihn durch vorgezogene Prä-
mienzahlungen für Zinsgeschäfte künstlich um 100
Millionen Euro aufgebläht. Dieses Geschäft war aus
der Sicht des Rechnungshofs unwirtschaftlich und ver-
stieß zudem auch noch gegen die Landeshaushalts-
ordnung.

(Beifall bei der CDU)

So können Sie sich dann jetzt hinstellen und verkün-
den: Im Jahr 2011 haben wir 120 Millionen Euro we-
niger Schulden gemacht als im Jahr 2010 und damit
den Konsolidierungspfad eingehalten.

(Zuruf des Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/
Die Grünen])

Die Wahrheit ist, ohne diesen Trick würde der Haus-
haltskarren noch tiefer im Dreck stecken.

Meine Damen und Herren von der Koalition, die
Schuldenbremse können Sie mit Taschenspielertricks
eventuell einhalten oder vielleicht auch durch stei-
gende Einnahmen. Ich sage aber auch: Verschuldung
wird immer nur durch das Senken von Ausgaben zu
stoppen sein.

(Beifall bei der CDU)

Sie wollen den sozialen Zusammenhalt stärken, ja,
das ist wichtig und richtig, aber dafür haben Sie die
Weichen auch noch nicht richtig gestellt, denn wenn
Sie Zusammenhalt ernst meinen, dann müssen Sie
beide Seiten berücksichtigen. Sie müssen den Bedürf-
tigen helfen, und Sie müssen auch diejenigen mit-
nehmen, die dies durch ihre Steuern ermöglichen.

(Beifall bei der CDU)

Wir haben erhebliche Zweifel, ob das gelingen wird.
Wir setzen dennoch große Erwartungen in die neue

Senatorin, Frau Stahmann, und in die Tatsache, dass
das Ressort nicht mehr in der Hand der SPD ist. Ich
meine, dadurch kann es nur besser werden. Wir se-
hen in der Senatorin Frau Stahmann eine Chance,
dass ein neues Denken Einzug in das Sozialressort
hält, und hoffen, dass ihr der Schritt der Veränderung
gegen alle Beharrungskräfte in der Behörde möglich
wird.

Gleichwohl bleibt die Ressortverteilung aus unserer
Sicht ein Manko. Sie haben wieder die Chance ver-
geben, den Bereich Jugend zum Bildungsressort zu
geben. Für die CDU-Bürgerschaftsfraktion ist das eine
fatale Fehlentscheidung. Ein Trost ist vielleicht, dass
die neue Senatorin eine Bildungspolitikerin ist, und
wir hoffen deshalb, dass die neue Sozialsenatorin die
Nähe zur Bildungssenatorin suchen und auch finden
wird.

Frau Stahmann, ich bitte Sie vor allem um eines:
Bewahren Sie sich die Sympathie der Grünen für freie
Träger, folgen Sie nicht dem Verstaatlichungswahn
der SPD, und sorgen Sie dafür, dass die neue Gesund-
heitssenatorin ihre Privatschulallergie nicht auch noch
auf die freien Kliniken überträgt!

(Beifall bei der CDU)

Den freien Trägern – das wissen Sie auch, Frau Stah-
mann – geht es in erster Linie nämlich nicht um die
Struktur, sondern um die Hilfe für den Einzelnen. Von
dieser Grundhaltung brauchen wir mehr und nicht
weniger, und das gilt für den gesamten Sozialbereich.
Es geht nämlich nicht darum, die Träger zu finanzie-
ren, sondern die Hilfe für die wirklich Bedürftigen.

Die Koalition sagt, Bildung ist der entscheidende
Schlüssel für gerechte Zukunftschancen, Sie sagen
aber nicht ein Wort zu den Gymnasien, stattdessen
rühmen Sie sich damit, dass 80 Prozent der Schüler
auf die Oberschule gehen, und sagen: Damit sind wir
unserem Ziel, eine Schule für alle Kinder zu entwi-
ckeln, deutlich nähergekommen. Dieser Blickwinkel
ist wirklich bezeichnend! Sie vergessen dabei nicht
nur die rund 8 000 Schüler der gymnasialen Ober-
stufe und die rund 6 000 Schüler an den Schulen in
freier Trägerschaft, sondern auch die Übergangska-
pazität nach der Grundschule auf das Gymnasium.
Diese ist nicht 80 zu 20 Prozent, sondern 75 zu 25
Prozent.

(Abg. G ü n g ö r  [SPD]: Wo haben Sie die
Zahlen denn her?)

Im Ergebnis bedeutet das nämlich, dass Sie sich
um fast 40 Prozent aller Schüler ausdrücklich nicht
kümmern wollen.

(Beifall bei der CDU)

Ich sage Ihnen für die CDU an dieser Stelle wirk-
lich ganz deutlich: Wenn Rot-Grün in den nächsten
vier Jahren versuchen sollte, das Gymnasium kaputt
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zu machen oder auch nur ansatzweise aufzuweichen,
egal ob in Bremen oder in Bremerhaven, dann ris-
kieren Sie wieder einen Kulturkampf auf den Schul-
tern der Schüler, und den hat selbst die SPD schon
zweimal verloren, einmal mit der Gründung des Öku-
menischen Gymnasiums im Jahr 1981 und ein zweites
Mal im Jahr 2008 nach unserer Gymnasien-Schutz-
gebiet-Kampagne.

(Abg. G ü n g ö r  [SPD]: Das war ein vol-
ler Erfolg, Frau Dr. Mohr-Lüllmann!)

Meine Damen und Herren von der Koalition, wir
brauchen leistungsstarke Schüler, und wir müssen
Hochbegabte viel mehr fördern als bisher!

(Beifall bei der CDU)

Wissen Sie auch, dass wir Leistung noch aus einem
ganz anderen Grund einfordern müssen, und zwar
an allen Schulformen und von allen Schülern? Ich sa-
ge, was passiert, wenn schulische Leistung nicht mehr
zählt, wenn Chancengerechtigkeit und Aufstiegschan-
cen sich nicht mehr an Leistung orientieren, dann zäh-
len wieder Papas Portemonnaie, Mamas gute Kon-
takte und Großvaters Reputation. Das ist undemokra-
tisch und gefährlich. Das wollen wir nicht. Deshalb
stehen wir dazu: Die Leistung muss zählen!

(Beifall bei der CDU – Abg. D r .  G ü l d -
n e r  [Bündnis 90/Die Grünen]: Das sagt jetzt

gerade die CDU!)

Deshalb ist es auch fatal, dass Sie zu unseren gro-
ßen bildungspolitischen Problemen nichts Konkretes
sagen wollen oder auch können. Beseitigen Sie bit-
te endlich dieses unerträglich hohe Ausmaß an fach-
fremd erteiltem Unterricht! Das muss oberste Priori-
tät haben.

Wir brauchen möglichst schnell die Privatschulge-
setznovelle. Die angekündigte ressortübergreifende
Arbeitsgruppe erscheint uns wieder wie ein Verschie-
bebahnhof. Sie können nicht zuerst die Schulen in
freier Trägerschaft bei der Kostenerstattung aushun-
gern lassen, sich dann darüber beklagen, dass sie
Schulgeld nehmen, und ihnen dann noch vorwerfen,
dass sie die soziale Spaltung vorantreiben. Das ist
unredlich!

(Beifall bei der CDU)

Der SPD-Fraktion kann ich nur sagen: Akzeptie-
ren Sie endlich den im Grundgesetz festgesetzten frei-
en und garantierten Gestaltungsspielraum der Schulen
in freier Trägerschaft, und beenden Sie die Gänge-
lei und diese Schikanen!

(Abg. G ü n g ö r  [SPD]: Was für eine Schi-
kane?)

Sie wollen den ökologischen Umbau vorantreiben,
das ist richtig und wichtig, aber Sie dürfen die Men-
schen und ihre Bedürfnisse dabei doch nicht gegen-
einander ausspielen! Das ist genau das, was Sie tun,
wenn Sie Hauptverkehrsachsen zu Parkstreifen ma-
chen, wenn Sie mit wirkungslosen Umweltzonen die
Wirtschaft gängeln, wenn Sie mit Tempolimits den
Verkehr ausbremsen und wenn Sie die Gewerbeent-
wicklung durch die Ausweisung von Naturschutzge-
bieten behindern.

Leben und Arbeiten, Mobil sein, Wirtschaften, Ler-
nen und Wohlfühlen, Jung und Alt, all dies muss ge-
meinsam in einer Großstadt möglich sein. Verbote und
Gebote helfen da nicht weiter. Ich hoffe sehr, dass
der neue Senator für Bau, Umwelt und Verkehr sei-
ne Zuständigkeit für Stadtentwicklung als Klammer
sieht.

Wer Gebühren für Straßen plant, denen keine kom-
munalen Leistungen gegenüberstehen, der kassiert
einfach nur ab. Das gilt auch für Ihre sogenannte Kul-
turförderabgabe, von der ich immer höre, dass man
sie schon sehr salopp Matratzenmaut nennt. Dabei
ist noch nicht einmal klar, was Sie wirklich wollen.
Im Koalitionsvertrag ist von einer Straßenreinigungs-
gebühr die Rede und von einer Straßensanierungs-
gebühr. Worauf muss sich denn der Anlieger jetzt ei-
gentlich einstellen?

(Abg. T s c h ö p e  [SPD]: Beides! – Abg.
D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Das sind nur zwei unterschiedliche
Dinge! – Abg. T s c h ö p e  [SPD]: Das steht

auf unterschiedlichen Seiten!)

Wird das nur eine Gebühr, die die Schlaglöcher end-
lich beseitigt, oder wird der Bürger abgezockt, um
die Löcher im Haushalt zu stopfen? Eines weiß ich
aber ganz genau: Frau Bürgermeisterin Linnert war
zu der Zeit, als Sie in der Opposition war, in jedem
Fall einmal gegen diese Gebühr.

(Beifall bei der CDU)

Auch bei dem Thema Abfallentsorgung beschwören
Sie staatliche Allmachtsfantasien. Der Staat kann aber
nicht alles besser, und öffentliche Daseinsvorsorge
bedeutet eben nicht alles zurück zum Staat, wie Sie
es mit der Rekommunalisierung vorhaben. Ein wirk-
lich  wunderschöner  Begriff,  Rekommunalisierung!
Das klingt so gemütlich und vertrauensvoll, ohne dass
der Bürger wirklich nachvollziehen kann, was hier
genau gemeint ist und was es für ihn bedeutet. Der
Staat muss die Aufgabenwahrnehmung sicherstellen,
er muss sie aber nicht selbst erbringen, deshalb gilt
auch hier: Private sind nicht nur erwünscht, sondern
können vieles einfach besser!

(Beifall bei der CDU)
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Eine kurze Bemerkung zur Energiepolitik! Ausge-
löst durch die apokalyptischen Ereignisse in Fuku-
shima hat die Bundesregierung nun eine historische
Kehrtwende in der Energiepolitik vollzogen, die letzte
Woche überparteilich im Bundestag mit den Stimmen
der SPD und der Grünen beschlossen worden ist. Un-
sere Sorge ist aber, dass Sie in der Koalition die Chan-
cen der Energiewende für Bremen verschlafen. Ich
will Ihnen auch sagen, warum. Wir haben das Know-
how in Forschung und Entwicklung, und wir haben
die Institute und die Firmen vor Ort. Bremerhaven
hat sich zu einem echten Kompetenzzentrum für Off-
shore-Windenergie entwickelt.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Durch Schlafen scheinbar!)

Über tausend neue Arbeitsplätze sind schon ent-
standen, und wir wollen, dass sich da noch mehr Un-
ternehmen ansiedeln und mehr Arbeitsplätze entste-
hen. Das geht aber nur mit einer offensiven Infrastruk-
turpolitik.

(Beifall bei der CDU)

Kümmern Sie sich doch darum, dass die Windkraft-
branche einen eigenen Ansprechpartner bekommt,
und sorgen Sie dafür, dass der Offshore-Terminal in
Bremerhaven zügig fertig wird!

Interessant ist aber auch noch der letzte Punkt, zu
dem ich kommen will. Das haben Sie, Herr Böhrn-
sen, anders ausgeführt, als man das in den Koaliti-
onsvereinbarungen konkret lesen kann. Die Innen-
politik ist in der Koalitionsvereinbarung irgendwie
gar nicht betroffen. In der Innenpolitik erleben wir
eine völlig verkehrte Welt: Die Koalition hat vor al-
lem dort eine Vollkaskomentalität, wo eigentlich Ei-
genverantwortung gestärkt werden müsste, aber aus-
gerechnet da, wo der Staat das Gewaltmonopol hat,
zeigt der Senat wenig Willen zu handeln.

Der neue Verfassungsschutzbericht spricht hier eine
klare Sprache. Bremen liegt bei der Zahl linksextre-
mistischer Gewalttaten auf Platz eins. Bei den rechts-
extremistischen Gewalttaten liegt Bremen im unte-
ren Mittelfeld mit nur geringem Abstand zu dem letz-
ten Platz mit den wenigsten Straftaten. Das ist übrigens
kein einmaliges Phänomen wegen der Einheitsfei-
er. Es handelt sich hier um einen bundesweiten Trend,
bei dem Bremen die Spitze übernommen hat, und
warum? Weil Sie im Senat leider nicht mit gleichem
Maßstab bei der Bekämpfung von Links- und Rechts-
extremismus vorgehen!

(Beifall bei der CDU)

Trotzdem war der Linksextremismus der SPD und
den Grünen nicht eine einzige Zeile im Koalitions-
vertrag wert. Ändern Sie das! Die Bremerhavener und
Bremer wollen gleichermaßen von Links- und Rechts-

extremismus verschont bleiben, sie wollen keine Kra-
walle und von vermummten Autonomen im schwar-
zen Block verschont werden.

(Beifall bei der CDU)

Bei der Jugendkriminalität haben wir es mit einer
Verlagerung hin zu schwereren Delikten zu tun. Bre-
men belegt hier bei den Straftaten je Einwohner Platz
15 und bei der Aufklärungsquote Platz 14. Das Sicher-
heitsgefühl der Bevölkerung wird dadurch nicht ver-
bessert, und die Alltagserfahrung ist eher von Beschaf-
fungskriminalität geprägt. Wenn es dem Justizsenator
auch schwerfallen wird, es würde der Rechtspflege
guttun, wenn er sich mehr um die Belange der Staats-
anwaltschaft kümmern würde.

(Beifall bei der CDU)

Egal ob bei Rocker- und Jugendkriminalität oder
kriminellen ethnischen Clans, ohne entsprechendes
Personal kommt es eben hier nicht zur schnellen An-
klage, das ist aber wichtig, und wir fordern, dass die
Zeit zwischen Begehung der Tat und dem Gang zum
Gericht bei allen Straftaten verringert werden muss!

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren von der Koalition, ha-
ben Sie endlich den Mut zur Entscheidung! Sie ha-
ben die Zweidrittelmehrheit, damit haben Sie viel
Kraft. Nehmen Sie die Ihnen übertragene Verantwor-
tung auch wahr, und reichen Sie diese nicht einfach
weiter! Die Zeit der blumigen Ankündigungen und
Prüfaufträge – heute haben wir es wieder gehört: wir
wollen, wir prüfen, wir überprüfen – ist nun wirklich
vorbei. Verstecken Sie sich nicht hinter den runden
Tischen, sondern sagen Sie auch dort, was Sache ist!

Unser Eindruck ist, Sie haben sich sehr bequem
eingerichtet, und ich habe noch die Worte des Alters-
präsidenten im Ohr, der sagte nämlich, wer zu be-
quem sitzt, strengt sich nicht mehr an. Wer entschei-
den soll, und das ist Ihre Aufgabe als Senat, der muss
sich aber anstrengen! Das ist kein Kursbuch, das Sie
vereinbart haben, sondern ein Sonderfahrplan auf ein
Abstellgleis, voller Verspätungen, Ausfälle und tech-
nischer Störungen! – Vielen Dank!

(Anhaltender Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Tschöpe.

Abg. Tschöpe (SPD)*): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Frau Dr. Mohr-Lüllmann, gestat-
ten Sie mir, dass ich etwas fassungslos über Ihre Rede
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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bin! Ich habe das hinreichend als bizarr empfunden,
was Sie uns hier geboten haben.

(Zurufe von der CDU)

Sie sagen, wir sparen nicht genug, das ist Ihr En-
tree in diese Rede. Sie kommen aus der Rede damit
heraus, dass wir im Bereich Justiz nicht genug Per-
sonal haben. Das ist unlogisch.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Nein!)

Lassen Sie mich aber doch einmal ganz ehrlich sa-
gen: Es ist dasselbe Stück, das Sie in den letzten vier
Jahren hier aufgeführt haben,

(Beifall bei der SPD)

und täglich grüßt das schwarze Murmeltier! Das geht
irgendwann auch nicht mehr weiter, dass man sich
darauf beschränkt.

Sagen Sie, was stimmt denn nun? Die SPD hat 66
Jahre lang dieses Bundesland mitregiert, und in die-
sem Bundesland wird das zweithöchste Bruttoinlands-
produkt pro Kopf erzielt. Ist das nun ein Erfolg,

(Zuruf des Abg. S t r o h m a n n  [CDU])

oder ist es so, dass es ohne die SPD ein doppelt so
hohes Bruttoinlandsprodukt gegeben hätte?

(Abg. S e n k a l  [SPD]: Genau!)

Das ist – entschuldigen Sie – intellektuell erbärm-
lich, was Sie hier abgeliefert haben!

(Beifall bei der SPD)

Ich habe versucht mitzuschreiben, und habe über-
legt, was ich jetzt sagen kann. Ich habe irgendwann
an dem Punkt aufgehört, als Sie – –.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Nehmen Sie
doch Ihre vorbereitete Rede!)

Das mache ich gleich.

Ich habe irgendwann aufgehört, als Sie der SPD
staatliche Allmachtsfantasien unterstellt haben. Wis-
sen Sie was? Wer sich hier hinstellt und als Opposi-
tion damit begnügt, dass er die Rote-Laterne-Rhe-
torik über Bremen ausgießt und im Übrigen eine Rote-
Socken-Kampagne betreibt, ist wirklich nicht auf der
Höhe der Zeit!

(Beifall bei der SPD)

Ich will versuchen, nachdem der Bürgermeister die
Tour d’ Horizon hier detailreich vorgetragen hat, die

Schwerpunkte rot-grüner Politik kurz darzustellen.
Die Schwerpunkte rot-grüner Politik sind: Wirtschafts-
kraft stärken, den sozialen Zusammenhalt sichern,
finanzielle Konsolidierung vorantreiben und den not-
wendigen ökologischen Umbau gestalten. In der Tat
ist die Welt nicht so einfach, wie Klein Lieschen sich
das vorstellt. Alles hängt nämlich mit allem zusam-
men. Für die finanzielle Konsolidierung brauchen wir
kontinuierlich fließende Steuereinnahmen, für den
sozialen Zusammenhalt unserer Städte mehr sozial-
versicherungspflichtige Arbeitsplätze. Beides wird nur
zu erreichen sein, wenn wir die Wirtschaftskraft weiter
stärken.

Eine starke Wirtschaft ist die Grundvoraussetzung
für sichere Arbeitsplätze. Wir wollen ein gesundes,
nachhaltiges Wirtschaftswachstum, denn nur so wer-
den dauerhaft neue Arbeitsplätze geschaffen. Die Stär-
ke Bremens und Bremerhavens als attraktiver Wirt-
schafts- und Wissenschaftsstandort macht aber vor
allem der funktionierende Branchenmix aus. Das heißt,
Bremen ist deshalb so stark, weil es auch gelingt, die
Unternehmen und Betriebe der wichtigen Schlüssel-
industrien, der Automobil-, der Ernährungswirtschaft,
der Stahlerzeugung und des Maschinenbaus zu halten
und auch – das muss man doch sagen, wenn man die
letzten vier Jahre anschaut – neu anzusiedeln.

Meine Damen und Herren, die rot-grüne Koaliti-
on wird auch in den nächsten vier Jahren beharrlich
daran weiterarbeiten, möglichst gute Rahmenbedin-
gungen für die bremische Wirtschaft bieten zu kön-
nen. Dass sie darin nicht so erfolglos gewesen ist, kön-
nen Sie den wirtschaftpolitischen Kompetenzumfra-
gen anlässlich der letzten Wahl entnehmen, da lie-
gen Rot und Grün nämlich weit vor der wirtschaftli-
chen Kompetenz, die der CDU zugebilligt worden ist.
Das wäre vielleicht einmal ein Punkt, über den Sie
parteiintern nachdenken könnten!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Wir Sozialdemokraten gehen davon aus, dass ein
wesentlicher Baustein der Wirtschaftspolitik die Schaf-
fung und der Erhalt öffentlicher Infrastruktur ist. Rot-
Grün wird deshalb alles dafür tun, dass der Autobahn-
ringschluss zügig, aber natürlich auch unter Berück-
sichtigung der berechtigen Anwohnerinteressen er-
folgt. Bremen benötigt eine ganzheitliche verlässli-
che Verkehrspolitik, die den Zielkonflikt zwischen der
Mobilität der Güter und Waren, Bewohner, Pendler
und Besucher einerseits und den berechtigten Inte-
ressen der Anlieger und der Umwelt andererseits auf-
nimmt sowie Lösungen dafür anbietet. Hierzu gehören
insbesondere die verbindliche Definition einer Netz-
hierarchie im Stadtstraßensystem und ein zielgerich-
teter Ausbau der Verkehrsinfrastruktur. Hierfür gilt
es, unter Einbeziehung der Wirtschaft einen verbind-
lichen Masterplan Mobilität zu erarbeiten.
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Die rot-grüne Koalition wird darüber hinaus wei-
ter an der Effizienz der wirtschaftspolitischen Instru-
mente arbeiten und diese Effizienz steigern. Wir wer-
den die Kooperation von Wissenschaft und Wirtschaft
weiter ausbauen. All das soll einem Ziel dienen: Wir
werden als rot-grüne Koalition in unseren Bemühun-
gen nicht nachlassen, in erster Linie sozialversiche-
rungspflichtige Arbeitsplätze zu schaffen. Da waren
wir in den letzten vier Jahren erfolgreich. 13 000 neue
sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze, das ist ein
Erfolg. Darauf können wir uns aber auch nicht aus-
ruhen. Wir müssen mehr schaffen, damit wir Men-
schen ersparen können, dass sie auf staatliche Trans-
ferleistungssysteme angewiesen sind.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Damit komme ich zum zweiten, ganz wesentlichen
Ziel, das sich diese Koalition auf die Fahnen geschrie-
ben hat: die Sicherung des sozialen Zusammenhalts.
Denn obwohl Bremen eine so starke Wirtschaft hat,
ist die Arbeitslosigkeit insbesondere in Bremerhaven
noch viel zu hoch. Deshalb wird es auch weiterhin
zentrale Aufgabe dieses Regierungsbündnisses sein
und bleiben, eine aktive Arbeitsmarktpolitik zu ge-
stalten, um Menschen, die heraus sind, wieder in den
ersten Arbeitsmarkt integrieren zu können. Dafür müs-
sen wir all das, was wir an Spielräumen in diesem
Haushalt haben – und das ist nämlich nicht tabulos
wegzusparen –, mobilisieren, damit wir eine Sozial-
und Bildungspolitik auf die Beine stellen, die es er-
möglicht, möglichst viele Menschen in den ersten Ar-
beitsmarkt zu integrieren.

Mit dem Schulkonsens aus der vergangenen Le-
gislaturperiode haben wir hier eine gute Vorrausset-
zung, und da muss ich sagen: CDU, Sie können auch
anders! Dass Sie den Schulkonsens mit abgeschlos-
sen haben und dass Sie alle Säulen des Schulkon-
senses,  nämlich  Oberschulen  und  Gymnasien,  ge-
meinsam mit uns tragen, dafür kann man Ihnen nur
Anerkennung aussprechen. Vier Jahre nach dieser
Entscheidung sollten Sie aber vielleicht in der Bil-
dungspolitik noch einmal nachlegen und sich etwas
anderes einfallen lassen, als auf Ihre Gymnasien-
Schutzgebiet-Kampagne zu verweisen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Es geht nun darum, den Schulkonsens konstruk-
tiv zu begleiten und finanziell auskömmlich auszu-
statten. Dazu sind im Koalitionsvertrag diverse Aus-
führungen gemacht worden. Das Gleiche gilt für die
Kinderbetreuung. Wir werden sie kontinuierlich weiter
ausbauen. Damit steigern wir die Startchancen der
Kleinsten und die Chancen der Eltern, Beruf und Fa-
milie besser unter einen Hut zu bekommen.

Die SPD wird, auch ohne dass sie im Sozialbereich
Ressortverantwortung hat, in Zukunft darauf achten,

dass niemand in unserem Gemeinwesen hinten he-
runterfällt. Ganz konkret heißt das, dass es auch in
den nächsten Jahren keine Massenumzüge in Bre-
men gibt, wenn die Kosten der Unterkunft weiter stei-
gen. Um zu verhindern, dass die Kosten der Unter-
kunft weiter steigen, haben wir zusammen mit den
Grünen und mit ganz vielen Menschen in dieser Stadt
noch einmal deutlich gemacht, dass die städtischen
Wohnungsbaugesellschaften GEWOBA und Stäwog
nicht verkauft werden. Das war gut so, weil aus Ih-
rer Richtung die Angriffe erfolgt sind, dass wir die
Dinge privatisieren, damit möglichst hohe Erwerbs-
renditen erzielt werden können. Wodurch werden am
Ende diese Erwerbsrenditen erzielt? Dadurch, dass
die  Mieten  erhöht  werden,  und  dadurch,  dass  die
staatlichen Ausgaben erhöht werden! Das ist konser-
vative Politik. Ich danke Ihnen, Frau Dr. Mohr-Lüll-
mann!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Sozialdemokraten haben einen anderen Begriff von
Stadtentwicklung. Um eine soziale Stadtentwicklungs-
politik zu gestalten, brauchen wir Mittel für WiN, wir
brauchen Mittel für die „Soziale Stadt“, und wir brau-
chen auch Mittel für die „impuls“-Projekte, die wir
in dieser Stadt zur Aktivierung auch von bürgerschaft-
lichem Engagement bereitgestellt haben.

Um es abschließend deutlich zu sagen: Eine Poli-
tik für den sozialen Zusammenhalt ist für die SPD eine
nicht verhandelbare Grundvoraussetzung, um die Zu-
kunft unseres Landes zu sichern.

Nur ein solidarisches, ein soziales Gemeinwesen
ist in der Lage, dauerhaft seine Einnahmen und Aus-
gaben in der Waage zu halten und stabile Rahmen-
bedingungen  für  wirtschaftliche  Betätigungen  zu
schaffen. Wer Soziales tut, der unterstützt die wirt-
schaftlichen Bedingungen dieses Landes.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Damit komme ich zum dritten Punkt! Entgegen allen
Unkenrufen  der  Opposition  werden  wir  die  finan-
zielle Konsolidierung dieses Gemeinwesens voran-
treiben. Allerdings werden wir unsere Städte nicht
kaputtsparen. Die Herausforderung wird es sein, Aus-
gaben und Einnahmen unseres Landes so zu gestal-
ten, dass wir die vereinbarte Schuldenbremse ein-
halten. Das heißt, wir müssen weiter Personal abbau-
en, in den nächsten vier Jahren 800 Stellen, und wir
müssen ehrliche Aufgabenkritik betreiben und uns
anschauen, wo wir noch verantwortungsvoll kürzen
können. Wir werden das im Gegensatz zu Ihnen, Frau
Dr. Mohr-Lüllmann, mit der gebotenen Sorgfalt und
Ernsthaftigkeit tun. Mir ist auch klar, dass wir es der
Opposition, links wie rechts, nicht werden recht ma-
chen können. Wie auch?
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Die CDU verfährt seit vier Jahren nach dem Mot-
to: Wasch mich, aber mach mich nicht nass. Sie von
der CDU sagen: Spart beim Personal, aber nicht bei
der Polizei, nicht bei der Justiz, nicht bei den Leh-
rern! Wo denn, Frau Dr. Mohr-Lüllmann?

So einfach geht es nicht! Man muss sich die ein-
zelnen Bereiche anschauen und dann sehr passge-
nau Lösungen entwickeln und sich nicht hier hinstellen
und sagen, ihr spart viel zu wenig, aber wenn es dann
konkret wird, sagen, ach, in diesem Bereich wäre es
ganz schön, wenn ihr nicht sparen würdet.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Lassen Sie mich noch ein Wort zu der Fraktion DIE
LINKE sagen, das Stück der CDU habe ich soeben
beschrieben! Sie verteilen seit vier Jahren das Fell
des Bären, wobei man ja ehrlicherweise sagen muss,
Sie haben noch nie einen gesehen, geschweige denn,
einen gejagt, geschweige denn, jemals einen erlegt.
Es ist eine angenehme Rolle.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen – Abg. D r .  K u h n  [Bünd-
nis 90/Die Grünen]: Sie haben nur geträumt!)

Sie haben geträumt davon, irgendwann einmal ei-
nen Bären erlegen zu können.

Meine Damen und Herren, seit dem 22. Mai ver-
fügt diese Regierungskoalition über eine Zweidrit-
telmehrheit. Diese Mehrheit gibt uns die Möglichkeit,
die Verfassung in verantwortlicher Weise zu verän-
dern und auch dort die Schuldenbremse zu veran-
kern.

Liebe Frau Dr. Mohr-Lüllmann, die Betonung liegt
auf „in verantwortlicher Weise“. Die CDU hat in der
letzten Legislaturperiode gefordert, die Schulden-
bremse auf jeden Fall hineinzuschreiben. Was sie wie
der Teufel das Weihwasser in jeder Auseinanderset-
zung gescheut hat, war, dieser Schuldenbremse ein
Gebot der bundesstaatlichen Einnahmesicherung hin-
zuzufügen. Ich habe mich immer gefragt, warum ei-
gentlich?

Als aufrechter Bremer muss man sagen, okay, wenn
wir mit dem auskommen wollen, was uns zusteht,
kann man eigentlich nichts dagegen haben. Wir wis-
sen aber seit dem Wochenende augenscheinlich, wel-
chen  Weg  die  CDU  in  der  Steuerpolitik  verfolgt.
Haupttriebfeder scheint zu sein, dass die CDU der
FDP das Faustpfand Vorratsdatenspeicherung abkau-
fen möchte. Es soll so sein: Steuersenkung gegen Vor-
ratsdatenspeicherung! Bezahlen sollen die Abschaf-
fung der Bürgerrechte die Kommunen, die Länder,
die Bürger.

Ich bin gegen Vorratsdatenspeicherung,

(Beifall bei der SPD)

deshalb finde ich dieses Argument schon unsinnig.
Was ich aber richtig inhaltslos, gefährlich und am Ende
des Tages staatsgefährdend finde, ist die Politik, die
die CDU an dieser Stelle macht, dass sie Steuerer-
höhung gegen Vorratsdatenspeicherung setzt und sich
so politische Entscheidungen erkauft. Das ist schä-
big!

(Beifall bei der SPD)

Ich bin mir aber auch sicher – denn wir wissen ja,
es gibt eine Mehrheit im Bundesrat, die so etwas nicht
mitmachen wird –: Ein großer Teil der CDU-Minister-
präsidenten wird es auch nicht mitmachen.

(Abg. H i n n e r s  [CDU]: Haben sie et-
was gegen Vorratsspeicherung?)

Deshalb ist das vielleicht auch eine Runde zu viel auf-
gedreht von Herrn Kauder und Konsorten.

Ich komme jetzt aber zum letzten Bereich der vier
großen Aufgaben, den wir angehen werden und an-
gehen müssen! Die Zeiten, dass der ökologische Um-
bau der Industriegesellschaft vor allem eines war, näm-
lich teuer, sind glücklicherweise vorbei. Heute wis-
sen wir – und Bremerhaven kann nicht nur ein Lied
davon singen, sondern man kann es dort besonders
eindrucksvoll beobachten –, Ökologie und Ökono-
mie sind zwei Seiten derselben Medaille. Der Aus-
bau  erneuerbarer  Energien  beziehungsweise  der
Windenergie schafft neue Arbeitsplätze und sichert
das Auskommen vieler Menschen in der Seestadt, und
wenn es nach dem Willen von Rot-Grün geht, dann
wird das auch so weitergehen. Deswegen haben wir
die Weichen für den neuen Offshore-Terminal unwi-
derruflich gestellt.

2014 laufen die bisherigen Konzessionsverträge für
Strom, Gas, Fernwärme und Wasser aus, und eine
Neuausschreibung steht an. Wir werden in diesem
Kontext eine Rekommunalisierung der Netze prüfen.
In der Tat, vielleicht haben wir an dieser Stelle Staats-
allmachtsfantasien, ich finde, wir sind Kaufleute, wir
prüfen das, was wirtschaftlich das Sinnvollste für Bre-
men sein kann, während Sie aus ideologischen Grün-
den sagen, Rekommunalisierung kommt nicht in Fra-
ge.

(Abg. S t r o h m a n n  [CDU]: Ihr seid Kauf-
leute, genau!)

Das ist das Problem, das man als CDU hat, man sollte
es schon begründen können. Sie können es nicht, aber
das sind wir ja in den letzten Jahren schon gewohnt.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, für manch einen Be-
obachter war Rot-Grün in der letzten Legislaturpe-
riode langweilig. Einzelne Beobachter von der schrei-
benden Zunft sind inzwischen nach Hamburg geflo-
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hen. Es gab keine gegenseitige Kraftmeierei, keine
öffentlichen  Scharmützel,  diese  Koalition  hat  sich
schon in der vergangenen Legislaturperiode dadurch
ausgezeichnet, dass sie Probleme gemeinsam angeht
und löst. Die Bremer Sozialdemokraten und die Grü-
nen sind unterschiedliche Parteien. Sie werden von
unterschiedlichen Werten geleitet, sie sind von einer
ganz unterschiedlichen Geschichte und Größe ge-
prägt, sie haben eine unterschiedliche Mitglieder-
struktur, und je länger man darüber nachdenkt, wird
man wahrscheinlich noch auf ganz viel Trennendes
kommen.

Was uns als Koalition eint, ist die Überzeugung, dass
wir die vier eingangs skizzierten, beschriebenen Ziele
Wirtschaftskraft stärken, sozialen Zusammenhalt si-
chern, finanzielle Konsolidierung vorantreiben und
notwendigen ökologischen Umbau gestalten nur dann
erreichen können und werden, wenn wir um die je-
weiligen Wechselwirkungen wissen, sie zusammen
denken und schließlich gemeinsam anpacken.

An die CDU und DIE LINKE möchte ich sagen, diese
Koalition ist immer offen für gute Ideen und Initiati-
ven, die das Land weiterbringen und positiv für die
Menschen in unseren beiden Städten wirken. Soll-
ten Sie in den kommenden vier Jahren solche Ideen
und nicht nur platte Rhetorik bieten, kann ich Ihnen
zusagen, dass unsere Türen für Sie immer offen ste-
hen.

(Abg. S t r o h m a n n  [CDU]: Das waren
sie auch in den letzten Jahren!)

In diesem Sinne danke ich Ihnen für Ihre Aufmerk-
samkeit!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Dr. Güldner.

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, meine lieben Kolleginnen und Kollegen!
Ich möchte zunächst zwei Vorbemerkungen machen!
Die eine ist: Wer auch immer es gewesen ist, es er-
höht wahrscheinlich nicht den Spannungsgrad einer
solchen  Regierungserklärungsdebatte,  wenn  man
schon am Frühstückstisch in der Zeitung in epischer
Breite die Regierungserklärung nachlesen kann. Ich
weiß, dass es da sehr viele Möglichkeiten gibt, sich
einmal einen sehr großen Tag zu machen und bei den
Medien beliebt zu machen, indem man über so et-
was informiert. Ich finde aber – es ist in einem Inter-
view des Präsidenten auch von Respekt vor dem Par-
lament die Rede –, Respekt vor dem Parlament ist es
sicherlich nicht, so etwas vor der Zeit weiterzugeben,
meine lieben Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei der
SPD und bei der CDU)

–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

Die zweite Vorbemerkung ist, und Herr Bürgermeis-
ter Böhrnsen hat in seiner gewohnten Zurückhaltung
schon, glaube ich, wenn ich es richtig mitbekommen
habe, darauf hingewiesen, der Fraktionsvorsitzende
der CDU hat gestern in der Zeitung zwei Sätze zu
diesem Haus gesagt. Der erste lautete: „Unsere neue
Mannschaft zeichnet sich durch fachliche Qualifika-
tion und Stärke aus.“ Dazu ist Ihnen nur zu gratulie-
ren, dass Sie Ihre Fraktion so in der Öffentlichkeit prä-
sentieren, und dagegen ist gar nichts einzuwenden.
Wenn Sie dann danach geschwiegen hätten, wäre es,
glaube ich, ganz gut gewesen. Sie haben einen zwei-
ten Satz angefügt – wenn ich es so sagen darf, einen
überflüssigen Satz –: „Damit unterscheiden wir uns
im Parlament maßgeblich vom personellen Angebot
der rot-grünen Koalition.“

(Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Hört, hört! – Abg. T s c h ö p e  [SPD]:

Das haben wir heute ja gesehen!)

Vielleicht ist es ja genau der Punkt, sich solche zwei-
ten Sätze nicht verkneifen zu können, der zu Ihren
Problemen in Ihrem eigenen Haus und auch in die-
sem Parlament führt, sehr geehrter Herr Röwekamp!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Ich glaube, dass wir das unterlassen sollten. Wir
sollten mit Respekt voreinander umgehen, und wir
sollten darauf verzichten, der jeweils anderen Seite
in diesem Haus grundsätzlich die Qualifikation ab-
zusprechen. Ich glaube, dass das zu nichts führt, ganz
egal, wer es tut.

(Abg. K a s t e n d i e k  [CDU]: Herr Tschö-
pe, haben Sie zugehört?)

Ja, ich glaube, der Stil des Kollegen Tschöpe und der
Stil der rot-grünen Koalition hier im Hause unterschei-
den sich genau von diesem Punkt. Vielen Dank für
den Zwischenruf! Genau das ist es, was hier den Un-
terschied macht.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Natürlich, genauso ist es! Vielen Dank, dass Sie noch
einmal darauf hinweisen und dass Sie den Kollegen
noch einmal ansprechen. Genauso ist es: Genau so
macht man es eben nicht!

(Abg. H i n n e r s  [CDU]: Dann haben Sie
nicht zugehört!)

Ich glaube, das überlassen wir einmal der Öffentlich-
keit, die dann bewerten soll, wer sich an diese Din-
ge hält und wer nicht.



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 18. Wahlperiode – 3. Sitzung am 06. 07. 1172

(A) (C)

(B) (D)

Ich möchte meine Bemerkungen unter das Motto
stellen: Bremen ist erneuerbar. Das hat nur schein-
bar mit Energiepolitik zu tun, und ich gestehe auch
von  vornherein  in  Zeiten  der  Plagiatsvorwürfe  ein,
dass  ich  es  vom  Kollegen  Kuhn  abgekupfert  habe,
der es in den Koalitionsverhandlungen auch immer
wieder betont hat, wie ich finde, völlig zu Recht! Wa-
rum ist Bremen erneuerbar, und warum ist die rot-
grüne Koalition auch eine Koalition des Bewahrens,
des Erhaltens, des Fortführens guter Traditionen, aber
eben auch eine Koalition der Erneuerung?

Bremen und Bremerhaven sind zutiefst gespalte-
ne Städte. Das kann man sehen, wenn man – –.

(Zuruf von der CDU – Abg. Frau G a r l i n g
[SPD]: Ja, gibt es!)

Der Bürgermeister hat vorhin eine beeindruckende
Aufzählung der Erfolge vorgetragen: Im Bereich der
Wirtschaft, im Bereich der Wissenschaft, im Bereich
der Forschung, der Spitzentechnologie fast sensati-
onelle neue Entwicklungen, im Bereich der Offshore-
Industrie, bei der Windenergie, bei der Inklusion, dra-
matische Veränderungen zum Wohle der Kinder im
Bereich Kindeswohl, Entwicklungen im Bereich Tou-
rismus und Kultur, in vielen Bereichen sind Bremen
und Bremerhaven absolut spitze. In diesen Bereichen
ist es unser Auftrag, dies zu bewahren, dies zu er-
halten und zu verstetigen, daraus nachhaltige Ent-
wicklungen  zu  machen  und  in  diesen  Bereichen
diese Spitzenstellung, diesen Leuchtturm, den wir in
Deutschland darstellen mit unseren beiden Städten
im Land Bremen, zu erhalten.

Wir haben aber auch die andere Seite in unseren
beiden Städten, und auch das ist heute schon ange-
sprochen worden. Zum Teil sind es Probleme, die über
viele Jahre und Jahrzehnte existieren, und deswe-
gen ist es auch meines Erachtens völlig überflüssig
und irreführend, sich gegenseitig mit der Schuld an
diesen Problemen zu bezichtigen, denn wir haben in
den letzten Jahren und Jahrzehnten unterschiedli-
che Regierungen gehabt: Wir hatten eine Ampelre-
gierung, da waren die Grünen und die FDP beteiligt,
wir hatten eine Große Koalition, und wir hatten jetzt
vier Jahre lang eine rot-grüne Regierung. Das heißt
also, wenn wir über Probleme wie die strukturelle
Massenarbeitslosigkeit reden, wenn wir über Proble-
me wie die soziale Spaltung unserer Städte reden,
über Armut, über Ausgrenzung, über Nichtteilnah-
me – ein Beispiel war ja die Wahlbeteiligung, aber
viele andere Dinge auch –, ist es meines Erachtens
völlig abwegig, daraus eine einseitige Kritik an ein-
zelnen politischen Akteuren zu machen.

Wir alle waren in unterschiedlichen Funktionen in
den letzten Jahrzehnten in der Verantwortung, und
auch die CDU scheint sehr schnell vergessen zu ha-
ben, dass sie zwölf Jahre lang in Bremen – und in Bre-
merhaven noch etwas länger – Verantwortung getra-
gen hat.

In diesem Zusammenhang möchte ich noch einmal,
auch weil es in den Reden und in den Zwischenru-
fen immer wieder vorkommt, gern ein Wort zu 65
Jahren SPD sagen. Das ist immer ein solcher Zwi-
schenruf, der meint, erstens besonders originell zu
sein, auch beim 223. Mal, und zweitens, damit irgend-
eine politische Aussage verbinden zu können. Sie
haben seit Kaisens Zeiten mitbekommen, dass sich
die SPD – und nur so hat sie alle vier Jahre ja das Vo-
tum der bremischen  Wahlbevölkerung  erhalten  kön-
nen  – mehrfach erneuert und neu aufgestellt hat –
wenn Sie es in einem modernen Begriff ausdrücken
wollen –, immer wieder neu erfunden und hier mit
unterschiedlichen Koalitionspartnern regiert hat. Hätte
sie sich aber nicht immer wieder neu erfunden und
immer wieder auch Antworten auf die Fragen der Zeit
gegeben, dann wäre es vollkommen unmöglich ge-
wesen, 65 Jahre lang alle vier Jahre bei den Wäh-
lerinnen und Wählern eine solche Zustimmung zu
bekommen. Deswegen weiß ich immer nicht – Sie aus
der CDU machen es sich so leicht und zeigen mit dem
Finger dahin –, was Sie damit eigentlich sagen wol-
len. Machen Sie doch einfach Vorschläge, wie wir was,
wann und exakt unter welchen Bedingungen anders
machen sollen, und dann kritisieren Sie uns dafür,
dass wir das unterlassen! Unterlassen Sie aber doch
diese pauschale Zuweisung!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Ich bin fest davon überzeugt, dass diese Regierung
genau sieht, dass sie in bestimmten Problemfeldern
– ich werde versuchen, einige auch konkret zu be-
nennen – natürlich eine Koalition der Erneuerung,
des Wandels und der Veränderung sein muss und auch
sein wird.

In diesem Zusammenhang – auch da schreibt immer
einer vom anderen ab, und es wird durch Wiederho-
lungen nicht besser – ist sehr viel kritisiert worden,
dass der Koalitionsvertrag öfter die Worte „prüfen“
oder „Prüfauftrag“ beinhaltet. Ich habe diese Kritik
von Anfang an nicht verstanden, denn im Zuge von
Erneuerungen und  sich  wirklich  den  dramatischen
Problemen in Bremen und Bremerhaven zu stellen,
heißt prüfen Folgendes: Prüfen heißt, sich ernsthaft
mit allen Problemen auseinanderzusetzen, sich einen
ernsthaften Arbeitsauftrag zu geben, nicht einmal
eben irgendetwas, irgendeinen Textbaustein in die
Landschaft zu werfen, sondern einen ernsthaften Ar-
beitsprozess zu organisieren, um diese Probleme zu
lösen. Prüfen bedeutet, eine Folgeeinschätzung zu
machen, welche Lösung welche Konsequenzen hätte.
Das beinhaltet, heute immer auch die fiskalischen Pro-
bleme, die Haushaltsprobleme mit einzubeziehen, um
dann nach einer Abwägung der Frage, was können
wir einmal experimentell in Bremen anders machen,
indem wir es neu anschieben, am Ende dann eine Ab-
wägung zu treffen, zu entscheiden und die notwendi-
gen Konsequenzen zu ziehen.
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Insofern – so haben es beide Seiten in den Koaliti-
onsverhandlungen auch immer gemeint – sind diese
Prüfaufträge  ein  Arbeitsprogramm.  Ich  glaube,  dass
wir am Ende dieser vier Jahre eine sehr gute Bilanz
ziehen können, dass wir uns mit diesen Aufträgen
die richtigen Aufgaben, die richtigen Aufträge und
am Ende auch die richtigen Lösungen und Maßnah-
men in diesen Koalitionsvertrag hineingeschrieben
haben, meine Damen und Herren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Ich glaube, dass die Frage, ob Bremen in einigen
Bereichen erneuert und verändert werden kann und
muss, auf mehreren Ebenen spielt. Das eine ist, wir
müssen die Strukturen permanent überprüfen. Ich
glaube, dass im Programm des Senats, das in den kom-
menden Jahren mit nicht ganz wenig Geld ausge-
stattet werden soll, um die Verwaltung noch einmal
auf den Kopf zu stellen und experimentelle Projekte
zu fördern, die es uns erlauben, durch eine Umstel-
lung in Zukunft effizientere, kostengünstigere und
modernere Verwaltung zu betreiben , ein ganz zen-
traler Auftrag enthalten ist, um eine wirklich drama-
tische strukturelle Veränderung der bremischen Ver-
waltung voranzubringen.

Dafür braucht man, und im Koalitionsvertrag sind
diese Mittel auch ausgewiesen, auch Anschubfinan-
zierungen. Diese Anschubfinanzierungen dürfen aber
nicht, so wie die berühmten regionalwirtschaftlichen
Aspekte früher, irgendwo auf dem Papier stehen und
am Ende kommt dann nichts dabei heraus, sondern
diese Anschubfinanzierungen sollen – so ist es der
Wille auch unserer Fraktion – dazu führen, dass wir
die bremische Verwaltung einmal gründlich umkrem-
peln können, was sicherlich auch am Ende des Ta-
ges zur Arbeitszufriedenheit in der bremischen Ver-
waltung beiträgt und uns hier auf einen moderne-
ren Kurs führt. Das heißt meines Erachtens aber auch,
Inhalte immer wieder zu überprüfen.

Dabei sind wir schon ein ganzes Stück vorange-
kommen, zum Beispiel in der Frage, ob die Arbeits-
förderungsinstrumente tatsächlich dazu führen, dass
Menschen wieder in den ersten Arbeitsmarkt hinein-
kommen oder ob sie die Abkopplung, ob sie Armut,
ob sie Ausgrenzung verstetigen. Das ist eine große
Herausforderung, weil wir alle gefordert sind, jetzt
kein Patentrezept zu haben, da auch in München, in
Düsseldorf, in Nürnberg und in Frankfurt dafür kein
Patentrezept existiert, sonst wäre es im kommuna-
len Vergleich schon längst übernommen worden.

Wir müssen eine große Anstrengung unternehmen,
genau hinzuschauen, was passt für junge Menschen,
aber auch für ältere Arbeitslose, was hilft aus diesem
System heraus und was hilft, wieder in den ersten Ar-
beitsmarkt zu kommen. Ich finde, die strukturelle Ar-
beitslosigkeit, die Tatsache – und das ist regierungs-
übergreifend in den letzten Jahren so gewesen –, dass

auch im Aufschwung, fast schon in einem Boom, den
wir gerade haben, in Bremerhaven die Arbeitslosigkeit
sogar noch steigt und in Bremen sich die Arbeitslo-
sigkeit nur sehr gering abbaut, das gehört meines Er-
achtens zum Klartext dazu, den wir in diesem Hau-
se reden und auch reden müssen, das ist ein Arbeits-
auftrag der in meiner Liste der Arbeitsaufträge die-
ser Koalition ganz obenan steht. Das Ziel ist, dies zu
verbessern, denn eine dauerhafte strukturelle Mas-
senarbeitslosigkeit, wie wir sie haben, ist ein uner-
träglicher gesellschaftlicher, aber auch wirtschaftli-
cher Missstand, den wir zuvorderst überwinden müs-
sen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Wir haben dabei in den Gewerkschaften, bei den
Arbeitgebern und in den Unternehmen gute Partner,
weil diese auch ein großes Interesse daran haben. Es
ist nicht nur der berühmte Fachkräftemangel, son-
dern es ist das Interesse, wirklich gut qualifizierte,
ausgebildete Arbeitskräfte im Arbeitsmarkt zu haben,
und es besteht kein Interesse daran, eine so große
Schar von Menschen, die komplett vom Arbeitsmarkt
abgekoppelt sind, zu erhalten.

Das heißt aber auch – das ist die dritte Ebene der
Veränderung –, dass wir uns das Führungspersonal
anschauen müssen. Ich glaube, diese Koalition, das
ist oft untergegangen, hat in den inhaltlichen Fragen
in den letzten vier Jahren sehr viel geleistet und auf
den entscheidenden Positionen in dieser Stadt die
entscheidenden Männer und zunehmend auch in grö-
ßerem Maße auch Frauen nach wohlerwogener Aus-
wahl platziert. Ich finde, es kommt viel zu selten vor,
dass unsere Ämter, Behörden, Eigenbetriebe und un-
sere Institutionen in Bremen von hochqualifizierten
Frauen und Männern geleitet werden. Darauf kommt
es aber ganz elementar an, vor allem natürlich, wenn
es stimmt, dass der Fisch immer vom Kopf her stinkt.
Hier hat die rot-grüne Koalition in den vergangenen
vier Jahren schon sehr viel geleistet.

Ich glaube, dass wir auch mit dem Ziel der Verän-
derung in Bremen und Bremerhaven mit dem Kurs
weitermachen sollten, die personellen Strukturen wei-
ter zu reformieren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Das heißt letztendlich aber auch – das ist die vierte
Ebene, die ich ansprechen möchte –, dass wir in vielen
Fällen über die Einstellungen, über den Geist, über
das Herangehen und die Haltung miteinander reden
müssen. So ist es zum Beispiel meines Erachtens kein
Gegensatz, dass wir in unseren Schulen in Bremen
Vorreiter sind, auch gesellschaftliches Engagement,
Ehrenämter, soziale Verantwortung für die Schüle-
rinnen und Schülern als ganz elementare Bausteine
von Bildung zu begreifen. Ich finde, es ist eine wun-
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derbare Auszeichnung, dass das mit Bremen verbun-
den wird. Darüber bin ich sehr froh.

Dies in einen Gegensatz zu setzen – wie es manch-
mal getan wird – zu der Frage, welche Ergebnisse
haben wir bei Schultests, welche Ergebnisse haben
wir bei PISA, wie kommen wir voran, auch die Leis-
tungen der bremischen Schülerinnen und Schüler zu
stärken und sie für den Beruf fit zu machen – –. Das
ist kein Gegensatz, sondern ich glaube, dass in dem
Zusammenwirken beider Qualifikationen – der so-
zialökologischen Qualifikation, der mitmenschlichen
Qualifikation, der gesellschaftlichen Qualifikation –
und eines größeren Schulerfolgs sowie einer Verrin-
gerung der Schulabbrecherquote der Schlüssel liegt.
Ich glaube, dass es hier hervorragende Schulen, her-
vorragende Lehrerinnen und Lehrer gibt, die zeigen,
wie aus beidem ein Schuh wird und wie man beides
zusammenbringen kann.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Dieses Programm „Bremen ist erneuerbar“ unter-
scheidet sich fundamental, lassen Sie mich dies an
dieser Stelle sagen, von dem Programm der Linken,
das sie hier in den letzten vier Jahren aufgelegt hat.
Das Programm ist geprägt von „einfach mehr“. Mehr
ist besser, weniger ist schlechter, Ende der Fahnen-
stange! Keine Reformvorschläge, keine Innovation,
keine inhaltliche Kritik, noch nicht einmal eine in-
haltliche Analyse, weder Reformatorisches noch Re-
volutionäres noch irgendetwas, das an alte linke Tra-
ditionen erinnern würde, sondern einfach nur „mehr
ist besser, weniger ist schlecht“! Ich glaube, wenn Sie
diese Politik nicht etwas differenzieren, etwas ver-
schönern  und  hier  auch  einmal  inhaltlich  Stellung
nehmen, dann wird auch in den nächsten vier Jah-
ren nichts daraus werden, meine lieben Kolleginnen
und Kollegen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Ich möchte nur einige wenige Beispiele für den
großen Erneuerungsbedarf in Bremen hier nennen!
Meines Erachtens erleben wir gerade, wenn wir die
alten Werften, den Schiffbau, die alten Stahlindus-
trien in Bremen und Bremerhaven sehen und wenn
wir heute Raumfahrttechnologie, Großindustrie und
auch die erneuerbaren Energien mit der Onshore- und
Offshore-Windenergie in Bremerhaven und Bremen
betrachten, eine weitere industrielle Revolution, die
sich nicht nur in den Bereichen Klimaschutz oder po-
sitiver Effekte für ökologische Ziele abspielt, sondern
die sich auch bis herunter in duale Ausbildung, Hoch-
schulstudiengänge, Forschungspraxis, in internatio-
nale Vernetzung als eine Art industrielle Revolution
in sich noch einmal darstellt. Von ihr können wir ex-
trem profitieren, wenn wir von Anfang an, so wie es
geschehen ist, dort vorneweg dabei sind. Diesen Be-

reich sollten wir in Bremen weiter als Motor der Er-
neuerung unserer bremischen Wirtschaft begreifen.

Ich habe das ganz untrügliche Gefühl, dass hier die
Koalitionspartner mit ihren unterschiedlichen Tradi-
tionen, die der Kollege Tschöpe angesprochen hat,
hervorragende Synergieeffekte bündeln können, um
mit unterschiedlichen Traditionen zu demselben Er-
gebnis zu kommen, nämlich diesen industriellen Be-
reich zum Wohl nicht nur der Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer, sondern auch zum Wohl aller Bürger-
innen und Bürger ganz massiv weiterzuentwickeln.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Dazu gehört auch, dass übermorgen im Bundes-
rat ein großes Gesetzespaket zum Atomausstieg und
zum  Erneuerbare-Energien-Gesetz  auf  dem  Tisch
liegt. Es ist den Grünen nicht ganz leichtgefallen, dem
Atomausstiegsgesetz zuzustimmen. Es war ein sehr
kontroverser Parteitag, wie ich finde, aber auch eine
sehr inhaltlich geprägte Diskussion. Natürlich ist das
Jahr 2021, ist das Jahr 2022 immer ein Jahr zu viel,
weil in den Jahren bis dahin natürlich etwas in die-
sen Atomkraftwerken passieren kann. Das Angebot,
einen gesellschaftlichen und politischen Konsens her-
beizuführen, der ein Stück weit die Unumkehrbar-
keit und die politische und gesellschaftliche Veran-
kerung dieses Atomausstiegs festschreibt, ist natür-
lich sehr attraktiv gewesen.

Wir werden in den weiteren Verhandlungen mit da-
für sorgen, dass es Initiativen gibt, das auch im Grund-
gesetz festzuschreiben, noch ein Stück weit mehr die
Unumkehrbarkeit dieses Ziels herbeizuführen, denn
so etwas wie mit der Laufzeitverlängerung, die Sie
einmal eben völlig unmotiviert und von keinem ver-
standen im letzten Jahr durchziehen wollten, darf sich
in dieser Republik nicht wiederholen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Ich gehe davon aus, dass zu dem Gesetzespaket
der sechs weiteren energiepolitischen Gesetze noch
sehr viel Verhandlungsbedarf zwischen Bund und
Ländern, zwischen allen Beteiligten bestehen wird.
Das wird teilweise im Vermittlungsausschuss, viel-
leicht auch noch bis Freitag im Bundesrat geschehen.
Ich vertraue sehr auf die Kraft des Senats, dort die
bremischen Interessen und die ökologischen Inter-
essen einzubringen. Sie sind teilweise identisch, denn
Bremen kann in dieser Struktur, die die erneuerbaren
Energien einnehmen, gar kein Interesse daran ha-
ben, dass nun – wie es die Bundesregierung vorge-
legt hat – Energiegesetze verabschiedet werden, die
wieder nur den vier großen Energiekonzernen dienen
und die kleinen und mittleren Energieerzeuger an den
Rand drängen.



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 18. Wahlperiode – 3. Sitzung am 06. 07. 11 75

Gerade wenn auch dieser Strukturwandel der mitt-
leren und der kleinen Unternehmen im Energiebe-
reich umgesetzt wird, dann haben wir eine nachhaltige
Umstellung auf erneuerbare Energien. Wenn nur die
Großen einmal zwischen Atomkraft und Windener-
gie hin- und herswitchen, dann werden wir keine, je-
denfalls nicht eine so nachhaltige Energiewende be-
kommen. Deswegen gibt es dort einen großen Nach-
holbedarf und einen Korrekturbedarf an den Geset-
zesvorlagen von Schwarz-Gelb. Hier ist der Senat sehr
gut aufgestellt, und wir werden das weiterhin sehr
kritisch begleiten, sodass am Ende auch in den Ener-
giegesetzen – nicht nur beim Atomausstieg – nicht
nur Bremen, sondern der gesamten Republik durch
diesen Umstieg auf erneuerbare Energien gedient ist.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Wir haben es unter dem Stichwort „Bremen ist er-
neuerbar“ mit der Inklusion, mit einer völlig neuen
Schulphilosophie entgegen der früheren zu tun, die
Ausgrenzung und getrennte Beschulung in den Vor-
dergrund gestellt hat, aber auch ein Kind ihrer Zeit
war; auch das soll keine Kritik sein, dass man es frü-
her so gemacht hat. Je nachdem, wie alt wir sind, sind
wir mit Sonderschulen, Förderzentren und all diesen
Dingen aufgewachsen und kennen das. Heute fin-
den wir uns zusammen unter dem Stichwort der In-
klusion, und diese Schulphilosophie gibt einen her-
vorragenden Impuls, neben dem zweigeteilten, dem
zweisäuligen Aufbau unserer Schullandschaft nach
der Grundschule eine Erneuerung auch im Schulwe-
sen herbeizuführen, die meines Erachtens durchschla-
gend viele Dinge verändern wird.

Was ich nicht verstehe bei den Kollegen und Kol-
leginnen der CDU und auch bei Ihnen, Frau Dr. Mohr-
Lüllmann: Wenn man einfach die Fakten schreibt, dass
zum Schuljahresbeginn 80 Prozent an Oberschulen
eingeschult werden und 20 Prozent an Gymnasien –
was einfach nun einmal so ist –, wie Sie dann schon
wieder die ideologische Mottenkiste herausholen und
sagen können, jetzt machen Sie aber die Gymnasi-
en kaputt. 20 Prozent sind ein nicht ganz kleines Seg-
ment des bremischen Schulwesens, in dem hervor-
ragende Arbeit von Lehrerinnen und Lehrern geleistet
wird.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Warum taucht
der Begriff Gymnasium nicht ein Mal auf?)

Wenn Sie wirklich glauben, dass Ihre albernen Ta-
schen mit dem Aufdruck „Gymnasien-Schutzgebiet“,
die Sie eine Zeit lang mit sich herumgetragen haben,
irgendwelche Schulreformen beeinflusst haben, dann
sind Sie vollkommen in der falschen Ecke!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD – Abg. R ö w e k a m p  [CDU]:
Da stand wenigstens der Begriff Gymnasi-

um einmal darin!)

Ich bin einigen Vorrednern dankbar, dass sie den
Bereich der Innenpolitik und den Bereich der Sicher-
heit angesprochen haben. Ich kann Ihnen genau sa-
gen, Herr Röwekamp, wie das ausgesehen hat, weil
ich zu den Zeiten, in denen Sie Innensenator waren,
Innenpolitik gemacht habe: Ihr Versprechen für mehr
Sicherheit bestand darin, dass wir alle vier Wochen
neue Polizeigesetze vorgelegt bekommen haben, die
wir verabschieden sollten, aber ein Polizeigesetz mit
immer abstruseren Paragrafen, die mit der tatsäch-
lichen Sicherheit der Menschen vor Ort, ob nun in
Bremen-Nord, -Ost, -West, -Süd oder in Bremerha-
ven, gar nichts zu tun haben, das ist die Politik – –.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Das ist un-
wahr!)

Die Politik von Innensenator Mäurer besteht da-
rin, keine unsinnigen Gesetzesänderungen zu disku-
tieren und Sicherheit nicht auf dem Papier, sondern
dadurch herzustellen, dass man vor Ort geht, die Be-
dürfnisse überprüft und dann mit der Polizei, die man
zur Verfügung hat, auch Lösungen herbeiführt und
nicht glaubt, mit Scheingefechten auf der Basis von
Gesetzesänderungen in diesem Haus, die überhaupt
nichts gebracht haben,

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Sicherheit für die Menschen herbeiführen zu können.
Ich finde, eine bürgernahe, stadtteilnahe, praktische
und konkrete Polizeiarbeit, wie sie der Innensena-
tor hier initiiert hat, bringt sehr viel mehr Sicherheit
als Scheingefechte um abstruse Klauseln in noch ab-
struseren Paragrafen von neuen Gesetzen.

Ich glaube, dass unter dem Stichwort „Bremen ist
erneuerbar“ die Einwanderung als große Chance be-
griffen werden soll, dass Menschen – oft sind es schon
deren Eltern, Großeltern, Urgroßeltern, die zu uns
gekommen sind – hier willkommen sind. Mir hat das
Wort Willkommenskultur des Bürgermeisters sehr gut
gefallen. Es ist vollkommen klar, dass diese Einstel-
lung von beiden Seiten verinnerlicht werden muss
und auch verinnerlicht werden wird. Statt Migran-
tinnen und Migranten aber auszugrenzen, sollte man
versuchen, an ihren Träumen – was sie für sich, ihre
Kinder und Nachkommen in dem Land, in das sie ge-
kommen sind, verwirklichen wollen – anzusetzen,
diese Träume aufzunehmen und daraus eine gemein-
same Zukunft zu machen. Das ist doch wahrlich der
bessere Weg, als zu versuchen, sie immer noch aus-
zugrenzen und in die Ecke zu stellen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Ich glaube, die Herausforderung im Bereich der Bür-
gerbeteiligung ist – und zwar für alle, auch hier würde
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ich keinen Unterschied zwischen Regierung und Op-
position machen, da sind wir alle gefordert –, dass
wir sie aus den Sonntagsreden, aus den Bekundun-
gen und aus dem Willen, sie zu haben, herausholen
müssen und dass wir sie praktisch werden lassen. Hier
kommt, glaube ich, gerade auf das Ressort unseres
neuen Senators für Bau und Verkehr, Herrn Dr. Lohse,
sehr viel zu, weil sie im Bereich Bau und Verkehr na-
türlich praktisch wird. Man hat es am runden Tisch
zur Autobahn A 281 gesehen, was das heißt: Entwe-
der lässt man sich darauf ein und kommt dann zu ei-
nem hervorragenden Ergebnis, oder man blockt es
von vornherein ab. Das ist nun eine sehr große The-
matik gewesen, ein Autobahnring um Bremen.

Ich finde aber auch, wenn im Stadtteil an der Ecke
ein Quartier umgestaltet wird, dann muss sich die
Planungskultur der Behörden im Kleinen so verän-
dern, dass sie nicht nur die Deputierten, die Parla-
mentarier und die Abgeordneten hier im Haus mit-
nimmt, sondern dass sie die Menschen, die davon be-
troffen sind, mitnimmt und sie frühzeitig einbezieht.
Vielleicht kann dann der eine oder andere Großkon-
flikt, der am Ende daraus folgt, wenn man sie nicht
frühzeitig einbezieht, vermieden werden. Ich finde,
dass wir beim Quartier auf dem Gelände des Klini-
kums Bremen-Mitte, in der Überseestadt, bei der Er-
arbeitung des neuen Flächennutzungsplans und auch
im weiteren Verlauf des vierten Bauabschnitts der
A 281 beweisen können, dass Bürgerbeteiligung kein
Wort auf dem Papier ist, sondern dass sie praktisch
gelebte Demokratie in Bremen ist. Ich glaube, dass
sich das auch für Bremen und Bremerhaven auszahlen
wird.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Ich habe heute in einer Überschrift einer hiesigen
Zeitung mit Interesse gelesen, dass die Koalition an-
geblich Schulden tilgen würde, und ich habe gedacht:
Schade, da sind möglicherweise mehrere Dinge durch-
einandergegangen,  schön  wäre  es!  Es  geht  in  den
nächsten Jahren leider gar nicht darum zu beginnen,
tatsächliche Schulden zu tilgen, sondern sie werden
in den nächsten Jahren weiter wachsen, weil wir einen
Teil unseres Defizits immer noch durch Kredite finan-
zieren. Umso höher ist der Anspruch, den wir in der
Finanzpolitik haben, Bremen dadurch zu erneuern,
dass wir in der Tat in zehn Schritten versuchen, im
Jahr 2019, im Jahr 2020 keine neuen Kredite mehr
aufzunehmen. Das heißt, wir haben die alten Schul-
den noch.

Wir werden dann aber in den Stand versetzt, wenn
wir das schaffen, und ich bin überzeugt, dass wir in
dieser Legislaturperiode alle Schritte schon angelegt
haben, um es in den nächsten vier Jahren, jedenfalls
bis zum Jahr 2015, zu schaffen, dass wir – nicht al-
lein, weil ich glaube, man darf an dieser Stelle nie
die Illusion wecken, dass wir allein Altschulden von

dann 20 Milliarden Euro werden tilgen können – dann
in einer Lage sind, mithilfe des Bundes, der anderen
Länder und mit eigenen Anstrengungen in einer neu-
en Struktur des Länderfinanzausgleichs und in einer
neuen Struktur des Umgangs mit den Altschulden be-
ginnen zu können, uns vielleicht teilweise durch Til-
gung auch von diesen Altschulden zu verabschieden.
Das ist ein ganz wichtiges strukturelles Vorhaben
dieser Koalition.

Die Zinslast lastet auf dem Haushalt wie ein schwe-
res Gewicht auf jemandem, der aus dem Wasser he-
raussteigen will. Die Zinslast verhindert soziale Pro-
jekte, ökologische Projekte, Arbeit für Kinder und Ju-
gendliche und für Frauen.

(Abg. H i n n e r s  [CDU]: Das sagen Sie
einmal den Sozis!)

Die Zinslast verhindert schlichtweg in ihrer Höhe sehr
viele zukünftige Aktivitäten in diesem Land. Deswe-
gen müssen wir schauen, dass wir in diesem Bereich
weiterkommen.

Wenn man aber jetzt sieht, dass ein vollkomme-
ner Wahnsinn in Berlin diskutiert wird, nämlich eine
Art Rettungspaket für die FDP, wie bekommen wir
die FDP noch über die Hürde und irgendwie aus ih-
rem Drei-Prozent-Loch heraus? – und nun machen
wir ein Milliardenpaket –, ich meine, was  für ein Wahn-
sinn, um die FDP zu retten, statt dieses Land zu ret-
ten und seine Verschuldung abzubauen, Steuerer-
leichterungen, wobei an keiner Stelle, weder beim
Bund noch in den Ländern oder Kommunen, irgendein
Spielraum besteht! Das wird mit der Stimme von Bre-
men im Bundesrat verhindert werden. Einen solchen
Wahnsinn werden wir als Bremen im Bundesrat nicht
zulassen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Ich finde es auch eine sehr mutige strukturelle Er-
neuerung unter der Überschrift „Bremen ist erneu-
erbar“, dass wir vorhaben, 14 000 neue Wohnungen
im Rahmen von Innenverdichtung zu schaffen. 14 000
neue Wohnungen sind, finde ich, nicht wenig, wenn
man die Raten der letzten Jahre kennt, in welchem
Maß  neuer  Wohnungsbau  stattgefunden  hat.  Hier
kommen, wie ich finde, städtebauliche, ökologische,
aber vor allen Dingen auch soziale Aspekte hinzu,
denn wenn wir tatsächlich Wohnungen in dieser Grö-
ßenordnung schaffen, hat das natürlich auch einen
Einfluss auf die Mieten. Sehr viele Menschen wer-
den natürlich von der Höhe der Mieten extrem ge-
drückt und extrem in ihrer wirtschaftlichen Entfal-
tung eingeschränkt.

Ich finde, den Wohnungsbau in der Höhe von 14 000
neuen  Wohnungen  durch  die  Rahmenbedingungen
möglich zu machen – wenn wir es schaffen, dies im
Rahmen der Innenverdichtung anzulegen und nicht
weiter auf die grüne Wiese hinauszuwuchern –, würde
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sozial, ökologisch und städtebaulich eine wesentliche
Erneuerung in dieser Stadt bedeuten, auf die ich mich
sehr freue.

Das Gleiche gilt für den Ausbau der Betreuung der
unter Dreijährigen, die es noch vor vielen Jahren nur
ganz minimal gab. Eltern konnten praktisch ihre unter
Dreijährigen kaum oder nur in einigen wenigen El-
terninitiativen unterbringen. Ein großes Ziel ist es,
dass ein Drittel der Kinder, der unter Dreijährigen,
in Einrichtungen untergebracht werden kann. Das
ist ein Ziel, das auch Bremen erneuern wird, für die
Familien, für die Frauen, aber auch für die Männer,
für ihre Möglichkeit, einer Erwerbstätigkeit nachzu-
gehen, für die Frage, wie früh sie mit den Kindern
auch in den Kindertageseinrichtungen arbeiten kön-
nen? Dies ist ein zentrales Vorhaben, wie ich finde,
das ebenfalls die Gestalt der Städte Bremen und Bre-
merhaven wesentlich verändern wird.

Es gibt weitere Veränderungspotenziale, die ich hier
nur anreißen kann: der Grundsatz „ambulant vor sta-
tionär“ im Hilfesystem, vor allen Dingen aber auch
im Gesundheitssystem, im Pflegesystem, dass wir in
Zukunft immer weniger versuchen, Menschen sta-
tionär in Einrichtungen unterzubringen, die in ihren
Hilfesystemen gefördert werden müssen.

(Glocke)

Der Präsident droht mit seiner schweren Glocke,
die bei kahlem Hinterkopf sicher sehr schmerzhaft
ist, deswegen komme ich zum Schluss.

(Heiterkeit)

Ich glaube, dass wir hier mit dem Vorrang „am-
bulant vor stationär“ nicht nur die Strukturen verän-
dern, sondern auch die Lebensbedingungen für die
Betroffenen verändern können und dass wir hier ei-
nen sehr guten Weg gehen. Das Gleiche gilt für die
aufsuchende Altenarbeit, in der wir die sogenann-
ten vergessenen Alten nicht in ihren Wohnungen sit-
zen lassen, wenn sie es nicht schaffen, sich dem Hil-
fesystem anzuvertrauen, sondern wo wir hingehen,
eine Kultur des Hinschauens und des Aufsuchens
etablieren und dies in der Stadt ausweiten. Ich glaube,
dass das eine hervorragende Möglichkeit ist.

Ich könnte noch so weitermachen, denn so sehr die
Opposition und der eine oder andere Kommentator
diesen Koalitionsvertrag als manchmal langweilig oder
uninspiriert abtun möchte: Für mich ist er voller An-
regungen für teils dramatische, teils auch im Kleinen
befindliche Änderungen, die wir in Bremen und Bre-
merhaven vornehmen werden. Deswegen: Bremen
ist erneuerbar, und nicht die beste, sondern die ein-
zige politische Konstellation, die das in den nächs-
ten vier Jahren bewerkstelligen wird, ist Rot-Grün.
– Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Präsident Weber: Herr Kollege, ich höre Ihnen gern
zu, aber 30 Minuten sind 30 Minuten! Da muss ich – –.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Der Senat hat eine Stunde gere-
det, und das dürften wir dann theoretisch

auch!)

Um Gottes willen!

(Heiterkeit)

Als nächste Rednerin hat das Wort die Abgeord-
nete Frau Vogt.

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE)*): Sehr geehrter Herr
Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich habe
mir die Regierungserklärung sehr aufmerksam ange-
hört und auch die Debattenbeiträge der regierenden
Fraktionen, und ich finde, sie sind in mancher Hin-
sicht eine ziemliche Enttäuschung, denn im Grunde
wird ein „weiter so“ angekündigt. Ich fand es ziem-
lich ideenlos, und ich fand dort auch nicht den erkenn-
baren Willen, Probleme unseres Landes wirklich an-
zugehen.

Es wird für mich immer deutlicher, wie ich es auch
schon letzte Woche gesagt habe: Sie wollen hier ein-
fach nur vor sich hin verwalten. Dabei haben Sie eine
riesengroße Mehrheit, Sie haben eine Zweidrittel-
mehrheit. Eines haben Sie dabei aber vergessen, das
ist nämlich die erschreckend hohe Zahl der Breme-
rinnen und Bremer, die sich von der Politik abgewen-
det hat und die nicht mehr wählt. Wenn man das ein-
mal zusammen sieht, hat die große Mehrheit der Bre-
merinnen und Bremer Sie nicht gewählt.

(Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Sie bestimmt nicht!)

Ich denke, vor diesem Hintergrund wäre es denkbar
gewesen, ein bisschen bescheidener zu sein und mehr
Engagement in diese Regierungsvereinbarung hin-
einzubringen,

(Beifall bei der LINKEN)

denn das, was uns hier vorgetragen wurde, ist vor
allen Dingen – –.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Die Machenschaften in Ihrer Par-
tei haben dazu aber auch nicht beigetragen!)

Das, was uns hier als Regierungserklärung vorge-
tragen wurde, ist ein Dokument einer Kapitulation,
vor allen Dingen der Sozialdemokratie. Vor vier Jahren
haben Sie zu Beginn der ersten rot-grünen Koaliti-
on gesagt – Sie waren das, Herr Böhrnsen! –, Sie wür-
den in den kommenden Jahren die soziale Frage in
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 18. Wahlperiode – 3. Sitzung am 06. 07. 1178

(A) (C)

(B) (D)

den Mittelpunkt stellen. Das drohende Auseinander-
driften der Gesellschaft wollten Sie bekämpfen, und
ich glaube, genau in dieser gemeinsamen Verantwor-
tung haben Sie in den letzten vier Jahren einfach ver-
sagt, daraus ist nicht viel geworden, wie wir wissen.
Die Armutslage in Bremen und Bremerhaven hat sich
im Gegenteil noch verschärft.

Die offizielle Zahl der erwerbslosen Bremerinnen
und Bremer ist zwar seit dem Jahr 2007 leicht gesun-
ken, aber – und das ist das große Problem – wir ha-
ben keine vernünftige Arbeit mehr in Bremen. Die
Zahl der Aufstocker, also der Menschen, die arbei-
ten und trotzdem Hartz IV beziehen, ist in den letz-
ten Jahren, glaube ich, von 15 000 auf 18 000 gestie-
gen. Das finde ich ziemlich dramatisch. Im Jahr 2007
waren es auch nur 8 000 Menschen, die in Beschäf-
tigungsverhältnissen mit Leiharbeit gearbeitet haben,
und die Zahl ist dramatisch gestiegen.

Im Moment ist es so, dass zurzeit jede zweite offe-
ne Stelle eine Leiharbeitsstelle ist. Ich denke, das ist
genau der Knackpunkt, wo Sie nicht gezeigt haben,
dass Sie hier einen Richtungswechsel hinbekommen
haben, und mir ist in der Koalitionsvereinbarung und
auch aus Ihren Erklärungen heraus nicht deutlich ge-
worden, wie Sie das machen wollen.Die Arbeit in
Bremen ist nämlich im Prinzip immer prekärer ge-
worden, auch die Zahl der geringfügig Beschäftig-
ten im Einzelhandel hat zugenommen, und die Zahl
der Menschen, die Hartz IV beziehen, ist auch noch
gestiegen. Diese soziale Schieflage zieht sich auch
durch diese Koalitionsvereinbarung. In der alten
Koalitionsvereinbarung sind Sie schon daran geschei-
tert, und in die neue Koalitionsvereinbarung nehmen
Sie diese soziale Spaltung im Grunde schon mit auf.

Ich glaube, es ist eine Illusion, dass hier jetzt eine
rot-grüne Koalition regiert, im Grunde regiert hier eine
grün-rote Koalition.

(Beifall bei der LINKEN)

Dass Sie sich noch einen sozialdemokratischen Prä-
sidenten des Senats leisten, der nach außen immer
einmal wieder soziale Wohlfühlstimmung verbreiten
darf, ändert nichts daran, dass in den harten Themen
die Grünen den Hut aufhaben. Ich möchte Ihnen daher
gleich zu Beginn ganz klar sagen: Bremen braucht
eine soziale Opposition, und wir als LINKE werden
in den kommenden vier Jahren genau da den Fin-
ger hineinlegen, und zwar immer dann, wenn Sie un-
sozial handeln und wenn Sie Interessen von Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern mit Füßen treten,
und da, wo Sie kürzen und privatisieren. Da werden
wir sehr genau hinschauen, da sollten Sie sich mit
Ihrer großen Mehrheit im Parlament nicht so sicher
fühlen.

(Beifall bei der LINKEN – Abg. D r .  G ü l d -
n e r  [Bündnis 90/Die Grünen]: Was priva-

tisieren wir denn?)

Das sage ich Ihnen gleich noch!

Das wäre auch gar nicht so schlimm, wenn es nur
Sie beträfe. Es betrifft aber dummerweise alle Bre-
merinnen und Bremer. Das ist irgendwie auch das
große Problem, denn sie werden nämlich in den nächs-
ten Jahren von einem Senat regiert, der im Grunde
keine Antworten auf die klaren und dringenden Pro-
bleme gefunden hat, die wir hier in Bremen haben:
Armut, Arbeitslosigkeit, Ausgrenzung und eine Bil-
dungspolitik, die für alle Kinder da ist.

(Abg. G ü n g ö r  [SPD]: Ausgrenzen kön-
nen Sie besonders gut!)

Na, das werden wir einmal sehen!

Gerade  Ihre  Aussagen  zur  Sozialpolitik  in  der
Regierungsvereinbarung sind, finde ich, ein starkes
Stück, vor allem, wenn man vergleicht, was Sie, Herr
Böhrnsen, noch vor der Wahl in der „taz“ gesagt ha-
ben. Wenn ich zitieren darf: „Unsere Sparanstrengun-
gen dürfen aber nicht durch soziale Strukturen der
Städte die Entwicklungschancen von Kindern und Ju-
gendlichen tangieren. Ich kann doch denen nicht sa-
gen, im Moment haben wir für eure Chancen kein
Geld, aber tröstet euch, bei der nächsten Generation
sieht es wieder besser aus! Das geht nicht!“ Wenn
ich mir dann ansehe, dass gerade einmal vier von 140
Seiten dem Thema Soziales gewidmet sind, möchte
ich einmal wissen: Wo nehmen Sie diesen Stellen-
wert denn her?

Wenn sich die SPD sang- und klanglos aus dem
Sozialressort verabschiedet – das ist immerhin eine
ihrer Kernkompetenzen – und das den Grünen über-
lässt, dann kann ich mich vielleicht fragen: Sind Sie
vielleicht froh, dass Sie diese Bürde los sind? Ich bin
mir da nicht so sicher!

(Beifall bei der LINKEN)

Im  Koalitionsvertrag  werden  viele  Banalitäten
ausgetauscht, zum Beispiel dass die Lebenschancen
ungleich verteilt sind. Das ist keine neue Erkennt-
nis, die teilen wir als LINKE übrigens auch. Es bleibt
mir im Moment jedoch ein Geheimnis, mit welchen
Maßnahmen Sie das verändern wollen, wie Sie zu
spürbaren Veränderungen in diesem Bereich kom-
men wollen.

Sie wollen den Armuts- und Reichtumsbericht wei-
terführen, der war schon 2009 ziemlich desaströs. Ich
glaube, bei der Fortführung der Berichterstattung wird
das nicht viel besser werden. Im Gegenteil, es wird
meines Erachtens viel schlimmer angesichts der dro-
henden Kürzungen, die Sie hier in den ganzen Be-
reichen  vornehmen,  und  mit  den  angekündigten
Nichtverlängerungen von wichtigen Projekten, die
im Übrigen viele Menschen betreffen. Das möchte
ich an die Opposition der CDU gerichtet sagen: Das
sind keine großen Ausgaben für wenige, weil jede
dritte Bremerin und jeder dritte Bremer arm ist. Wir
haben 120 000 Leistungsempfänger, und wir haben
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80 000 Erwerbsarme. Das ist jeder dritte Bremer, das
ist keine kleine Gruppe!

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn ich mir anschaue, dass Sie bereits ankündi-
gen, Sozialleistungen zu streichen – also die, die nicht
gesetzlich vorgeschrieben sind –, dass Sie Projekte
nicht verlängern wollen, dann ist für diesen Teil der
Bevölkerung, und das ist immerhin ein Drittel, die Ver-
schlechterung schon vorprogrammiert.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]:  Wie  definieren  Sie  denn  dieses
Drittel?  Können  Sie  das  einmal  erklären?)

Sie können gern nachher noch einmal fragen, dann
gehe ich darauf ein.

Ich habe es soeben schon gesagt: Wir haben 120 000
Leistungsbezieher, und ganz offiziell nach Ihrem Le-
benslagenbericht sind 80 000 Bremer erwerbsarm. Wir
werden Sie auch an den konkreten Projekten mes-
sen, die Sie in den nächsten Jahren machen, wo Sie
soziale Schwerpunkte setzen. Wir sagen auch schon
einmal ganz klar – hier wird immer viel geredet und
behauptet, wir brächten keine Vorschläge –: Wir haben
in den letzten vier Jahren sehr viele Vorschläge un-
terbreitet, sie sind nur nicht gehört worden.

Es gibt uns nicht nur hier in der Bürgerschaft, es
gibt uns auch noch in den Beiräten. Da haben wir vor
Ort sehr viel konstruktiv hineingetragen. Das ist leider
mit der großen Parlamentsmehrheit und der Senats-
mehrheit einfach nie zum Zuge gekommen.

Wir werden uns weiterhin dafür einsetzen, dass es
ein Ticket beziehungsweise einen Bürgerpass gibt,
ähnlich wie in Berlin, der den Menschen, die Hartz
IV beziehen, Zugang zu soziokulturellen Angeboten,
die in öffentlicher Hand liegen, ermöglicht. Wir wer-
den uns dafür einsetzen, dass das Sozialticket die-
sen Namen verdient. Wir wollen wieder einen Ein-
stieg in einen sozialen Wohnungsbau, und wir wol-
len eine Sicherung und Erweiterung der wohnortna-
hen Infrastruktur.

Wir werden sehen, wie Sie sich dann entscheiden,
wenn wir hier konkrete Projekte vorschlagen, weil
wir zurzeit von Ihnen eher warme Worte und ein biss-
chen heiße Luft bekommen.

(Beifall bei der LINKEN)

Jetzt komme ich zu dem Bereich, der mir natürlich
sehr am Herzen liegt, das ist der Bereich Bildungs-
politik! Ich finde, da stehen Sie ziemlich schlecht da.
Wir kennen die Folgen des Personalabbaus der letzten
Jahre schon zur Genüge: Unterrichtsausfall, Kürzun-
gen in so wichtigen Bereichen wie Deutsch als Zweit-
sprache, Schulen, die über Jahre hinweg ohne Schul-
leitungen  dastehen,  weil  sie  nicht  besetzt  werden,

wie zum Beispiel aktuell das Gymnasium Obervie-
land.

Seit 2009 hat das Gymnasium Obervieland keine
Schulleitung mehr. Heute Morgen ging gerade durch
die Medien, dass Sie so viele Lehrerstellen in den
Oberstufen einsparen, dass ganze Fächer nicht mehr
angeboten werden können. Das große Versprechen
der letzten Legislaturperiode,

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Es ist jede Lehrerstelle wieder be-
setzt worden! Das nur einmal so nebenbei!)

die Schulen vom Personalabbau auszunehmen, das
haben Sie jetzt gebrochen. 250 Lehrerstellen sollen
in den nächsten vier Jahren abgebaut werden. Das
wird mit der Stärkung des Prinzips eigenverantwort-
liche Schule kombiniert. Dazu muss auch ich sagen,
anders wird das nicht gehen. Die Schulen sollen ver-
stärkt Geld statt Personal erhalten, damit sie die Stan-
dards ihrer Arbeitsplätze senken können. Das sieht
man doch bei dem Ausbau der Ganztagsschulen. Da
ist keine einzige Lehrerstelle eingerichtet worden. Das
läuft alles über Stadtteilschulen, über Ehrenamtliche,
es sind alles prekäre Beschäftigungsverhältnisse, das
ist alles befristet und Teilzeitarbeit.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Wie bitte?)

Der Ausbau der Ganztagsschulen wird von Ihnen
über die Stadtteilschulen organisiert. Mir kann nie-
mand erklären, wie man mit einer jährlichen Perso-
nalkürzung von 1,2 Prozent in diesem Bereich, der
so wichtig für uns ist, Chancengleichheit herstellen
will. Seit 1993 sind bereits 1 045 Lehrerstellen ein-
gespart worden. Da haben wir die katastrophalen Fol-
gen, die wir alle kennen. Dabei ist der letzte Platz von
PISA nicht einmal das Schlimmste. Schlimmer ist, dass
nach wie vor in keinem anderen Bundesland der
Bildungserfolg so stark vom Elternhaus abhängt wie
in Bremen. Daran hat sich in den letzten vier Jahren
nichts geändert.

(Senatorin J ü r g e n s - P i e p e r: Das
ist falsch!)

Das ist nicht falsch!

Es ist immer noch so, dass in Gröpelingen nur 15
Prozent der Schülerinnen und Schüler das Abitur ma-
chen, auch jetzt noch nach Ihren aktuellen Zahlen.
Genau vor diesem Skandal kapitulieren Sie! In Bre-
men gibt es Stadtteile, dort sind 60 Prozent aller Erst-
klässler Migranten, und das sind genau die Stadtteile,
in denen die Schulen oft in einem erbärmlichen Zu-
stand und grundsätzlich überfüllt sind, weil es dort
an Schulraum fehlt.

Auch wenn Sie es jetzt schon nicht mehr hören kön-
nen, weil ich es so oft sage: Im Bremer Westen fehlt
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seit zehn Jahren eine weiterführende Schule. In Ih-
rer Koalitionsvereinbarung lassen Sie sich dazu auch
aus, ich darf noch einmal zitieren: „Im Bremer Wes-
ten gibt es in besonderem Maße bauliche, freiräum-
liche, kulturelle, wirtschaftliche, soziale und bildungs-
politische Herausforderungen.“ Ich würde davon aus-
gehen, dass Sie als Regierungsparteien versuchen,
Antworten auf diese Herausforderungen zu finden.
Dann sehe ich dort: Oh, wir schaffen eine Entwick-
lungsagentur West. Mit anderen Worten: Wenn man
nicht mehr weiter weiß, dann gründe ich einen Ar-
beitskreis. Nichts anderes bedeutet das nämlich.

(Beifall bei der LINKEN – Abg. Frau D r .
S c h a e f e r  [Bündnis 90/Die Grünen]: Der

war aber sehr erfolgreich!)

Herr Tschöpe – er ist jetzt leider nicht mehr da! –
hat immer gesagt, wir würden keine konkreten Vor-
schläge machen. Im Bremer Westen haben wir diese
in den letzten drei Jahren ständig gemacht. Wir ha-
ben jetzt für den Westen auch wieder einen viel bes-
seren Vorschlag als diese Entwicklungsagentur. In
Walle gibt es nämlich eine Schule, die man ganz kre-
ativ in eine weiterführende Schule, in eine Oberschule,
umwandeln kann, das ist das ehemalige Förderzen-
trum Vegesacker Straße, weil dort die Inklusion um-
gesetzt wird, und perspektivisch hat diese Schule im
Jahr 2018 nur noch eine einzige Klasse. Direkt ne-
ben dieser Schule befindet sich ein Platz, der ehe-
malige BSV-Übungsplatz an der Dedesdorfer Stra-
ße. Seit einem Jahr setzt sich eine große Bürgeriniti-
ative sehr dafür ein, dass dieser Platz als Grünfläche
erhalten bleibt, weil Walle der am stärksten verdich-
tete Stadtteil Bremens ist. Wir haben überhaupt kei-
nen öffentlichen Raum dort.

Die Umwandlung dieser Schule in eine Oberschule
wäre für uns tatsächlich im Bremer Westen der gro-
ße Wurf, und nicht diese Entwicklungsagentur. Da-
mit könnten auch die Kolleginnen und Kollegen von
den Grünen leben, weil mit der Teilnutzung des BSV-
Sportplatzes diese Oberschule ein ökologisches Profil
gewinnen könnte, und zwar als öffentliche Schule und
nicht als Privatschule.

(Beifall bei der LINKEN)

Das heißt, sie wäre jedem Schüler und jeder Schü-
lerin im Bremer Westen zugänglich, auch den Kin-
dern von ärmeren Familien, weil es vor allem die Kin-
der aus ärmeren Familien sind, die ganz besonders
staatliche Unterstützung brauchen.

(Beifall bei der LINKEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Integration und
Migration sind jetzt Chefsache, weil sie in die Zustän-
digkeit der Senatskanzlei fallen. Wir hoffen, dass das
Referat dabei nicht verkleinert wird, denn die Kür-

zungen im Bereich Migration deuten sich schon an.
Senatorin Stahmann hat letztens im „Weser-Kurier“
angekündigt, bei den Zuwendungen im Sozialbereich
stark sparen zu wollen. Das geht dann nur bei den
Zuwendungen, die nicht gesetzlich vorgeschrieben
sind, von den anderen gibt es nicht mehr so viele.

Wir werden uns als LINKE weiterhin dafür ein-
setzen, dass die sowieso schon wenigen Beratungs-
und  Unterstützungsangebote  für  Migrantinnen  und
Migranten nicht wegfallen werden, denn in Bremen
leben 80 000 Menschen ohne deutschen Pass, und
sie sind weitgehend von politischer, sozialer und wirt-
schaftlicher Teilhabe ausgeschlossen. Die Benachtei-
ligung im Bildungssystem habe ich schon mehrfach
betont. Im Grunde ist es noch dramatischer, als es die
Schulquote belegt, da die Ausbildungsbeteiligungs-
quote bei jungen Menschen, die einen Abschluss ma-
chen  und  einen  Migrationshintergrund  haben,  nur
bei acht Prozent liegt. Das hat sich auch in den letz-
ten Jahren nicht geändert, und ich finde es ziemlich
besorgniserregend.

Das  Armutsrisiko  für  Migrantinnen  und  Migran-
ten ist nach wie vor doppelt so hoch wie das der Durch-
schnittsbevölkerung  in  Bremen,  nicht  zuletzt  auch
deswegen, weil es immer noch erhebliche Einschrän-
kungen beim Zugang zum Arbeitsmarkt gibt. Die Stei-
gerung von Beteiligungsmöglichkeiten für Migran-
tinnen wäre durch die Vermittlung von Sprachkom-
petenzen machbar. Dafür müsste es aber die ent-
sprechenden Angebote geben, auch für ältere Mi-
grantinnen und Migranten und auch für Flüchtlinge.
Das muss hier in Bremen geschafft werden, weil ein
Viertel der Menschen, die hier leben, einen Migra-
tionshintergrund hat. Wenn wir dafür Landesmittel
einsetzen müssen, um das zu schaffen, dann müssen
wir das tun. Wer hier spart, der spart am falschen Ende,
das muss ich ganz deutlich sagen.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir haben einen Dreiklang als LINKE: gute Arbeit,
gute Löhne, gute Rente! Da sehe ich in Bremen ei-
nen ziemlich großen Handlungsbedarf. Die Leihar-
beit hat sich ausgeweitet, und die prekäre Beschäf-
tigung ist an der Tagesordnung. Leiharbeit und an-
dere Beschäftigungsverhältnisse, seien sie geringfü-
gig, seien sie befristet, werden in nicht mehr hinnehm-
barer Art und Weise dazu benutzt, die Personalkosten
in den Unternehmen zu drücken und gleichzeitig die
Rechte  der  Arbeitnehmerinnen  und  Arbeitnehmer
einzuschränken. Das gilt, und deswegen komme ich
noch einmal darauf, vor allen Dingen auch für die so-
genannten Zukunftsbranchen wie die Windenergie-
branche. Gerade in Bremerhaven ist der Anteil der
Leiharbeiterinnen und -arbeiter in dem Bereich un-
wahrscheinlich hoch. Die qualifizierte Beschäftigung
kommt in Bremerhaven gar nicht an.

Wir sagen deswegen nach wie vor, wir wollen in
jedem Bereich einen gesetzlichen Mindestlohn von
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zehn Euro und auch die Durchsetzung des Prinzips
„gleicher Lohn für gleiche Arbeit“, also Equal Pay,
vom ersten Beschäftigungstag an. Dafür werden wir
hier in den nächsten Jahren kämpfen.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich finde, diese grundsätzliche Ausrichtung in Ih-
rer Koalitionsvereinbarung ist falsch, weil Sie sehr viel
Wert auf Privatisierung legen. Wir sind nach wie vor
skeptisch, wie Sie mit der Art der Schuldenbremse
umgehen. Das kritisieren wir nach wie vor, weil Sie
das jetzt auch in die Landesverfassung einarbeiten
wollen. Dann stellen Sie sich hin und sagen, Sie wollen
dazu die Aufnahme einer Klausel zur Einnahmesi-
cherung prüfen. Die Klausel soll besagen, dass die
Verpflichtung  zur  Einhaltung  der  Schuldenbremse
wegfallen soll, wenn durch die Steuerpolitik des Bun-
des die Einnahmen Bremens sinken. Das in die Lan-
desverfassung aufzunehmen ist ehrlich gesagt ziem-
lich sinnlos, weil die Schuldenbremse im Grundge-
setz verankert ist. Das kann man nicht per Klausel auf
Landesebene neutralisieren. Dies zeigt aber, in welche
Lage Sie, Herr Bürgermeister Böhrnsen und Frau Se-
natorin Linnert, uns vor ein paar Jahren gebracht ha-
ben, als Sie die Regelungen der Schuldenbremse aktiv
in den Bundesrat eingebracht haben. Da sage ich auch
immer wieder, das ist handwerklich falsch gelaufen.

Es wäre gut gelaufen, wenn Sie dafür gesorgt hät-
ten,  dass  es  auch  eine  Steuersenkungsbremse  im
Grundgesetz gibt. Dann, Herr Tschöpe, wäre der Bär
auch einmal nach Bremen gekommen, und man hät-
te schauen können, wer ihn erlegt. So haben Sie sich
aber die Möglichkeiten selbst handwerklich verge-
ben. Sie erwecken hier den Eindruck, als wäre die-
ser Sanierungspfad zu schaffen, wenn nur die Ein-
nahmen nicht sinken. Das ist Unsinn, weil – wie Sie
und wir alle wissen – Bremen in den letzten 20 Jah-
ren nur ein einziges Mal einen ausgeglichenen Primär-
haushalt gehabt hat. Gegenüber dem Staatsgerichts-
hof weisen Sie ständig darauf hin oder haben Sie be-
rechtigterweise darauf hingewiesen, dass Bremen sich
in einer unverschuldeten extremen Haushaltsnotlage
befindet. In die normale Sprache übersetzt heißt das:
Bremen kann nichts dafür, dass es wesentlich weni-
ger Geld einnimmt, als wir ausgeben müssen. Wie
man in einer Situation wie dieser die Schuldenbremse
in die Landesverfassung aufnehmen will, ist mir ehr-
lich gesagt nicht klar, und wir werden das auch ab-
lehnen.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir werden auch weiterhin weitere Privatisierun-
gen ablehnen. Die von Ihnen beabsichtigte Privati-
sierung des Offshore-Hafens Bremerhaven ist näm-
lich genau eine der Ursachen, weshalb sich dort so
viel  Leiharbeit  und  so  viel  prekäre  Beschäftigung
durchsetzt.  Das  ist  aus  unserer  Sicht  der  Schritt  in
die völlig falsche Richtung. Ihr Zauberwort ist PPP,

Public Private Partnership, in Wirklichkeit aber ist das
der Rückzug des Staates aus der Verantwortlichkeit.

(Abg. P o h l m a n n  [SPD]: Nein!)

Doch! Genau das ist es, und das ist mit uns nicht zu
machen!

Für uns gehören Verkehrsinfrastruktur, Energie-
versorgung,  Gesundheitsversorgung,  Altenpflege,
Wohnungsbau,  öffentliche Bauten,  Bildungseinrich-
tungen und die Abfallwirtschaft auf jeden Fall in die
öffentliche Hand. Wir werden in den nächsten vier
Jahren Initiativen zur Rekommunalisierung einbrin-
gen, darauf können Sie sich verlassen. Die Privati-
sierung der Strom- und Energienetze muss unbedingt
2014 zurückgenommen werden. Da möchte ich einmal
sagen, Sie hatten es 2009 in der Hand, Sie hatten die
swb AG eine Woche in Ihrer Hand. Es wäre auch mög-
lich gewesen, diese Beteiligung zu halten. Dies wäre
auch mit der Schuldenbremse vereinbar gewesen,
denn da werden die Beteiligungen gar nicht einge-
rechnet.

(Beifall bei der LINKEN)

In Ihrer Umweltpolitik verfolgen Sie auch diese Pri-
vatisierungslogik. Private Unternehmen übernehmen
die Investitionen und schöpfen dann die Gewinne ab.
Das läuft so beim Energiecontracting und auch bei
dieser sogenannten Gesellschaft zur Erzeugung re-
generativer Energien. Ich frage mich wirklich: Wie
soll man das Heft in Bremen in der Hand behalten,
wenn Sie ständig auf diese Modelle setzen? Wie sol-
len wir hier Einnahmesteigerungen verzeichnen, und
wie sollen wir in die Lage versetzt werden, da ver-
nünftig zu handeln?

In den Bereichen, in denen Sie in den letzten Jah-
ren als rot-grüne Regierung aktiv geworden sind, habe
ich keine besondere Bürgernähe und Umweltfreund-
lichkeit festgestellt. Sie verantworten die Weserver-
tiefung, und Sie tragen sie seit 2007 mit. Die Weser-
vertiefung ist ein unnötiges Projekt, das der Wirtschaft
und der Umwelt erhebliche Schäden zufügen wird.

(Abg. S t r o h m a n n  [CDU]: Wirtschaft?)

Auch der Wirtschaft, genau! Selbst die Bundesregie-
rung sagt, dass es wirtschaftlich nicht nötig ist.

(Abg. O p p e r m a n n  [SPD]: Unsinn!)

Sie sind auch verantwortlich für das Verschleudern
öffentlicher Plätze wie jetzt des Bahnhofsvorplatzes
und für die Kommerzialisierung von Naherholungs-
gebieten. Ich frage mich: Was ist da bürgernah, und
was ist umweltgerecht?

Die Linksfraktion – um einmal darauf zu kommen
– hat in der letzten Legislaturperiode innerhalb von
einem Jahr drei konkrete Vorschläge unterbreitet, wie
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man in Bremen Atomtransporte verhindern kann, bis
hin zu einem fertigen Antrag auf Gesetzesänderung.
Sie haben das alles abgelehnt! Seit 2007 laufen durch-
schnittlich jeden vierten Tag Atomtransporte über
bremisches Gebiet. Alle eineinhalb Wochen geht ein
Atomtransport über die bremischen Häfen. In Ihrem
Koalitionsvertrag sagen Sie, dass Sie weiterhin alle
rechtlichen und tatsächlichen Möglichkeiten aus-
schöpfen wollen. Ich finde, das ist purer Zynismus,
denn Sie hätten in den letzten  Jahren  schon  genug
Gelegenheiten  gehabt, Sie haben sie nicht genutzt!

(Beifall bei der LINKEN)

Ich werde jetzt zum Schluss kommen!

Sie können sich darauf einstellen, dass wir in den
nächsten vier Jahren eine kraftvolle linke und sozi-
ale Opposition sein werden. Wir werden auch auf-
zeigen, dass ein soziales Bremen möglich ist, in dem
Menschen unterschiedlicher Herkunft und mit allen
kulturellen und wirtschaftlichen Voraussetzungen ge-
meinschaftlich leben und mitgestalten können.

Wir werden uns weiterhin ganz konsequent gegen
ausgrenzende, rassistische Tendenzen aufstellen, auch
gegen faschistische Tendenzen, die längst in der Mitte
der Gesellschaft angekommen und nicht mehr nur
am rechten Rand zu suchen sind. Darauf werden wir
auch in der Bürgerschaft extrem achten, dass wir ein
Ansprechpartner für die Menschen sind, die davon
betroffen sind und die sich dagegen zur Wehr set-
zen.

Unser Anspruch – um es ganz kurz zu machen –
ist nicht, Politik für die Menschen zu machen, son-
dern Politik mit den Menschen zu machen. Wir er-
leben in vielen Stadtteilen, in denen wir unterwegs
sind, ganz viele hervorragende Initiativen von Eltern-
vereinen, Elternvertretungen, Stadtteilinitiativen und
Bürgerinitiativen, und in dieser Hinsicht kann ich Ih-
nen nur eines sagen: Diesen werden wir ein Koaliti-
onspartner sein. Das ist uns genauso wichtig wie die
Arbeit hier in der Bürgerschaft.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Weber: Als nächster Redner erhält das
Wort der Abgeordnete Timke.

Abg. Timke (BIW): Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Fünf Minuten Redezeit habe ich, ich muss
mich leider kurzfassen.

Die Wählerinnen und Wähler unseres Bundeslandes
haben der SPD und den Grünen bei der Bürgerschafts-
wahl erneut das Vertrauen ausgesprochen und bei-
de Parteien mit einer satten Mehrheit, mit einer Zwei-
drittelmehrheit,  also  einer  verfassungsändernden
Mehrheit ausgestattet. Die Bürger haben damit deut-
lich gemacht, dass sie sich in den nächsten Jahren

ein „weiter so“ vorstellen können. Was dieses „wei-
ter so“ ganz konkret bedeutet, Frau Kollegin Vogt –
sie ist jetzt gerade hinausgegangen –, das hat Herr
Bürgermeister Böhrnsen heute Morgen auch in sei-
ner Regierungserklärung deutlich gemacht. Das kann
man auch in dem 140 Seiten starken Koalitionsver-
trag nachlesen, den beide Parteien miteinander ge-
schlossen haben.

Um es gleich vorwegzusagen, der große Wurf ist
dieser Koalitionsvertrag sicherlich nicht. Oftmals ver-
liert man sich schon beim Lesen in langen Einleitun-
gen, Schilderungen des Ist-Zustands, Allgemeinplät-
zen und leeren Phrasen. Um nur ein Beispiel zu nen-
nen: Auf Seite 123 des Vertrags schreiben Sie zum
Thema Finanzen, dass Sie, ich zitiere, „mit dem an-
vertrauten Geld sparsam und verantwortungsvoll um-
gehen wollen“. Das ist in meinen Augen eine Selbst-
verständlichkeit und muss nicht noch ausdrücklich
in einem Koalitionsvertrag festgeschrieben werden.
So etwas erwarte ich einfach von einer Regierung!

In vielen Themenbereichen bleibt der Koalitions-
vertrag außerdem weit hinter dem zurück, was man
erwartet, wenn man das Ziel hat, unser Bundesland
wieder auf einen Erfolgskurs zu bringen.

Dazu im Einzelnen: Die zukünftige Finanzpolitik
ist der Großen Koalition ganze vier Seiten in dem 140
Seiten starken Koalitionsvertrag wert. Dabei ist doch
die Frage der zukünftigen Einnahmen und Ausga-
ben des Landes das zentrale Thema der nächsten vier
Jahre, denn das Bundesland Bremen steht vor gro-
ßen finanziellen Herausforderungen.

Unter der rot-grünen Regierung – und ich werde
nicht  müde,  das  immer  wieder  zu  sagen  –  ist  der
Schuldenstand auf 18 Milliarden Euro angewachsen.
Allein für Zinszahlungen müssen wir jährlich 690 Mil-
lionen Euro aufbringen; Geld, das nicht nur im ak-
tuellen Haushalt fehlt – weil es über weitere Kredite
finanziert wird –, sondern auch zukünftigen Gene-
rationen die Luft wegschnürt. Wenn man das Ziel der
Schuldenbremse einhalten und bis 2020 einen aus-
geglichenen Haushalt vorlegen will, dann muss man
mehr als bisher sparen und die Neuverschuldung kon-
sequent abbauen.

Herr Bürgermeister Böhrnsen sprach heute Mor-
gen in seiner Regierungserklärung von einer Hürde,
die es jedes Jahr erneut zu überspringen gilt. Wie will
also nun Rot-Grün diese Neuverschuldung laut Ver-
trag verringern, diese Hürde überspringen? Man greift
unter anderem wieder auf altbewährte Mittel zurück,
nämlich auf Steuererhöhungen. Man überlegt, die Ge-
werbesteuer zu erhöhen, man prüft, ob die Grund-
erwerbsteuer angehoben werden kann. Dabei ist die-
se Steuer bereits zu Jahresbeginn von 3,5 auf 4,5 Pro-
zent angehoben worden und liegt damit schon jetzt
über dem Durchschnitt der Bundesländer. Dieser liegt
bei 4,1 Prozent.

Außerdem  will  man  die  Touristen  mit  einer  Ab-
gabe zur Kasse bitten, und man überlegt, die Kos-
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ten für Straßensanierungen auf die Anlieger abzu-
wälzen. Das sind alles Vorschläge, die nur kurzfris-
tig Geld in die leeren Kassen spülen, langfristig tra-
gen diese Steuer- und Abgabeerhöhungen dazu bei,
dass sich Unternehmer und Umzugswillige zukünf-
tig zweimal überlegen, ob sie nach Bremen oder Bre-
merhaven ziehen und in Eigentum oder Gewerbe in-
vestieren.

Viel mutiger – das sage ich auch ganz deutlich –,
als Hausbesitzer und Gewerbetreibende mit weite-
ren Erhöhungen zu belasten, ist da Ihre Vereinbarung
zur Einsparung von insgesamt 800 Stellen in der  Ver-
waltung in dieser Legislaturperiode, auch wenn sich
das in einigen Bereichen letztlich als Eigentor erweisen
kann, denn auch die Finanzämter sollen weiterhin
ihren Beitrag dazu leisten und laut Koalitionsvertrag
Personal einsparen. Dabei konnten wir erst gestern
den Nachrichten entnehmen, dass das Finanzamt Bre-
merhaven, und das ist nur ein Beispiel, Steuererklä-
rungen aufgrund von akutem Personalmangel nicht
mehr umfassend prüfen kann. Wenn die Finanzäm-
ter zukünftig auch weiterhin Personal einsparen müs-
sen, dann müssen wir uns über Steuerausfälle in die-
sem Land nicht mehr wundern.

Völlig inakzeptabel ist es allerdings, dass man in
diesem Koalitionsvertrag festgeschrieben hat, auch
zukünftig Personaleinsparungen im Bildungsbereich
und bei der Polizei vorzunehmen. Zwar sollen diese
Einsparungen im Bereich der Polizei vorerst durch
eine Verlängerung der Arbeitszeit und die Senkung
der Personalkosten für Ausbildung, Vergütung und
Versorgung erbracht werden, dennoch ist zu befürch-
ten, dass es auch in dieser Legislaturperiode zu rea-
len Personaleinsparungen kommen wird. Dabei wird
von dieser neuen Regierung völlig ausgeblendet, dass
die Polizei bereits am Limit arbeitet und bereits in der
Vergangenheit unter Personaleinsparungen zu lei-
den hatte.

Die seinerzeit in der SPD/CDU-Koalition verein-
barte Zielzahl bei der Polizei ist weder in Bremen noch
in Bremerhaven jemals erreicht worden. Immer noch
fehlen mehr als 200 Polizeibeamte im ganzen Land,
um diese Zielzahlen in beiden Städten zu erreichen.

(Glocke)

Im Koalitionsvertrag ist auch von einer Bekämp-
fung der organisierten Kriminalität die Rede, an der
ethnische Clans und Rockergruppen in Bremen maß-
geblich beteiligt sind. Das ist zu begrüßen! Vor al-
lem ist zu begrüßen, dass man diese Kriminalitäts-
schwerpunkte nicht nur im Bereich der Polizei im Ko-
alitionsvertrag festgeschrieben hat, sondern auch im
Bereich der Justiz. Wie man diese Ziele allerdings er-
reichen will, und das mit dem vorhandenen Perso-
nal und möglicherweise dann auch mit Personalein-
sparungen, das bleibt die spannende Frage und viel-
leicht auch das Geheimnis des neuen Senats. Sie kön-
nen sicher sein, meine Damen und Herren, dass ich

mich auch weiterhin genau zu dieser Frage im Par-
lament zu Wort melden werde. – Herzlichen Dank!

Präsident Weber: Als nächste Rednerin erhält das
Wort die Abgeordnete Frau Bernhard.

Abg. Frau Bernhard (DIE LINKE)*): Einen wun-
derschönen guten Tag, sehr geehrter Herr Präsident,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte doch die
Gelegenheit nutzen, meiner Fraktionsvorsitzenden
noch  ein  paar  Bemerkungen  beizufügen.  Ich  finde
das spannend hier und muss sagen, gerade bei den
letzten Redebeiträgen wird eigentlich die Herausfor-
derung der Zukunft deutlich, die Spannung zwischen
Rot und Grün. Herr Dr. Güldner hat einen interes-
santen Satz gesagt: Manchmal sprechen wir hier auch
die Wahrheit. Das finde ich sehr spannend, denn er
meinte ja, Bremen ist erneuerbar, und das nicht nur
auf der energiepolitischen Ebene. Das ist richtig!

Wenn ich mich erinnere, vor vier Jahren, Herr Rö-
wekamp, haben Sie der damaligen Regierungserklä-
rung vorgeworfen, hier würden Parolen des Klassen-
kampfs in den Plenarsaal geworfen. Sie haben aus-
geführt, und ich darf das zitieren – das ist wirklich
ein erstklassiges Zitat –: „Diese Regierung und die
Linkspartei sind nicht einmal 50 Cent auseinander.“
Ich denke, wir sind uns einig, dass das heute nicht
mehr der Fall ist. Da werden wir uns doch wahrschein-
lich in gar keinem Fall widersprechen. Es ist allerdings
so, dass die Regierungserklärung durchaus eine Aus-
sage des Klassenkampfs ist, und zwar von oben. Es
ist eher ein grünlicher Faden anstatt eines roten Fa-
dens, und das ist genau die Entwicklung, die wir ge-
rade vornehmen.

Es ist ganz interessant, wenn wir einmal durchge-
hen, wie es aussieht: Die sozial Benachteiligten müs-
sen auf den Prüfstand, die Beschäftigten, die sozia-
len Einrichtungen. Sie sollen weniger werden, sie
sollen weniger kosten, und wir sollen aussortieren.
Ich möchte es an zwei, drei Beispielen belegen. Ins-
besondere frauenpolitisch finde ich es sehr spannend.
Wie muss man denn für diese Regierungserklärung
sein? Am besten doch in Leitungsfunktion, bestens
ausgebildet, Vollzeit natürlich, und es wäre auch nicht
schlecht, man wäre kinderlos. Da kann man sagen,
okay, die 50-prozentige Quote, das ist etwas für mich.
Um hier nicht falsch verstanden zu werden, ich bin
absolut keine Gegnerin der Quote, die finde ich völ-
lig richtig, aber der Fokus ist zu eng. Wie sieht es denn
zum Beispiel auf der Staatsräteebene aus? Wie sieht
es mit den Ortsämtern aus? Da haben wir doch immer
noch einen ziemlich massiven männlichen Überhang.
Das muss man doch zugeben.

Wenn ich mir ansehe, wie die soziale Schere zwi-
schen den Frauen inzwischen aussieht, wird mir angst
und bange. Die 90 000 Frauen in Bremen mit gering-
fügiger Beschäftigung und in niedriger Teilzeitent-
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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lohnung haben von dieser Koalition überhaupt nichts.
Die Arbeitnehmerkammer hat erst vor wenigen Ta-
gen eine absolut bemerkenswerte Studie zur Frau-
enarmut in Bremen vorgelegt, die sollten Sie alle sich
einmal ansehen und durchlesen. Das wäre tatsäch-
lich etwas, was wichtig wäre für die nächsten vier
Jahre, denn das Armutsrisiko für Frauen ist aus den
bekannten Gründen deutlich höher als das für Män-
ner. Das ist etwas, wo die Lohnquote, also der Gen-
der Gap, nicht nur 25 Prozent auseinanderliegt, son-
dern 40 Prozent. Das ist das Gender Budgeting, das
wir hier eigentlich haben.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich sage Ihnen, die meisten Frauen brauchen kei-
nen Sitz im Aufsichtsrat, sondern eine gute Bezahlung.

(Abg. Frau H o c h  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Das hat er doch gesagt!)

Die Erzieherinnen wüssten gern, wie das funktioniert,
und die Frauen in den prekären Beschäftigungen an
den Schulen und im öffentlichen Dienst wüssten das
auch ganz gern. Wir haben allein 18 000 alleinerzie-
hende Frauen, die zu mehr als der Hälfte von Hartz IV
leben müssen und arbeitslos sind. Die kommen nicht
einmal in die Nähe eines Aufsichtsrats.

Dann möchte ich noch einmal einen Blick auf das
Beschäftigungsprogramm der Großen Koalition wer-
fen. Vor vier Jahren, da hatten wir ehrlich gesagt einen
ganz guten Aufschlag. Das ist aber letztendlich al-
les vom Tisch. Da gab es tatsächlich die Auseinan-
dersetzung, wie wir Arbeitsmarkt mit Sozialraum zu-
sammenbringen, wie die betroffenen Stadtteile die
Erwerbslosigkeit und tatsächlich auch Beschäftigung
sozialräumlich verbinden können. Und? Pustekuchen!
„Bremen produktiv und integrativ“ gibt es nicht mehr.
Da ist vieles prekär und wirklich nicht toll.

Wir sind keine Anhänger dieser Beschäftigungs-
industrie, es gab aber wenigstens einen Prozess, in
dem sich entsprechend um die Menschen gekümmert
wurde. Da gab es eine Aussage, sozialversicherungs-
pflichtige Stellen einzurichten, InJobs oder Ein-Euro-
Jobs abzubauen, InJobs ist ja ein Bremer Begriff. Wir
hatten 1 100 InJobs, dieses Jahr haben wir noch 562
von den sozialversicherungspflichtigen Stellen, nächs-
tes Jahr haben wir wahrscheinlich gar keine mehr.
Getauscht wird nur noch von sozialversicherungs-
pflichtigen Jobs in Ein-Euro-Jobs. Da muss ich ganz
ehrlich sagen, das ist tatsächlich eine Entwicklung,
die wir nicht mittragen können. Dieselbe Gleichgül-
tigkeit, mit der SPD und Grüne auf der Bundesebe-
ne Hartz IV eingeführt haben, haben wir auf der Lan-
desebene und wir werden nicht müde werden, darauf
hinzuweisen.

(Beifall bei der LINKEN)

Die neue Koalition verbreitet auch wieder den Un-
sinn, dass die Unterstützung der Unternehmen Ar-

beitsplätze hervorbringe. Ja das ist schon richtig, aber
nicht für Bremerinnen und Bremer, schon gar nicht
für Langzeitarbeitslose! Es ärgert mich zutiefst, was
in der Koalitionsvereinbarung über die Erwerbslo-
sigkeit steht. Als müssten sie alle erst in tagesstruk-
turierende Maßnahmen gebracht werden, als müssten
sie alle erst lernen, wie man arbeitet! Der allergröß-
te Teil dieser Menschen braucht nichts weiter als ei-
nen Arbeitsplatz und sonst nichts.

(Beifall bei der LINKEN)

Bremen, das wissen Sie alle, ist die Hochburg der
prekären Jobs. Leiharbeit hat allein 2010 um 29 Pro-
zent zugenommen. Der Zuwachs an sozialversiche-
rungspflichtiger Beschäftigung bezieht sich auf Teil-
zeitarbeit, auf Leiharbeit und auf befristete Arbeit.
Was ist mit den 1 500 Jugendlichen in Bremen und
Bremerhaven, die Jahr für Jahr keinen Ausbildungs-
platz bekommen? Gibt es dazu irgendeine Aussage?
Stattdessen haben wir nach wie vor das Programm
„Stopp der Jugendgewalt“, in dem es einfacher ist,
jemanden polizeilich zu überwachen, als tatsächlich
nach einer Perspektive Ausschau zu halten. Das, finde
ich, ist doch eine Armutszeugnis.

Was ich auch aus meiner beruflichen Perspektive
einmal zusammenfassen muss, ist die Rolle rückwärts
in der Stadtentwicklungspolitik. Können Sie sich noch
erinnern, dieses zarte Pflänzchen, wo wir gesagt ha-
ben, Verknüpfung verschiedener Bereiche? Bildung,
Jugend, Kultur, Menschen mit verschiedenem Hin-
tergrund, aus verschiedenen Herkunftsländern. Wo
ist das geblieben? Die sozialen Stadtmittel werden
gekürzt, das ist ein Bundesprogramm. Gibt es dafür
eine Alternative? Nein! Gibt es für „Bremen produktiv
und integrativ“ irgendetwas? Das wird herunterge-
fahren. „Lokales Kapital für soziale Zwecke“, das ich
selbst sehr gut kenne, kommt in diesem Koalitions-
vertrag gar nicht mehr vor. Übrig geblieben ist „Woh-
nen in Nachbarschaften“. Wollen Sie damit wirklich
alle Löcher stopfen? Wie soll das möglich sein?

Stattdessen  wird  –  wie  nannte  es  Bürgermeister
Böhrnsen so schön? – der Masterplan quartiersweise
entwickelt. Da wird der Fokus auf so etwas wie die
Überseestadt gelegt oder den Stadtwerder. Das City-
Resort, in Horn-Lehe beim Technologiepark ist das
Nächste, was wir uns ansehen werden. Der Bahnhofs-
vorplatz  wird  zubetoniert.  Ich  meine,  das  ist  eine
Stadtentwicklungspolitik, zu der man ganz klar sa-
gen muss, es hat sich etwas geändert. Es hat sich wirk-
lich etwas geändert, und das ist festzustellen. Wir
machen nicht einfach weiter wie bisher. Es wird an-
ders werden, und das ist eine richtig bittere Pille.

Im grün regierten Sozialressort gibt es wahrschein-
lich jetzt schon eine Liste von Projekten, die wir dem-
nächst nicht mehr haben werden, da fällt es einfach
unangenehm auf. Es gibt keinerlei Bestandsgaran-
tien für Selbsthilfe-, Beratungs-, Frauen- oder Jugend-
projekte, nichts dergleichen, sie kommen ebenfalls
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nicht vor. Wir werden Gespräche führen und Lösungs-
wege suchen. Ja und? Man kann das fast schon als
Drohung auffassen.

Das gilt auch für die Mitarbeiterinnen der stadt-
teilbezogenen Jugendprojekte, im Übrigen auch meis-
tens Frauen. Da konnten Sie jetzt den Interviews ent-
nehmen, sie haben anscheinend jahrelang auf der
Speckseite gelebt, jetzt werden sie durchgecheckt und
geprüft und mehr oder weniger ein Stück herunter-
minimiert. Dass ihre Arbeit vielleicht nicht effizient
ist oder sie womöglich Trägerin einer Doppelstruk-
tur sind, ist letztendlich die Aussage, die wir uns je-
weils aus diesem Vertrag, aus den Interviews, den
Verlautbarungen und der Presse anhören können.

(Beifall bei der LINKEN)

Das, finde ich, ist eine Perspektive, die wir nicht
unterstützen können, und die teilen wir selbstver-
ständlich auch nicht. Wir werden diesen sozialen An-
griff nicht hinnehmen. Wir werden mit Zehen und
Klauen um jeden einzelnen Beschäftigungsplatz und
alles kämpfen, was sich an sozial Benachteiligten bei
uns meldet und die wir unterstützen können. Das wer-
den wir in den nächsten vier Jahren mit Akribie tun,
und wir werden nicht verschwinden. – Danke schön!

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Damit ist die Beratung geschlossen.

Fragestunde

Für die Fragestunde sind von den Fraktionen kei-
ne Anfragen eingereicht worden.

Aktuelle Stunde

Für die Aktuelle Stunde ist von den Fraktionen kein
Thema beantragt worden.

Wahl der Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder
des Verfassungs- und Geschäftordnungsausschusses

Die Wahlvorschläge liegen Ihnen schriftlich vor.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Wahl.

Wer  entsprechend  den  Wahlvorschlägen  wählen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) wählt
entsprechend.

(Einstimmig)

Jetzt soll ich mich auffordern, zur konstituierenden
Sitzung einzuladen. Das mache ich hiermit.

Einsetzung eines staatlichen Haushalts- und Finanz-
ausschusses

Antrag der Fraktionen der SPD, Bündnis 90/
Die Grünen, der CDU und DIE LINKE

vom 5. Juli 2011
(Drucksache 18/19)

Wir verbinden hiermit:

Wahl der Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder
des staatlichen Haushalts- und Finanzausschusses

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag der Fraktionen der SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen, der CDU und DIE LINKE mit der
Drucksachen-Nummer 18/19 seine Zustimmung ge-
ben möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
dem Antrag zu.

(Einstimmig)

Meine Damen und Herren, wir kommen jetzt zu
den Wahlvorschlägen.

Die Wahlvorschläge liegen Ihnen schriftlich vor.

Wir kommen zur Wahl.

Wer entsprechend den Wahlvorschlägen wählen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) wählt ent-
sprechend.

(Einstimmig)

Ich bitte die Abgeordnete Frau Piontkowski, zur
konstituierenden Sitzung einzuladen.

Einsetzung eines staatlichen Petitionsausschusses

Antrag der Fraktionen der SPD, Bündnis 90/
Die Grünen, der CDU und DIE LINKE

vom 5. Juli 2011
(Drucksache 18/20)

Wir verbinden hiermit:
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Wahl der Mitglieder und stellvertretenden Mit-
glieder des staatlichen Petitionsausschusses

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag der Fraktionen der SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen, der CDU und DIE LINKE mit der
Drucksachen-Nummer 18/20 seine Zustimmung ge-
ben möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
dem Antrag zu.

(Einstimmig)

Meine Damen und Herren, wir kommen jetzt zu
den Wahlvorschlägen.

Die Wahlvorschläge liegen Ihnen schriftlich vor.

Wir kommen zur Wahl.

Wer entsprechend den Wahlvorschlägen wählen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) wählt ent-
sprechend.

(Einstimmig)

Ich bitte die Abgeordnete Frau Motschmann, zur
konstituierenden Sitzung einzuladen.

Einsetzung eines Ausschusses für Angelegenheiten
der Häfen im Lande Bremen

Antrag der Fraktionen der SPD, Bündnis 90/
Die Grünen, der CDU und DIE LINKE

vom 5. Juli 2011
(Drucksache 18/21)

Wir verbinden hiermit:

Wahl der Mitglieder und stellvertretenden Mitglie-
der des Ausschusses für Angelegenheiten der Häfen

fen im Lande Bremen

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag der Fraktionen der SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen, der CDU und DIE LINKE mit der
Drucksachen-Nummer 18/21 seine Zustimmung ge-
ben möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
dem Antrag zu.

(Einstimmig)

Wir kommen nun zu den Wahlvorschlägen.

Die Wahlvorschläge liegen Ihnen schriftlich vor.

Wir kommen zur Wahl.

Wer entsprechend den Wahlvorschlägen wählen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) wählt ent-
sprechend.

(Einstimmig)

Ich bitte den Abgeordneten Schildt, zur konstitu-
ierenden Sitzung einzuladen.

Einsetzung des Rechtsausschusses

Antrag der Fraktionen der SPD, Bündnis 90/
Die Grünen, der CDU und DIE LINKE

vom 5. Juli 2011
(Drucksache 18/22)

s o w i e

Einsetzung eines staatlichen Rechnungsprüfungs-
ausschusses

Antrag der Fraktionen der SPD, Bündnis 90/
Die Grünen, der CDU und DIE LINKE

vom 5. Juli 2011
(Drucksache 18/23)

u n d

Einsetzung eines Ausschusses für Wissenschaft, Me-
dien und Datenschutz und Informationsfreiheit

Antrag der Fraktionen der SPD, Bündnis 90/
Die Grünen, der CDU und DIE LINKE

vom 6. Juli 2011
(Neufassung der Drucksache 18/24

vom 5. Juli 2011)
(Drucksache 18/29)

d e s  W e i t e r e n

Einsetzung eines Ausschusses für Integration, Bun-
des- und Europaangelegenheiten, internationale Kon-

takte und Entwicklungszusammenarbeit

Antrag der Fraktionen der SPD, Bündnis 90/
Die Grünen, der CDU und DIE LINKE

vom 5. Juli 2011
(Drucksache 18/25)

u n d
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Einsetzung eines Ausschusses für die Gleichstellung
der Frau

Antrag der Fraktionen der SPD, Bündnis 90/
Die Grünen, der CDU und DIE LINKE

vom 5. Juli 2011
(Drucksache 18/26)

Wir verbinden hiermit:

Wahl der Mitglieder und stellvertretenden Mitglie-
der der übrigen noch einzusetzenden ständigen Aus-
schüsse im Sinne des Artikels 105 Absatz 1 Satz 1 der

Bremischen Landesverfassung

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer den Anträgen der Fraktionen der SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen, der CDU und DIE LINKE mit den
Drucksachen-Nummern 18/22, 18/23, 18/29, 18/25
und 18/26 seine Zustimmung geben möchte, den bitte
ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
den Anträgen zu.

(Einstimmig)

Wir kommen nun zu den Wahlvorschlägen.

Die Wahlvorschläge liegen Ihnen schriftlich vor.

Wir kommen zur Wahl.

Wer entsprechend den Wahlvorschlägen wählen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen, CDU
und Abg. T i m k e  [BIW])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen DIE LINKE)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) wählt ent-
sprechend.

Ich bitte die Abgeordnete Frau Peters-Rehwinkel,
zur konstituierenden Sitzung des Rechtsausschusses,
den  Abgeordneten  Dr.  Kuhn,  zur  konstituierenden
Sitzung des staatlichen Rechnungsprüfungsausschus-
ses und des Ausschusses für Integration, Bundes- und
Europaangelegenheiten, internationale Kontakte und
Entwicklungszusammenarbeit, die Abgeordnete Frau
Schön, zur konstituierenden Sitzung des Ausschus-
ses für Wissenschaft, Medien und Datenschutz und
die Abgeordnete Frau Bernhard, zur konstituieren-
den Sitzung des Ausschusses für die Gleichstellung
der Frau einzuladen.

Einsetzung eines Kontrollausschusses nach dem
Polizeigesetz

Antrag der Fraktionen der SPD, Bündnis 90/
Die Grünen, der CDU und DIE LINKE

vom 5. Juli 2011
(Drucksache 18/27)

Wir verbinden hiermit:

Wahl von drei Mitgliedern und drei stellvertreten-
den Mitgliedern des Kontrollausschusses nach dem

Polizeigesetz

Die Beratung eröffnet.

Als erste Rednerin erhält die Abgeordnete Frau Vogt
das Wort.

Abg. Frau Vogt (Die LINKE)*): Wir haben in den
Tagesordnungspunkten 13 und 14 natürlich die Ein-
setzung gemeinsam mit beantragt, aber wir werden
die Mitglieder nicht wählen, denn wir sind – ehrlich
gesagt – ziemlich enttäuscht. Hier wird immer von
der Oppositionsrolle und vitaler Opposition geredet.
Uns wurde bedeutet, man nimmt uns in diese Aus-
schüsse nicht mit, weil man inhaltliche Probleme damit
habe und wir Erblasten der alten Legislaturperiode
zu tragen hätten. Da bin ich ziemlich enttäuscht, und
das ist mit Sicherheit nicht das Umgehen mit der Op-
position, das ich von Ihnen erwarte. Daher werden
wir die Ausschüsse einsetzen, die unter den Tages-
ordnungspunkten 13 und 14 beschlossen werden, aber
wir werden die Mitglieder nicht wählen.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Weber: Als nächster Redner erhält der
Abgeordnete Dr. Güldner das Wort.

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Das finde ich schon, sagen wir einmal, bemerkens-
wert. Wir sind ja hier im Parlament. In der letzten Le-
gislaturperiode war es so, dass die größeren Frakti-
onen der LINKEN und der FDP quasi leihweise Stell-
vertretersitze in diesen Gremien überlassen hatten
und die Stellvertreter dort dann als „vollwertige“ Mit-
glieder des Gremiums von uns mitgenommen wur-
den. Wenn ich jetzt von der parlamentarischen Kon-
trollkommission des Verfassungsschutzes berichten
kann, so ist ihr – –.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Das ist ge-
heim!)

Darf ich das auch nicht sagen? Ist der Herr Innense-
nator noch da? Dann sage ich es anders, Herr Kolle-
ge Röwekamp. Dann sage ich: Es hätte der Eindruck
entstehen können, dass Sie dieses Angebot der grö-
–––––––
*) Von der Rednerin und dem Redner nicht überprüft.
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ßeren Fraktionen, Stellvertreterposten, die Ihnen rech-
nerisch gar nicht zustehen, wahrnehmen zu können,
vielleicht nicht im vollen Umfang wahrgenommen ha-
ben.

(Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Sie waren einfach nicht da!)

Ein Zwischenruf des Abgeordneten Dr. Kuhn be-
hauptet, Sie waren gar nicht da. Dem würde ich jetzt
von hier vorn nicht widersprechen, auch ohne Ge-
heimnisse zu lüften. Da haben wir ehrlich gesagt –
wir sagen es einmal so, wie man normalerweise un-
tereinander spricht – nicht mehr eingesehen, warum
wir Stellvertreterposten an Sie geben sollen, wenn
Sie dann vier Jahre lang nicht kommen. – Vielen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat die Ab-
geordnete Frau Vogt das Wort.

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE)*): Darauf muss ich
einfach etwas erwidern! Wie Sie wissen, haben wir
die Zuständigkeiten in diesem Ressort geändert. Wie
Sie wissen, Sie können sich gern erkundigen, ich war
drei Jahre im Beirat Walle in wer weiß wie vielen Aus-
schüssen. Ich habe, ich glaube, nicht einen einzigen
Ausschuss versäumt. Mir wurde bedeutet, man hät-
te mit mir persönlich da Probleme, und das finde ich
ziemlich schade.

(Beifall bei der LINKEN – Zurufe von der SPD
und vom Bündnis 90/Die Grünen: Was?)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen jetzt zu den Wahlvorschlägen, die Ih-
nen schriftlich vorliegen.

Wir kommen zur Wahl.

Wer entsprechend den Wahlvorschlägen wählen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen, CDU
und Abg. T i m k e  [BIW])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen DIE LINKE)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) wählt ent-
sprechend.
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

Einsetzung einer Parlamentarischen Kontroll-
kommission

Antrag der Fraktionen der SPD, Bündnis 90/
Die Grünen, der CDU und DIE LINKE

vom 5. Juli 2011
(Drucksache 18/28)

Wir verbinden hiermit:

Wahl von drei Mitgliedern und drei stellvertreten-
den Mitgliedern der Parlamentarischen Kontroll-

kommission

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag der Fraktionen der SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen, der CDU und DIE LINKE mit der
Drucksachen-Nummer 18/28 seine Zustimmung ge-
ben möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
dem Antrag zu.

(Einstimmig)

Meine Damen und Herren, wir kommen jetzt zu
den Wahlvorschlägen.

Die Wahlvorschläge liegen Ihnen schriftlich vor.

Wir kommen zur Wahl.

Wer entsprechend den Wahlvorschlägen wählen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen, CDU
und Abg. T i m k e  [BIW])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen DIE LINKE)

Stimmenthaltungen?

Gegen die Fraktion DIE LINKE ist der Wahlvor-
schlag von der Bürgerschaft (Landtag) angenommen
worden.

Einsetzung einer staatlichen Deputation für Bildung

Antrag der Fraktionen der SPD, Bündnis 90/
Die Grünen, der CDU und DIE LINKE

vom 5. Juli 2011
(Drucksache 18/12)

u n d

Einsetzung einer staatlichen Deputation für Umwelt,
Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und Energie

Antrag der Fraktionen der SPD, Bündnis 90/
Die Grünen, der CDU und DIE LINKE

vom 5. Juli 2011
(Drucksache 18/13)
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s o w i e

Einsetzung einer staatlichen Deputation
für Gesundheit

Antrag der Fraktionen der SPD, Bündnis 90/
Die Grünen, der CDU und DIE LINKE

vom 5. Juli 2011
(Drucksache 18/14)

d e s  W e i t e r e n

Einsetzung einer staatlichen Deputation
für Soziales, Kinder und Jugend

Antrag der Fraktionen der SPD, Bündnis 90/
Die Grünen, der CDU und DIE LINKE

vom 5. Juli 2011
(Drucksache 18/15)

s o w i e

Einsetzung einer staatlichen Deputation
für Inneres und Sport

Antrag der Fraktionen der SPD, Bündnis 90/
Die Grünen, der CDU und DIE LINKE

vom 5. Juli 2011
(Drucksache 18/16)

s o w i e

Einsetzung einer staatlichen Deputation
für Kultur

Antrag der Fraktionen der SPD, Bündnis 90/
Die Grünen, der CDU und DIE LINKE

vom 5. Juli 2011
(Drucksache 18/17)

u n d

Einsetzung einer staatlichen Deputation
für Wirtschaft, Arbeit und Häfen

Antrag der Fraktionen der SPD, Bündnis 90/
Die Grünen, der CDU und DIE LINKE

vom 5. Juli 2011
(Drucksache 18/18)

Wir verbinden hiermit:

Wahl der Mitglieder der staatlichen Deputationen

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer den Anträgen der Fraktionen der SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen, der CDU und DIE LINKE mit den
Drucksachen-Nummern 18/12 bis 18/18 seine Zustim-
mung geben möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
den Anträgen zu.

(Einstimmig)

Meine Damen und Herren, wir kommen jetzt zu
den Wahlvorschlägen.

Ich gehe davon, dass für die Deputationen keine
Abgeordneten oder Deputierten vorgeschlagen wur-
den, die in den Verwaltungszweigen, in deren De-
putationen sie gewählt werden, beruflich tätig sind.

Die Wahlvorschläge liegen Ihnen schriftlich vor.

Wir kommen zur Wahl.

Wer entsprechend den Wahlvorschlägen wählen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) wählt
entsprechend.

(Einstimmig)

Bericht zur Höhe der Fraktionszuschüsse

Mitteilung des Vorstands der Bremischen
Bürgerschaft

vom 29. Juni 2011
(Drucksache 18/6)

Die Beratung ist eröffnet.

Als erste Rednerin hat das Wort die Frau Abgeord-
nete Frau Bernhard.

Abg. Frau Bernhard (DIE LINKE)*): Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Ich möchte nur zu dem
vorliegenden  Bericht  und  dem  Antrag  über  die
Fraktionszuschüsse eine Anmerkung machen! Mit der
LINKEN wurde er nicht abgestimmt! Er hat nicht die
Zustimmung der LINKEN, und das möchte ich hier
noch einmal zu Protokoll geben.

(Abg. T s c h ö p e  [SPD]: Abgestimmt ist
er schon!)

Nicht mit uns! – Danke!

Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer der vorgeschlagenen Verteilung der Frakti-
onsmittel seine Zustimmung geben möchte, den bitte
ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen, CDU
und Abg. T i m k e  [BIW])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen DIE LINKE)
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
der vorgeschlagenen Verteilung der Fraktionsmittel
zu.

Im Übrigen nimmt die Bürgerschaft (Landtag) von
dem Bericht des Vorstands der Bremischen Bürger-
schaft Kenntnis.

Arbeitsweise der Bürgerschaft

Mitteilung des Vorstands der Bremischen
Bürgerschaft

vom 29. Juni 2011
(Drucksache 18/7)

Da ich auf diesen Punkt mehrfach angesprochen
wurde, weise ich darauf hin, dass sich die Lage der
Gremienwochen an der Plenarsitzung orientiert.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag des Vorstands der Bremischen
Bürgerschaft seine Zustimmung geben möchte, den
bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
dem Antrag zu.

(Einstimmig)

Im Übrigen nimmt die Bürgerschaft (Landtag) von
dem Bericht des Vorstands der Bremischen Bürger-
schaft Kenntnis.

Wahl und Vereidigung von Frau Staatsrätin Prof. Dr.
Eva Quante-Brandt zum weiteren Mitglied des Se-

nats nach Artikel 107 der Landesverfassung

Mitteilung des Senats vom 30. Juni 2011
(Drucksache 18/8)

Für die Wahl eines weiteren Mitglieds des Senats
hat der Senat Frau Staatsrätin Prof. Dr. Eva Quante-
Brandt vorgeschlagen.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Meine Damen und Herren, die weiteren Mitglie-
der  des  Senats  werden  nach  Artikel  107  Absatz  2
Satz 1 der Landesverfassung mit der Mehrheit der
abgegebenen Stimmen gewählt.

Gemäß Paragraf 58 Absatz 2 unserer Geschäfts-
ordnung erfolgt die Wahl des Senats in geheimer Ab-
stimmung. Gemäß Paragraf 58 Absatz 4 unserer Ge-
schäftsordnung erfolgt die Abstimmung mit Stimm-

zetteln in der Wahlkabine. Sie haben die Möglich-
keit, Ja, Nein oder Stimmenthaltung anzukreuzen.

Die Ausgabe der Stimmzettel und Wahlumschlä-
ge erfolgt nach Namensaufruf an dem Tisch neben
den Wahlkabinen.

Wir kommen zur Wahl.

Ich eröffne den Wahlgang.

Ich rufe jetzt alle Abgeordneten nach dem Alpha-
bet namentlich auf und bitte die so aufgerufenen Da-
men und Herren, die Wahl vorzunehmen. Gleichzeitig
bitte  ich  die  Schriftführerinnen  Frau  Hiller,  Frau
Mahnke und Frau Dr. Mohammadzadeh, an der Aus-
gabestelle der Stimmzettel und an den Wahlurnen
Platz zu nehmen.

Ich beginne mit dem Namensaufruf.

(Es folgt der Namensaufruf.)

Meine Damen und Herren, ich frage noch einmal,
ob alle Abgeordneten ihre Stimmzettel erhalten und
abgegeben haben.

Ich stelle fest, dass alle Abgeordneten ihre Stimm-
zettel erhalten und abgegeben haben.

Meine Damen und Herren, damit ist der Wahlgang
beendet.

Wir kommen jetzt zur Auszählung der abgegebe-
nen Stimmen.

Ich bitte die Schriftführerinnen, die Auszählung vor-
zunehmen.

Ich unterbreche die Sitzung der Bürgerschaft (Land-
tag), bis das Ergebnis der Auszählung vorliegt.

(Unterbrechung der Sitzung 13.36 Uhr)

*
Präsident Weber eröffnet die Sitzung wieder um 13.45
Uhr.

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, ich
eröffne  die  unterbrochene  Sitzung  der  Bürgerschaft
(Landtag).

Ich gebe Ihnen jetzt das Wahlergebnis bekannt, und
zwar in der Form, wie es mir von den Schriftführe-
rinnen vorgelegt wurde: ausgegebene Stimmzettel
81, abgegebene Stimmzettel 81, vernichtete Stimm-
zettel keiner.

Auf Frau Prof. Dr. Quante-Brandt entfielen 54 Ja-
stimmen, 27 Neinstimmen, keine Enthaltungen und
keine ungültigen Stimmen. Damit ist Frau Staatsrä-
tin Prof. Dr. Quante-Brandt gemäß Artikel 107 Ab-
satz 2 unserer Landesverfassung in den Senat gewählt.

(Beifall)
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Ich frage Sie, Frau Prof. Dr. Quante-Brandt: Neh-
men Sie die Wahl an?

(Staatsrätin P ro f .  Dr.  Quante-Brand t:
Ja, ich nehme die Wahl an!)

Ich stelle fest, Sie haben die Wahl in den Senat
angenommen.

Wir kommen nun zu Ihrer Vereidigung.

Nach der Landesverfassung haben Sie den Eid vor
der Bürgerschaft zu leisten. Ich spreche Ihnen jetzt
die Eidesformel vor und bitte Sie, mit den Worten „Das
schwöre ich“ oder „Das schwöre ich, so wahr mir Gott
helfe“ den Eid zu leisten!

Die Eidesformel lautet: „Ich schwöre als Mitglied
des Senats, das Grundgesetz für die Bundesrepublik
Deutschland und die Landesverfassung der Freien
Hansestadt Bremen halten und schützen zu wollen.“

Frau Prof. Dr. Quante-Brandt, ich bitte Sie, jetzt den
Eid zu leisten!

(Staatsrätin P r o f .  D r.  Q u a n t e - B r a n d t:
Das schwöre ich!)

Meine Damen und Herren, dem von uns heute ge-
wählten und soeben vereidigten weiteren Mitglied
des Senats, Frau Prof. Dr. Eva Quante-Brandt, spre-
che ich die Glückwünsche der Bremischen Bürger-
schaft aus.

(Beifall)

Ich unterbreche die Sitzung für fünf Minuten.

(Unterbrechung der Sitzung 13.48 Uhr)

*
Präsident Weber eröffnet die Sitzung wieder um 13.52
Uhr.

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, ich
eröffne die unterbrochene Sitzung der Bürgerschaft
(Landtag).

Wahl  von  Frau  Staatsrätin  Prof.  Dr.  Eva  Quante-
Brandt als Mitglied des Ausschusses der Regionen

der Europäischen Union

Mitteilung des Senats vom 30. Juni 2011
(Drucksache 18/9)

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Der Senat schlägt vor, Frau Staatsrätin Prof. Dr. Eva
Quante-Brandt anstelle der als weiteres Mitglied des
Senats ausgeschiedenen Frau Staatsrätin Dr. Kerstin

Kießler zum ordentlichen Mitglied in den Ausschuss
der Regionen der Europäischen Union für die fünfte
Mandatsperiode bis 2014 zu wählen.

Wir kommen zur Wahl.

Wer  entsprechend  dem  Wahlvorschlag  wählen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) wählt ent-
sprechend.

(Einstimmig)

Frau  Prof.  Dr.  Quante-Brandt,  meine  herzlichen
Glückwünsche, und alles Gute für Ihre Arbeit für die
Freie Hansestadt Bremen!

(Beifall)

Jahresbericht 2011 der Freien Hansestadt
Bremen – Land – des Rechnungshofs der

Freien Hansestadt Bremen
vom 9. Juni 2011

(Drucksache 18/1)

Interfraktionell wurde sich zwischenzeitlich darauf
verständigt, den ausgesetzten Tagesordnungspunkt
27 heute zu behandeln und an den staatlichen Rech-
nungsprüfungsausschuss zu überweisen. Ich gehe da-
von aus, dass Sie mit dieser Vorgehensweise einver-
standen sind. – Das ist der Fall!

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer der Überweisung des Jahresberichts 2011 der
Freien Hansestadt Bremen (Land) des Rechnungs-
hofs der Freien Hansestadt Bremen mit der Druck-
sachen-Nummer 18/1 zur Beratung und Berichterstat-
tung an den staatlichen Rechnungsprüfungsausschuss
seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich um
das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Meine Damen und Herren, ich stelle fest, die Bür-
gerschaft (Landtag) überweist entsprechend.

(Einstimmig)

Damit sind wir am Ende unserer heutigen Land-
tagssitzung angekommen. Ich bedanke mich.

Ich schließe die Sitzung.

(Schluss der Sitzung 13.53 Uhr)
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